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Vorwort 

Der unter der Schirmherrschaft des Herrn Bundespräsidenten Dr. h. c. Lübke stehende 
Deutsche Rat für Landespflege hat sich in den letzten Jahren mit vielen aktuellen Fragen 
der Landespflege im Bundesgebiet befaßt. So hat er zu den Fragen der Hochrheinschiffahrt, 
des Braunkohlenabbaues am Niederrhein und am Hohen Meißner, der Erhaltung der 
Naturschutzgebiete auf der Insel Sylt, der Straßenplanung im Rheingau und des Ausbaues 
der Mosel Stellung genommen. Seine Stellungnahmen, bei denen er stets im Sinne der 
„ Grünen Charta von der Mainau" um den Ausgleich von Natur und Technik bestrebt war, 
sind in der Schriftenreihe des Rates veröffentlicht worden. 

Mit dem vorliegenden Heft seiner Schriftenreihe legt der Rat nunmehr die Ergebnisse 
einer mehrjährigen Arbeit über Rechtsfragen der Landespflege vor. Ein Rechtsausschuß 
hat das bestehende Recht auf seine Wirksamkeit untersucht und Vorschläge erarbeitet, wie 
durch eine zweckmäßige Gesetzgebung in Bund und Ländern das derzeitig geltende Recht 
verbessert und ergänzt werden könnte. Die Vorschläge sind in einer Anzahl von „Leitsätzen 
für gesetzliche Maßnahmen auf dem Gebiet der Landespflege" zusammengefaßt und be-
gründet worden. 

Die Zunahme der Bevölkerung und die fortschreitende Technik und Automation belasten 
die Kulturlandschaft in ständig wachsendem Ausmaß. Eine gesunde Umwelt und eine ge-
ordnete und nachhaltige Nutzung der natürlichen Hilfsquellen, wie Boden und Wasser, 
Luft und Klima, Pflanzen- und Tierwelt, sind aber eine Voraussetzung für ein menschen-
würdiges Leben. Um eine Entwicklung zu verhindern, die ausschließl ich zu Lasten von 
Natur und Landschaft gehen könnte, bedarf es hinreichender gesetzlicher Maßnahmen. Die 
Leitsätze und ihre Begründungen zeigen, wie bestehende Gesetze ergänzt, neue geschaffen 
und die Bestrebungen der Landespflege überhaupt in der Gesetzgebung berücksichtigt 
werden sollten. Darüberhinaus gibt das Heft, das sich mit einer Reihe von Sachver-
ständigenbeiträgen den Rechtsfragen der Landespflege widmet, den Parlamenten und 
Regierungen eine Fülle wertvoller Anregungen und Hinweise, die sie für ihre verant-
wortungsvollen Aufgaben auswerten können. 

Bonn, im Juni 1967 

{Dr. Eugen Gerstenmaler) 

Präsident des Deutschen Bundestages 



Deutscher Rat für Landespflege 

Der Sprecher Insel Mainau, den 15. Juni 1967 

An den 

Bundeskanzler der Bundesrepublik Deutschland 

Herrn Dr. h. c. Kurt Georg K 1 es i n g e r 

53 Bonn 

Koblenzer Straße 

Betr.: 

Leitsätze für gesetzliche Maßnahmen auf dem Gebiet der Landespflege 

Sehr geehrter Herr Bundeskanzler Dr. Kiesinger! 

Auf der Sitzung des Deutschen Rates für Landespflege im Oktober 1964 in Kassel wurde 
beschlossen, Leitsätze für gesetzliche Maßnahmen auf dem Gebiet der Landespflege aus-
arbeiten zu lassen. Ein Rechtsausschuß unter Vorsitz des Ratsmitgliedes 

Bundesverfassungsrichter Prof. Dr. Erwin Stein, Karlsruhe, 

und den Herren 

Prof. Dr. Konrad B u c h w a 1 d , Hannover, 
Wolfgang B u r h e n n e, Bonn, 
Dr. Erhard M ä d i n g , Köln, 
Prof. Dr. Gerhard 0 1 s c h o w y, Bad Godesberg, 
Werner Po h 1 , Köln, 
Dr. Rudolf St i c h , Mainz, 
Dr. Günter Z w an z 1 g , Mainz, 

hat nunmehr dem Rat als Ergebnis seiner Arbeit neun Leitsätze mit Begründungen vorgelegt, 
die auf einer Ratssitzung am 3. März 1967 in Bonn angenommen worden sind. 

Hiermit überreiche ich Ihnen, sehr geehrter Herr Bundeskanzler, diese Leitsätze mit der Bitte, 
sie den zuständigen Bundesressorts zur Auswertung zuzuleiten und die erforderlichen gesetz-
lichen Regelungen, soweit sie in den Zuständigkeitsbereich der Bundesregierung fallen, 
anzustreben. 

Dem Präsidenten des Deutschen Bundestages, Herrn D. Dr. Eugen Gerstenmai er, den 
Ministerpräsidenten und den Landtagspräsidenten der Länder habe ich ebenfalls die Leit-
sätze zugeleitet. 

Mit freundlichen Grüßen 

Ihr 



Leitsätze für gesetzliche Maßnahmen auf dem Gebiet der Landespflege 

Die Zunahme der Bevölkerung und die Verdichtung in den 
Siedlungsräumen erfordern zum Schutz der Menschen-
würde und zur Sicherung der freien Entfaltung der Persön-
lichkeit in der Gemeinschaft, die Lebensgrundlagen und 
die Umwelt des Menschen in Stadt und Land sinnvoll zu 
gestalten. 

Die folgenden Leitsätze sollen die notwendigen gesetzlichen 
Regelungen auf dem Gebiet der Landespflege umschreiben: 

Leitsatz 1 (Gesetzliche Grundlagen) 

Die freie Landschaft und die Siedlungsbereiche sind bisher 
im Sinne der Landespflege nur fü r begrenzte Gebiete und 
in bestimmten Beziehungen in die Gesetzgebung einbe-
zogen, z.B. nach dem Raumordnungsrecht, Naturschutzrecht, 
Bau- und Bodenrecht, Land- und Forstwirtschaftsrecht, Was-
serrecht und Immissionsschutzrecht in Bund und Ländern. 
Diese gesetzlichen Grundlagen für Schutz, Pflege und Ent-
wicklung der Landschaft und der Grünbestände in Sied-
lungen reichen angesichts des schnellen Nutzungswandels 
des Bodens und des Strukturwandels der Landwirtschaft 
nicht mehr aus. Um das Land mit seinen Wohn-, Industrie-, 
Agrar- und Erholungsbereichen nachhaltig leistungsfähig 
und für den Menschen gesund zu erhalten und zu ge-
stalten, sind daher weitere bundes- und landesgesetzllche 
landespflegerlsche Vorschriften erforderlich, die die natür-
lichen Lebensgrundlagen gewährleisten. 

Im Interesse einer wirksamen Landespflege sollten die 
Länder die ihnen zustehenden staatlichen Befugnisse aus-
schöpfen. Soweit die nötigen Vorschriften für die Landes-
pflege auf Grund der konkurrierenden oder Rahmenkompe-
tenz des Bundes erlassen werden können, sollten sie als 
Bundesrecht - sei es als besondere Gesetze, sei es als 
Ergänzung bestehender Gesetze - ergehen, weil ein Be-
dürfnis nach bundesgesetzlicher Regelung besteht. 

Das geltende Naturschutzrecht reicht aus, solange die 
Rechtseinheit im wesentlichen gewahrt bleibt. Der Bund 
sollte jedoch die Möglichkeit haben, Bestrebungen des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege zu fördern sowie 
Naturparke, Naturreservate und Kulturdenkmäler von natio-
naler Bedeutung zu sichern. 

Leitsatz 2 (Landespflege als rechtliche Verpflichtung) 

Bund, Länder, Gemeinden, Gemeindeverbände sowie son-
stige Gebietskörperschaften wären, soweit dies noch nicht 
geschehen Ist, rechtlich zu verpflichten, 

a) die Erfordernisse der Landespflege bei Erfüllung ihrer 
Befugnisse und Aufgaben zu beachten und für eine wirk-
same Zusammenarbeit der Fachbehörden Sorge zu tra-
gen; 

b) dafür zu sorgen, daß die natürlichen Hilfsquellen im 
Sinne der Landespflege sachgerecht behandelt und ge-
nutzt werden; 

c) Grünbestände in einem der Bevölkerungsverteilung und 
der Bevölkerungsdichte angemessenen Umfange nach 
den Erfordernissen der Landespflege zu erhalten und 
zu schaffen; 

d) das natürliche Wirkungsgefüge und die natürliche Eigen-
art der Landschaft bei allen sie verändernden Maßnah-
men ausreichend zu berücksichtigen und nachteilige Ver-
änderungen, die durch unvermeidbare Eingriffe hervor-
gerufen werden, zu beseitigen oder auszugleichen. 

Leitsatz 3 (Landespflegebereiche) 

Durch Gesetz sollte die Möglichkeit geschaffen werden, be-
stimmte Landschaftsteile und Flächen mit Grünbeständen 
durch die höheren Verwaltungsbehörden zu „Landespflege-
bereichen" zu erklären. In Landespflegebereichen sollten 
zur Erhaltung, Pflege und für die Art der Nutzung der 
natürlichen Hilfsquellen dem Eigentümer Pflichten auferlegt 
werden können (seien es Sozialbindungen des Eigentums, 
seien es enteignende Eingriffe), soweit das Ziel der Lan-
despflege nicht durch angemessene vertragliche Regelung 
erreicht werden kann. Flächen, die auf Grund anderer Vor-
schriften Nutzungsbeschränkungen und Nutzungsanordnun-
gen im Sinne der Landespflege unterliegen, wären auch den 
Vorschriften über Landespflegebereiche zu unterstellen; das 
sollte nicht für die in Bauleitplänen nach dem Bundesbau-
gesetz vorgesehenen Nutzungsbindungen und Nutzungs-
anordnungen gelten. 

Leitsatz 4 (Landschaftspläne) 

Durch Gesetz wäre festzulegen, daß vor Entwurf der nach 
den Vorschriften über Raumordnung, Landesplanung, Fach-
planung und städtebauliche Planung aufzustellenden Pläne 
Landschaftspläne als deren Grundlage vorhanden sein 
müssen. Soweit Landschaftspläne oder Teile von ihnen in 
rechtsverbindliche Pläne übernommen werden, teilen sie 
deren Wirkungen. Wo Flächennutzungspläne nicht vorhan-
den oder noch nicht vorhanden sind, sollte der Landschafts-
plan nach seiner Festsetzung die Wirkungen eines Flächen-
nutzungsplanes haben. 

Leitsatz 5 (Freier Zugang zu Wäldern, Bergen und Ge-
wässern) 

Das freie Betreten von Wäldern, Gehölzen, Bergweiden und 
Gebieten oberhalb der Waldgrenze wäre zum Wohle der 
Allgemeinheit auch dort gesetzl ich zu gestatten, wo dies 
noch nicht gesichert ist. Meeresküsten, Ufer von Seen und 
Wasserläufen sowie Gewässer, die im Eigentum der öffent-
lichen Hand stehen, wären zum Zwecke der Erholung für die 
Allgemeinheit auf Gefahr der Benutzer grundsätzlich offen-
zuhalten. Soweit sich derartige Flächen in privater Hand 
befinden und der Allgemeinheit nicht zugängl ich sind, sollte 
dieser Zweck durch Vereinbarung, Ankauf oder Nutzungs-
beschränkungen im Rahmen der Sozialpfllchtlgkeit, nötigen-
falls durch Enteignung, erreicht werden. 

Diese Freiheiten dürften eingeschränkt werden, soweit es 
aus übergeordneten Gesichtspunkten der Landespflege, der 
Forst- und Landwirtschaft, der Fischerei und Wildhege, der 
Wasserversorgung und des Schutzes vor Gefahren gesetz-
lich zulässig ist. 
Beeinträchtigungen der Erholungsuchenden, insbesondere 
durch Lärm, durch Kraftfahrzeuge und motorisierten Boots-
verkehr, sollten ausgeschlossen werden. 

Leitsatz 6 (Verpflichtung des Eigentümers gegenüber der 
Landschaft) 

Art. 14 Abs. 2 GG bestimmt, daß Eigentum verpflichtet und 
sein Gebrauch zugleich dem Wohle der Allgemeinheit dienen 
soll. Das bedeutet: Wo Eigentümer oder Nutzungsberechtigte 
durch die Art der Nutzung Nachteile, Gefahren oder Be-
lästigungen verursachen, die dazu führen, daß der Ge-
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brauch des Eigentums nicht zugleich dem Wohle der All-
gemeinheit dient, müssen solche Schäden von ihnen und 
nicht von der Allgemeinheit beseitigt werden. Die Verwirk-
lichung dieses Grundsatzes erfordert, dem Eigentümer und 
Nutzungsberechtigten in den einschlägigen Gesetzen ent-
sprechende Verpflichtungen aufzuerlegen. 

In Anwendung dieses Rechtsgedankens müßten auch die 
Voraussetzungen dafür geschaffen werden, daß Grund-
stücke, die von dem Eigentümer oder Nutzungsberechtigten 
anhaltend und in erheblichem Maße nicht genutzt werden 
und hierdurch die Landschaft beeinträchtigen, einer Ver-
wendung zugeführt werden, die den Erfordernissen der Lan-
despflege gerecht wird. 

Leitsatz 7 (Rechtsweg für anerkannte Vereinigungen) 

Soweit Maßnahmen auf dem Gebiet der Landespflege Im 
verwaltungsgerichtllchen Verfahren angefochten werden 
können, sollte der Gesetzgeber dafür Sorge tragen, daß 
auch den Bundes- und Landesvereinigungen, die sich 
satzungsgemäß der Landespflege widmen und von der zu-
ständigen obersten Bundes- oder Landesbehörde als solche 
anerkannt sind, der Rechtsweg oder der Beitritt zum Ver-
fahren offensteht. 

Leitsatz 8 (Gemeinschaftsaufgaben) 

Zahlreiche landespflegerische Aufgaben erfordern aus poli-
tischen, wirtschaftlichen, finanziellen und sonstigen Grün-
den eine gemeinschaftliche Lösung durch alle Beteiligten 
im Wege von Vereinbarungen, Verwaltungsabkommen oder 
Zusammenschlüssen, insbesondere bei der Bildung regio-
naler Träger von Planungs- und Verwaltungsaufgaben. So-
weit dies auf freiwilliger Grundlage nicht zu erreichen wäre, 
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hätte der Gesetzgeber die notwendigen Voraussetzungen 
für Zwangszusammenschlüsse zu schaffen. Dies glit ins-
besondere für die Neugestaltung von Landschaften und 
Ortsbereichen von übergebietlicher Bedeutung, deren Er-
haltung und Pflege sowie für den Ankauf von Grundstücken 
für diese Zwecke. Als solche Aufgaben kommen u. a. in Be-
tracht, soweit keine rechtliche Verpflichtung hierzu bereits 
besteht: 

Ausweisung und Gestaltung von Landespflegebereichen, 
z. B. Naturparken, Naherholungsgebieten, Wasserschon-
und -schutzgebieten; 
Pflanzungen jeder Art, wie Schutzpflanzungen für Boden, 
Wasser, Klima und Tierwelt sowie Pflanzungen für das 
Orts- und Landschaftsbild; 
Rekultivierungen von Gebieten, die als Halden, Stein-
brüche, Entnahmestellen und Baggerseen verblieben sind 
und einer Einfügung in die Landschaft und einer Neu-
gestaltung bedürfen; 
Beseitigung oder Nutzbarmachung von Abfallstoffen jeder 
Art einschließlich von Autowracks. 

Leitsatz 9 (Angleichen des Landespflegerechts in den euro-
päischen Ländern) 

Die räumliche, wirtschaftliche, soziale und kulturelle Ver-
flechtung sowie die Mobilität der heutigen Massengesell-
schaft erfordern eine Angleichung der Jandespflegerischen 
Maßnahmen und ihrer rechtlichen Grundlagen in den euro-
päischen Ländern. Die gesetzgebenden Körperschaften, die 
Regierungen und die zwischenstaatlichen Einrichtungen 
sollten aus diesen Gründen unverzüglich das Recht der 
Landespflege, die Begriffsbestimmungen der geschützten 
Gebiete und der Schutzgegenstände sowie die Grenzwerte 
für Nutzung und Erhaltung der natürlichen Hilfsquellen 
harmonisieren. 



Erläuterungen zu den Leitsätzen für gesetzliche Maßnahmen 
auf dem Gebiet der Landespflege 

1. Allgemeines 

La n d es p f 1 e g e ist die naturgemäße Erhaltung, Gestal-
tung, Pflege und Entwicklung des Landes als Lebensgrund-
lage und menschenwürdige Lebensumwelt. Sie erstrebt eine 
dem Menschen gerechte und zugleich naturgemäße Umwelt 
durch Ordnung, Schutz, Pflege und Entwicklung der Wohn-, 
Industrie-, Agrar- und Erholungsbereiche. Das erfordert den 
Ausgleich zwischen dem natürlichen Potential eines Landes 
und den vielfältigen Ansprüchen der Gesellschaft. 

Die Landespflege ist Bestandteil der Raumordnung mit dem 
Schwerpunkt im ökologischen Bereich. Sie umfaßt die Land-
schaftspflege, den Naturschutz, die Grünordnung, die Siche-
rung von Erholungsbereichen und die Bewahrung der kul-
turellen Werte der Landschaft. 

a) Die La n d s c h a f t s p f 1 e g e erstrebt die Ordnung, 
den Schutz, die Pflege und die Entwicklung von Land-
schaften mit dem Ziel einer nachhaltig leistungsfähigen, 
ökologisch vielfältigen und gesunden Landschaft. Sie 
soll insbesondere Schäden im Landschaftshaushalt und 
im Landschaftsbild vorbeugend verhindern und bereits 
eingetretene Schäden ausgleichen oder beseitigen. Die 
Landschaftspflege umfaßt die Landschaftsplanung, den 
Landschaftsbau und die pflegliche Nutzung der natür-
lichen Hilfsquellen, wie Boden, Wasser, Luft, Pflanzen-
und Tierwelt. Sie erstreckt sich vor allem auf die freie 
Landschaft. 

b) Der N a tu r s c h u t z dient dem Schutz und der Er-
haltung schutzwürdiger Teile und Bestandteile der Land-
schaft. Seine Aufgabe ist es, aus kulturellen, wissen-
schaftlichen, wirtschaftlichen und sozialen Gründen 
Landschaften und Landschaftsbestandteile einschließlich 
bestimmter seltener und gefährdeter Tier- und Pflanzen-
arten zu sichern durch allgemeinen Landschaftsschutz, 
Landschaftsschutzgebiete (Gebiete, die vornehmlich der 
Erhaltung eines ausgegl ichenen Landschaftshaushaltes 
und der Erholung dienen), durch Naturschutzgebiete (Ge-
biete, die vornehmlich der Wissenschaft sowie der Er-
haltung bedrohter Tier- und Pflanzenarten dienen), durch 
geschützte Landschaftsbestandteile, Naturdenkmäler und 
Artenschutz. Der Naturschutz erstreckt sich auf die freie 
Landschaft und auf den Stadt- und Siedlungsbereich. 

c) Die G r ü n o r d n u n g erstrebt, Grünflächen und Grün-
bestände in Stadt- und Siedlungsbereichen zu schaffen 
und zu sichern, sie räumlich und funktionell unterein-
ander und zu den baulichen Anlagen unter Berücksichti-
gung der städtebaulichen Entwicklung zu ordnen. Die 
Grünordnung umfaßt Grünplanung, Grünflächenbau und 
Grünpflege. 

Die Landespflege in ihren vielfältigen miteinander verfloch-
tenen Bezügen ist nach dem Grundgesetz und den Ver-
fassungen der Länder eine bedeutende gemeinsame Auf-
gabe von Bund, Ländern und Gemeinden. 

II. Erläuterungen zu den Leitsätzen 

ZUR PRÄAMBEL 

Die Präambel legt dar, welche Stellung der Landespflege in 
der Werteordnung des Grundgesetzes zukommt. Ihre Grund-
werte sind Menschenwürde und freie Entfaltung der Persön-
lichkeit in der Gemeinschaft. Deshalb hat die Landespflege 
dazu beizutragen, Lebensgrundlagen und Umwelt des 

Menschen in Stadt und Land sinnvoll zu gestalten. Grund-
gedanken hierzu hat die „ Grüne Charta von der Mainau" 
festgelegt; sie sind in den folgenden Leitsätzen näher aus-
gestaltet. 

ZU LEITSATZ 1 

Die gebotene Durchsetzung der Ziele der Landespflege hat 
vor allem die Schaffung weiterer gesetzlicher Grundlagen 
zur Voraussetzung. Im einzelnen beziehen sich diese auf 
folgende Sachbereiche: 

Übertragung landespflegerischer 
Aufgaben 

- Bei Zusammenfassung der auf verschiedenen Ebenen 
bestehenden Verwaltungseinrichtungen zu jeweils größe-
ren Einheiten gleichzeitige Übertragung auch landes-
pflegerischer Aufgaben auf diese Einheiten. 

Raumordnung und Landesplanung 

- Mitwirkung der Landespflege bei der Aufstellung von 
Landesentwicklungsprogrammen und Raumordnungs-
plänen sowie von regionalen Programmen, Plänen und 
Teilplänen, insbesondere durch Landschaftspläne; 

- stärkere Einschaltung von Behörden, Stellen und Organi-
sationen der Landespflege in den zuständigen Beschluß-
körperschaften und Beiräten. 

Bauleitplanung 

- Erweiterung der rechtl ichen Möglichkeiten, das Anpflan-
zen von Bäumen und Sträuchern anzuordnen und Bin-
dungen für die Bepflanzung und für die Erhaltung von 
Bäumen, Sträuchern und Gewässern festzusetzen unter 
Stärkung der Kompetenzen der höheren Verwaltungs-
behörden; 

- Pflicht zur Darstellung bzw. Festsetzung der Begründung 
für Straßen und für Baugebiete im Rahmen der Bauleit-
pläne; 

- Versagung der Genehmigung privilegierter Vorhaben Im 
Außenbereich bereits bei Beeinträchtigung öffentlicher 
Belange; 

- Ergänzung der Baunutzung- und Planzeichenverordnung 
durch Vorschriften über Darstellung und Festsetzung von 
Art und Maß der Begrünung. 

Bodenerhaltung 

- Verbesserung des Mutterbodenschutzes, auch des durch 
Baumaßnahmen gefährdeten Mutterbodens; 

- Erhaltung guter landwirtschaftlicher Böden. 

Lagerstättenabbau 

- Pflicht zur Rekultivierung von Steinbrüchen, Abraum-
halden, Kiesgruben und dergleichen; 

- Ausdehnung der Bergaufsicht auf die Ordnung der Ober-
flächennutzung und die Pflege der Landschaft während 
des Bergwerksbetriebes und nach dem Abbau; 

Einbeziehung von Aufschüttungen, Abgrabungen, Aus-
schachtungen und dergleichen in das Bauaufsichtsrecht 
mit der Maßgabe, daß diese Vorschriften unabhängig 
vom Vorhandensein von Bauleitplänen und für die ge-
samte Landschaft gelten; 
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Pflicht zur Vorlage und Durchführung eines Betriebs-
planes, aus dem sich auch Maßnahmen zum Schutz des 
Mutterbodens, des Grundwassers sowie der Rekulti-
vierung ergeben; Sicherung der Erfüllung der Auflagen 
durch Hinterlegung von Bürgschaften o. ä. 

Wasserhaushalt 

- Beteiligung der Landespflege und Berücksichtigung ihrer 
Ziele bei Benutzung, Unterhaltung und Ausbau der Ge-
wässer; 

Erweiterung der Kompetenzen der Wasser- und Boden-
verbände zum Zwecke des Schutzes und der Pflege von 
Grünbeständen sowie zur Vornahme sonstiger landes-
pflegerischer Maßnahmen. 

Luftreinhaltung 

Verbesserung des Immissionsschutzrechtes; 

Pflicht zur Anlage von Waldstreifen und Schutzpflan-
zungen gegen technisch unvermeidbare Immissionen. 

Schutz und Pflege von Grünbeständen 

- Verbesserung der Rechtsgrundlagen für Bodenschutz-
pflanzung-an ; 

Schaffung gesetzlicher Grundlagen zum Schutz und zur 
Pflege von Grünbeständen im Stadtbereich; 

Pflicht zur Vornahme von Ersatzpflanzungen, falls Grün-
bestände beseitigt werden ; 

Berücksichtigung der Ziele der Landespflege im Nachbar-
recht, z. B. bei Neuanlage, Unterhaltung und Pflege von 
Grünbeständen. 

Agrar - und Forstwirtschaft 

Schaffung von rechtlichen Möglichkeiten zur behördlichen 
Durchsetzung landespflegerischer Maßnahmen im Flur-
bereinigungsverfahren ; 

- Verbesserung des Schutzes von Grünbeständen und der 
Anlage von Neupflanzungen im Flurbereinigungsverfah-
ren; landespflegerische Nutzung von Ödland. 

Verkehr 

Inanspruchnahme von Grundstücken beid-erseits von 
Straßen für Anpflanzungen, Einbeziehung der hierbei 
entstehenden Kosten in die allgemeinen Straßenbau-
kosten. 

Wirtschaft 

- Änderung der steuerlichen Bestimmungen für Maß-
nahmen der Landespflege im Bereich der gewerblichen 
Wirtschaft 

Wo hnungsbau 

Schaffung von rechtlichen Möglichkeiten (Pachtverhält-
nisse besonderer Art) zwecks Nutzung von Flächen als 
Mietergärten in größeren Wohngebieten für die Inhaber 
von Miet- und Genossenschaftswohnungen. 

Verteidigung 

Einschränkung der Inanspruchnahme von Landespflege-
bereichen. 

Erholung 

- Regelung der Anlage und Unterhaltung von Camping-, 
Zelt- und Badeplätzen; - Sicherung eines freien Zutritts 
zu Wald, Bergen und Gewässern; - Bekäpfung von Lärm. 
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Bewahrung kultureller Werte in der Land-
schaft 

- Verbesserung gesetzl icher Grundlagen für die Kultur-
denkmalpflege (Bau- und Bodendenkmäler, Ortsbild-
pflege). 

Darüber hinaus sollten alle Gesetze, die einen Hinweis auf 
die Berücksichtigung einzelner Belange der Landespflege 
enthalten, dahingehend ergänzt werden, daß die Landes-
pflege umfassend und einheitlich berücksichtigt wird. 

Ein Bedürfnis nach bundesgesetzlicher Regelung im Sinne 
des Art. 72 Abs. 2 GG ist gegeben, weil sonst eine weitere 
Rechtszersplitterung droht 4nd es aus strukturpolitischen 
Gründen notwendig ist, im Bereich der Landespflege 
bundeseinheitliche Vorschriften zu haben. Darüber hinaus 
enthält die in Art. 75 GG gegebene Rahmenbefugnis die 
Möglichkeit, eine den heutigen Anforderungen entspre-
chende Grundsatzregelung zu schaffen. 

ZU LEITSATZ 2 

In der Gesetzgebung sollte, soweit das noch nicht ge-
schehen ist, die Landespflege als rechtliche Verpflichtung 
klar herausgestellt werden. Sofern diese Grundsätze nicht 
in einem eigenen Landespflegegesetz niedergelegt werden, 
sollten sie in den Gesetzen über Raumordnung und Landes-
planung enthalten sein, wie dies bereits im Raumordnungs-
gesetz des Bundes vom 8. April 1965 - ROG - (BGBI. 1 
s. 306) 1 und im rheinland-pfälzischen Landesplanungs-
gesetz vom 14. Juni 1966 - LPIG - (GVBI. S. 177) 2 ge-
schehen ist. 

ZU LEITSATZ 3 

Gegenwärtig werden zahlreiche Grundstücke nach Maßgabe 
der verschiedensten Gesetze im Interesse der Landespflege 
bestimmten Nutzungsregelungen unterworfen, z. B. Trink-
wasser- und Heilquellenschutzgebiete, Bannwälder, Schutz-
streifen beiderseits von Straßen u. a. m. In vielen dieser 
Bereiche sind über die bestehenden Möglichkeiten hinaus 
weitere landespflegerische Maßnahmen wünschenswert, 
ohne daß es deshalb erforderlich ist, sie zu Naturschutz-
gebieten oder Landschaftsschutzgebieten zu erklären, da 
selbst für diese Schutzgebiete die vorhandenen gesetzlichen 
Grundlagen nicht in allen Fällen ausreichen. Es sollte des-
halb durch Gesetz die Möglichkeit geschaffen werden, be-

• § 2 ROG Abs. 1 Nr. 7 lautet : .Für die Erhaltung, den Schutz und d ie 
Pflege der Landschaft einschließlich des Waldes sowie für die Siche-
rung und Gestaltung van Erholungsgebieten ist zu sorgen. 
Für die Reinhaltung des Wassers, die Sicherung der Wasserversorgung 
und für die Reinhaltung der Luft sowie für den Schutz der Allgemein-
heit vor Lärmbelästigungen ist ausreichend Sorge zu tragen. • 

' § 2 Nr. 10 LPIG lautet: .Auf eine dem Wohl der Bevölkerung dienende 
Ordnung der Landschaft ist Bedacht zu nehmen. 
a) Die La ndschaft soll so erhalten und gesta ltet werden, daß ihre 

nachhaltige Leistungsfähigkeit und ihr Wert fOr das körperliche 
und seelische Wohl der Bevölkerung gesichert und mög lichst ver-
bessert werden. Der Landschaftshaushalt und die Gestalt der Land-
schaft sollen möglichst nicht nachteilig verändert werden. Wesent-
liche Beeinträchtigungen sollen durch landschaftspflegerische Maß-
nahmen ausgeglichen werden. 

b) Eine Zersiedlung der Landschaft soll verhindert werden. 
c) Waldungen sollen nach Lage, Ausdehnung und Art so erhalten 

und geschaffen werden, daß eine bestmögliche Einwirkung auf 
Klima und Wasserhaushalt zu erwarten ist und der Bevölkerung 
in zumutbarer Entfernung vom Wohnort ausreichend g roße Er-
holungsgebiete zug6nglich sind; auf die Wirtschaftlichkeit forst-
licher Nutzung soll dabei angemessen Rücksicht genommen wer-
den. Waldungen in der Nähe größerer Bebauungsgebiete sind be-
sonders schutzwürdig. Ein Wa ld soll bei wesentlicher Bedeutung 
für Klima und Wasserhaushalt oder als Erholungsgebiet nur dann 
und insoweit vermindert werden, als es zu r Verwirklichung von 
Planungen unvermeidlich ist, d ie besonders wichtigen Belangen 
der Allgemeinheit dienen.• 



stimmte Landschaftsteile und Grünbestände durch die 
höheren Verwaltungsbehörden zu „Landespflegebereichen" 
zu erklären. 

Dies kann z. B. für örtliche Erholungsflächen, öffentliche 
Grünflächen, Spiel- und Sportflächen, Grünzüge für den 
Fußgänger- und Radfahrerverkehr, ortsnahe Erholungs-
gebiete, Erholungsgebiete von überörtlicher Bedeutung, 
Naturparke wie auch zur Verbesserung des Wasser-, Boden-
und Klimahaushaltes oder zur Erhaltung von Quellen not-
wendig sein. In den „Landespflegebereichen" könnten so-
dann besondere Anordnungen vorgesehen werden, z. B. 
über Genehmigungspflicht für Nutzungsänderungen, Vor-
nahme von landschaftspflegerischen Maßnahmen, insbeson-
dere von Pflanzungen, Inanspruchnahme von Flächen für 
Wander-, Radfahr- und Uferwege, Einstellung landschafts-
schädigender Maßnahmen u. ä. 

ZU LEITSATZ 4 

La n d s c h a f t s p 1 ä n e sind kartenmäßige Darstellungen 
nebst Erläuterungen, in denen unter Berücksichtigung der 
natürlichen Gegebenheiten, aufbauend auf den Unter-
suchungsergebnissen der Landschaftsanalyse und-diagnose, 
sämtliche Maßnahmen für die naturgemäße Erhaltung, Ge-
staltung, Pflege und Entwicklung des Landes enthalten 
sind. 

Der Landschaftsplan als Planwerk gliedert sich nach Inhalt 
und Aufgabenstellung in einen Grundlagenteil, der die 
Untersuchungsergebnisse wiedergibt, und in einen Ent-
wicklungsteil, der die landespflegerischen Absichten und 
Maßnahmen enthält. Diese werden durch Zeichnung, Text 
und erforderlichenfalls weitere Mittel dargestellt. Grund-
lagen- und Entwicklungsteil können zusammen oder auch 
zeitlich getrennt ausgearbeitet werden. 

Abweichungen von den Landschaftsplänen sollten bei den 
jeweiligen Planungen besonders begründet und durch die 
nächst höhere Verwaltungsbehörde nachgeprüft werden 
können. 

ZU LEITSATZ 5 

Der Zutritt zu Wäldern und Bergen ist in den Ländern unter-
schiedlich, zum Teil gegensätzlich geregelt. Wenn nach 
Art. 141 der Bayerischen Verfassung im Grundsatz der freie 
Zutritt gestattet ist und in einigen Ländern von einem 
Gewohnheitsrecht ausgegangen werden kann, so hat in 
anderen Ländern der Eigentümer oder Pächter die Möglich-
kelt, den Zutritt zu verwehren und gegen Zuwiderhandelnde 
strafrechtlich vorzugehen. Auf Grund der in Art. 14 Abs. 2 
des Grundgesetzes statuierten Sozialbindung des Eigen-
tums kann der freie Zutritt gesetzlich gewährleistet werden, 
ohne daß eine Entschädigungspflicht entsteht. 

Der Zutritt zu Küsten, Ufern und Gewässern kann nicht in 
gleicher Weise geregelt werden. Soweit es sich um Privat-
eigentum handelt, müßten die im Leitsatz vorgeschlagenen 
Möglichkeiten angewandt werden, wenn das Erforderliche 
mit dem geltenden Bau-, Siedlungs-, Wasser- oder Wege-
recht nicht zu erreichen ist. 

Die Freizügigkeit der Erholungsuchenden müßte dort ihre 
Grenzen finden, wo aus den dargelegten Gesichtspunkten 
die Natur selbst gefährdet wird und somit dem Interesse 
der Allgemeinheit zuwidergehandelt würde. Schließlich 
müßte dafür gesorgt werden, daß der Erholungszweck nicht 
beeinträchtigt wird, z. B. durch Benutzung von Motorfahr-
ze ugen, Radio- oder Musikgeräten im Wald oder auf Ge-
wässern. 

ZU LEITSATZ 6 

Nach der geltenden Gesetzgebung werden Schäden in der 
Landschaft nur insoweit erfaßt, als sie sich auf bestimmte 
Schutzgebiete (Naturschutzgebiete, Landschaftsschutz-
gebiete, Wasserschutzgebiete u. a.) oder auf die Nachbar-
schaft (Nachbarschutz, Immissionsschutz) auswirken. Im 
Interesse der Landespflege müssen darüber hinaus aber 
auch diejenigen Schäden beseitigt oder ausgeglichen wer-
den, die auf dem eigenen Grundstück des Schädigers ent-
stehen. 

Es ist nicht Aufgabe der Gemeinschaft, die Nachteile, Ge-
fahren und Belästigungen, die grundgesetzwidrig von der 
Benutzung des Eigentums durch den Eigentümer ausgehen, 
auf Kosten der Gemeinschaft zu beseitigen. Dieser Grund-
satz bedarf der Berücksichtigung in einer Reihe von Ge-
setzen, nämlich immer dann, wenn es erforderlich ist, be-
sondere Maßnahmen zu treffen, um solche Nachteile, Ge-
fahren und Belästigungen abzuwehren. Dies kann durch 
Anlagen auf einem Grundstück des Eigentümers selbst, 
durch Anlagen auf Schutzgrundstücken, die der Eigentümer 
erwirbt oder die in der Hand anderer Eigentümer bleiben, 
oder durch andere Maßnahmen geschehen. Beispiele sol-
cher Anlagen sind Schutzpflanzungen, Begrünungen der 
Ränder von Industrie- und Gewerbegebieten, Grünstreifen 
und Grünanlagen innerhalb von großen Werksanlagen, Maß-
nahmen für die Ableitung von Abwässern, die zwar bio-
logisch gereinigt werden, aber bei Eintritt in den Vorfluter 
noch nicht ausreichend geklärt sind, und dergleichen mehr. 
Landschaft in dieser Beziehung ist nicht nur ihre äußere 
Erscheinung (Landschaftsbild), sondern auch ihr gesamtes 
Wirkungsgefüge mit seinen verschiedenen Wechselbezie-
hungen, vornehmlich in biologischer, wasserwirtschaftlicher 
und klimatischer Hinsicht (Landschaftshaushalt). 

Bestimmungen zu Leitsatz 6 Abs. 2 haben früher bestanden 
(vgl. Verordnung zur Sicherung der Landbewirtschaftung 
vom 23. März 1937 - RGBL. 1 S. 422 - und Kontrollrats-
gesetz Nr. 45). Diese Vorsch riften gelten nicht mehr. In der 
Zwischenzeit hat sich eine erhebliche Kultur- und Sozial-
brache ausgebreitet, so daß die früher geltenden Bestim-
mungen, aber in rechtsstaatlich einwandfreier Art, auch 
nach Gesichtspunkten der Landespflege, neu geschaffen 
werden müßten. 

ZU LEITSATZ 7 

Die Schutzpraxis hat gezeigt, daß bei Zuwiderhandlungen 
gegen Vorschriften der Landespflege den Organisationen 
der Landespflege eine stärkere Rechtsstellung eingeräumt 
werden sollte. Hier ist eine entsprechende Mitarbeit In den 
ehrenamtlich tätigen Beratungsgremien (z.B. Stellen für 
Naturschutz und Landschaftspflege) unter gleichzeitiger 
~tärkung ihrer Befugnisse (Verlagerung von Entscheidungen 
auf die nächst höhere Behörde im Falle der Nichteinigung 
zwischen einer Behörde und dem ihr beigeordneten Be-
ratungsgremium) sowie ein Widerspruchsrecht nach dem 
Muster des schweizerischen Bundesgesetzes über Natur-
und Heimatschutz vom 1. Juli 1966 in Erwägung zu z iehen. 
Diese Rechte sollten jedoch nach dem schweizerischen Vor-
bild auf große, überregionale Organisationen beschränkt 
bleiben, weshalb ein Anerkennungsverfahren durch die zu-
ständigen obersten Bundes- oder Landesbehörden gerecht-
fertigt ist. 

ZU LEITSATZ 8 

Besonders vordringlich ist eine Erweiterung der Vorschriften 
des Zweckverbandsrechts, der Vorschriften über die Bildung 
von Planungsverbänden und über die Aufgaben der 
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Wasser- und Bodenverbände dahingehend, daß sich Ge-
meinden, sonstige öffentliche Planungsträger oder Be-
teiligte auch zusammenschließen können, um einen gemein-
samen Landschaftsplan aufzustellen oder um Grünbestände 
von überörtlicher Bedeutung anzulegen oder um sonstige 
Belange der Landespflege gemeinschaftlich, notfalls durch 
Pflichtverbände, wahrzunehmen {z. B. Müllbeseitigung). 

Des weiteren sollte die gesetzliche Möglichkeit geschaffen 
werden, die Eigentümer und Nutzungsberechtigten inner-
halb von Wochenendhausgebieten zu einem Verband zu-
sammenzuschließen, der für Errichtung und Betrieb gemein-
samer Anlagen, z. B. zur Klärung von Abwässern, für die 
Erhaltung der Wege, die Pflege der Grundstücke und ihres 
Bewuchses zu sorgen hat und der als solcher fachlicher 
Aufsicht und Weisung unterliegt. 

14 

ZU LEITSATZ 9 

Die bislang fehlende Harmonisierung des Landespflege-
rechts in den europäischen Ländern hat nicht nur zu erheb-
lichen Schwierigkeiten {Touristenverkehr, Gastarbeiter), 
sondern auch zu strukturellen Unzuträglichkeiten (Verlage-
rung von Wirtschaftsbetrieben in Gebiete, in denen gerin-
gere Anforderungen gestellt werden) geführt. Zahlreiche 
Faktoren, wie die Reinhaltung von international bedeut-
samen Gewässern {z. 8. Rhein, Mosel, Bodensee, Ostsee), 
der Schutz gegen Immissionen in Grenzgebieten, gemein-
same Erholungsgebiete (Naturparke) sowie die Über-
wachung der Einhaltung der Schutzvorschriften (Pflanzen-
schutz, Zugvogelschutz u. a.), erfordern deshalb eine An-
gleichung der landespflegerischen Maßnahmen und Ihrer 
rechtlichen Grundlagen in den europäischen Ländern. 



Die nachstehenden Beiträge von M ä d in g, Stein, Po h 1 und As a 1 sind den Mitgliedern des Deutschen Rates für 
Landespflege als Berichte anläßlich einer Sitzung am 9. Oktober 1964 in Kassel vorgetragen worden. Die inzwischen ein-
getretenen Rechtsänderungen sind in den Beiträgen berücksichtigt. 

Dr. Erhard M ä d i n g , Köln 

Übersicht über die bestehenden deutschen Gesetze und 
die künftig noch zu regelnden Sachgebiete 

Einleitung 

Der mir erteilte Auftrag geht auf eine Bestandaufnahme des 
geltenden Rechts in der Bundesrepublik und ihren Ländern. 
Auch soweit nach den künftig noch zu regelnden Sach-
gebieten gefragt wird, ist eine gewissermaßen negative 
Bestandaufnahme erforderlich. Erwägungen de lege ferenda 
sind den Herren Po h 1 und As a 1 vorbehalten, die nach mir 
berichten werden. 

Aber auch eine Bestandaufnahme setzt allgemeine Er-
wägungen über den Gegenstand und seine Grenzen voraus, 
denn allein schon die Frage nach den künftig noch zu 
regelnden Sachgebieten kann nicht beantwortet werden, 
ohne das Objekt oder den Objektbereich deutlich zu be-
zeichnen und abzugrenzen, damit erkennbar wird, ob die 
bestehenden Normen ausreichen. 

Nach dem Thema der heutigen Beratung ist die rechtliche 
Materie mit „Landschaftspflege und Naturschutz" bezeich-
net. Pflege der Landschaft und Schutz der Natur sollen 
danach Aufgaben sein, die dem öffentlichen Gemeinwesen 
gestellt sind und zu ihrer Erfüllung rechtliche Vorschriften 
erfordern. 

Erlauben Sie mir vor dem Sachstandsbericht einige Be-
merkungen zur Einordnung dieser Aufgaben in den Auf-
gabenkatalog des Gemeinwesens. Diese Vorfrage begegnet 
gewissen Schwierigkeiten - und zwar in terminologischer, 
systematischer und praktischer Hinsicht -. 

1. Es erscheint mir zweckmäßig, die Aufgabe und das ihr 
zuzuordnende Rechtsgebiet vor der Bestandaufnahme mög-
lichst gegenständlich, zugleich aber umfassend zu bezeich-
nen, und ich bitte deshalb um Ihr Einverständnis, wenn Ich 
statt der Leitworte Landschaftspflege und Naturschutz das 
Wort Landespflege verwende. Ich will damit keinesfalls den 
leidigen Terminologiestreit fortsetzen, sondern nur zwei 
Bedenken begegnen, die sich aus juristischen Erwägungen 
ergeben: 

Die Begriffe Landschaft und Natur sind gegenständlich 
nicht genügend bestimmt: „Landschaft" wird vor allem 
visuell in ihrer geographischen oder bildhaften Eigenart 
erfaßt und wird häufig nur ästhetisch gewertet; „Natur" 
ist entweder zu umfassend oder als Gegenbegriff zur 
Kultur zu eng. 
Zum anderen kann die Verwendung des gleichen Begriffs-
paares Naturschutz und Landschaftspflege in Artikel 75 
des Grundgesetzes mißverständliche, vor allem einschrän-
kende Auslegungen begünstigen, insbesondere im Hin-
blick auf die positivrechtliche Normierung im Reichsnatur-
schutzgesetz. 

Demgegenüber ist das „ Land" als Gegenstand der Pflege 
und die Landespflege als Sachbereich rechtlicher Regelung 
und administrativer Maßnahmen klar begrenzbar und zu-
gleich sachlich umfassend. Land in diesem Sinne ist das 
gesamte Territorium des Staates, das Gebiet aller Gebiets-
körperschaften, die das öffentliche Gemeinwesen bilden 
und gliedern. 

„ Land" meint hier nicht nur den abstrakten Rechtsbereich 
der Souveränität und der staatlichen Gebietsherrschaft oder 
die räumlichen Zuständigkeitsbereiche der Gemeinden und 
Gemeindeverbände, sondern schließt den gegenständlichen 
Inhalt des Gebietes, seine natü rlichen und künstlichen Be-
stände, das Wirkungsgefüge des Naturhaushaltes und seine 
Faktoren ein. In den Faktoren dieses Wirkungsgefüges -
Boden und Untergrund, Wasser, Atmosphäre, Pflanzen-
decke, Tierwelt und die in dem lande lebenden Men-
schen - bieten sich klare sachliche Teile eines Ganzen, 
eben des Landes, an. 
Wird die Aufgabe erkannt, das Land zu pflegen, so kommt 
es darauf an, in dem gegebenen Gefüge auf das Land und 
seine Bestände im Sinne nachhaltiger biologischer Frucht-
barkeit und ökologischer Zuträglichkeit für den Menschen 
einzuwirken. An dieser allgemeinen Kulturbemühung wirken 
alle personalen und gesellschaftlichen Kräfte mit. In diesem 
Rahmen kann Landespflege nun als eine öffentl iche Auf-
gabe des Gemeinwesens verstanden werden, nämlich als 
der Inbegriff aller Maßnahmen des öffentlichen Gemein-
wesens, die den Zweck haben, das gesamte Land in einem 
Zustand dauerhafter Fruchtbarkeit und Zuträglichkeit zu 
erhalten bzw. es diesem optimalen Zustande anzunähern. 

Von den vielen denkbaren Maßnahmen interessieren hier 
nur die rechtlichen Bestimmungen; ihr Gegenstand ist vor 
allem Regelung des Verhaltens von Personen in bezug auf 
das Land, seine Bestände oder das Wirkungsgefüge, oder 
Regelung der Sachherrschaft über Grundstücke oder Rege-
lung der Benutzung öffentlicher Sachen. 

Von dieser Grundlage aus ist es möglich, ein Rechtsgebiet 
abzugrenzen, das zunächst einmal ganz allgemein als Recht 
der Landespflege bezeichnet werden kann. Innerhalb dieses 
Rechtsgebietes werden die Rechtsbestimmungen über Land-
schaftspflege und Naturschutz wesentliche Teilmaterien 
sein. Die Bestandaufnahme sollte sich auf den weiteren 
Bereich des Rechtes der Landespflege erstrecken. 

Die Frage der näheren Abgrenzung kann zunächst offen 
bleiben. Für die Erfassung zu prüfen sind alle Rechts-
vorschriften, die sich auf das Land als Ganzes oder auf die 
erwähnten Faktoren des Wirkungsgefüges beziehen. Das 
sind, um es noch einmal zu wiederholen: Boden und Unter-
grund, Wasser, Atmosphäre, Bewuchs, Tierwelt und der 
Mensch in Wechselwirkung mit seiner natürlichen Umwelt. 
Selbstverständlich ist diese Umgrenzung des „ Einzugs-
bereiches", wenn ich so sagen darf, nicht so zu verstehen, 
daß nun das gesamte Bodenrecht, Bergrecht, Wasserrecht, 
Agrar- und Forstrecht usw. dem Recht der Landespflege 
zuzurechnen wäre, sondern dies folgt ausschließlich aus 
Inhalt und Zweck der Norm. Es ist jeweils zu fragen, ob sie 
den Zweck hat, das gesamte Land oder einzelne seiner 
Bestände in einem Zustand dauerhafter Fruchtbarkeit oder 
ökologischer Zuträglichkeit für den Menschen zu erhalten 
bzw. diesem optimalen Zustande anzunähern. Unter diesem 
Aspekt sind aus den herkömmlichen Rechtsmaterien die 
entsprechenden Normen herauszufinden, zu sammeln und 
zu ordnen. 
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Die rechtliche Ausgangslage bei Beginn dieses Jahr-
hunderts ist die liberale Auffassung des Grundeigentums in 
§ 903 BGB, ergänzt durch ein entsprechendes Gewerbe-
recht, Baurecht und Polizeirecht. Die ersten Im Recht auf-
tauchenden Begriffe waren die „ landschaftlich hervor-
ragenden Gegenden" des preußischen Verunstaltungs-
gesetzes (1902), die „Verhütung von Verunstaltungen" und 
die „Denkmäler der Natur". Die „ Landschaft" selbst wird 
erstmalig 1919 in der Weimarer Reichsverfassung als 
Schutzobjekt genannt. Neben dem ästhetischen und wissen-
schaftlichen Motiv floß nach 1918 das sozialpolitische und 
erst nach 1935 das landschaftsbiologische Motiv in die 
Gesetzgebung ein. Im Zuge dieser Entwicklung ist eine 
große Zahl weit verstreuter Rechtssätze und Verwaltungs-
vorschriften in Kraft getreten, die erstmal ig Werner Weber 
1938 als das „Recht des Landschaftsschutzes" im Zu-
sammenhang dargestellt hat. Die Entwicklung ist weiter-
gegangen, und der gleiche Autor hat 1958 die Materie als 
das „Recht der Landschaft" gekennzeichnet. 

Sie nimmt dank wachsamer Aufmerksamkeit der Öffentlich-
keit, der fachlichen und administrativen Sachwalter und der 
Gesetzgeber ständig zu, so daß eine systematische Doku-
mentation notwendig wird. Man kann heute die Feststellung 
wagen, daß der Schutz der Landschaft und die Pflege des 
Landes als Aufgaben des öffentlichen Gemeinwesens in der 
Öffentlichkeit und vom Gesetzgeber anerkannt sind. Nun 
gibt es allerdings eine kaum begrenzte Menge konkreter 
Staatszwecke oder öffentl icher Angelegenheiten, mit denen 
die Landespflege konkurriert. Bei der Bewertung der 
Landespflege ist zu beachten, daß sie eine staatspolitische 
Uraufgabe jeder Gebietskörperschaft ist. Das Gebiet ist 
Wirkungsraum, Nutzungsgrundlage und Lebensumwelt der 
Bevölkerung. Ein Verfall der natürlichen Ausstattung und 
der Möglichkeiten des Gebietes würde die Lebensbedin-
gungen der Bevölkerung mindern und damit die faktische 
Autonomie des Gemeinwesens beeinträchtigen. 

2. Im einzelnen bereitet die systematische Einordnung 
dieses Rechtsbereiches in den Aufgabenkatalog der hoch-
spezialisierten Verwaltung eines modernen Staates erheb-
liche Schwierigkeiten. Das liegt in der Natur der Sache 
begründet, naturwissenschaftlich gesehen in der komplexen 
Interdependenz des geobiotischen Wirkungsgefüges des 
Landes, staatswissenschaftlich gesehen in der sachlich 
intensiven Regelung und ressortmäßigen Administrierung 
aller Lebensbereiche der Gesellschaft. 

Diese beiden Systeme arbeiten mit unterschiedl ichen Kate-
gorien und sind von heterogenen Gesetzmäßigkeiten be-
stimmt. Verwaltungsmaßnahmen und Rechtsregelungen 
müssen diesen Gegebenheiten gerecht zu werden ver-
suchen, wenn sie sowohl ökologisch als sozial-ökologisch 
wirksam sein sollen. Da jede Maßnahme der Bewirt-
schaftung und Nutzung des Landes oder eines seiner Be-
stände, letztlich jede raumwirksame Handlung, die Vital-
situation des Landes und damit seiner Bewohner beeinflußt, 
kann auch jede auf Kontrolle oder Beeinflussung der 
Aktivitäten gerichtete öffentliche Tätigkeit Auswirkungen 
auf das gesamte Wirkungsgefüge haben. Die Landespflege 
als Aufgabengebiet des öffentlichen Gemeinwesens kann 
deshalb nicht als administrative Fachsparte, als Angelegen-
heit eines bestimmten Ressorts verstanden werden, son-
dern sie ist ein Komplex von Maßnahmen und Arbeits-
weisen auf wirtschaftlichem, kulturpol itischem, administra-
tivem, technischem und wissenschaftlichem Felde, sie hat 
Beziehungen zu allen diesen Lebensbereichen und folglich 
zu den entsprechenden Ressorts der öffentlichen Verwal-
tung und zu den hier entwickelten Rechtsmaterien. 

Im Rahmen einer Vitalpolitik, wie sie Alexander Rüstow 
forderte, richtet sich Landespflege auf die natürlichen Be-
stände und Bedingungen des Gesamtraumes und seiner 
Teilgebiete. Sie ist Interessiert an jeder Einwirkung auf den 
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Raum und sein natürliches Wirkungsgefüge. Der aus dem 
Planungswesen bekannte Begriff der raumwirksamen Vor-
haben und Maßnahmen wird somit zusätzlich definiert ; 
raumwirksame Maßnahmen nehmen nicht nur Fläche in An-
spruch, sie berühren in der Regel auch das natürliche 
Wirkungsgefüge. 

Wegen dieses den Gesamtraum umfassenden Bl ickwinkels 
steht die Landespflege im System der öffentlichen Aufgaben 
nahe bei der räumlichen Planung auf allen gebietlichen 
Ebenen von der Landesplanung bis zur Gemeindeplanung -
wie diese zielt sie einerseits auf Ordnung, andererseits auf 
Entwicklung: Ordnung der raumwirksamen menschlichen 
Aktivitäten, Entwicklung der produktiven Möglichkeiten, des 
biologischen Potentials und der ökologischen Zuträglich-
keit des Raumes für seine Bewohner. Trotz dieser Nähe 
sind beide Aufgaben nicht dasselbe: Landespflege ist ein 
wesentl icher unerläßlicher Aspekt der landesplanerischen 
Konzeption, ist aber der Landesplanung hinsichtlich der 
Lokalisierung bestimmter Flächennutzungen nachgeordnet -
andererseits kann die landesplanerische Konzeption ohne 
das Instrumentarium der Landespflege nicht verwirklicht 
werden, weil die partiellen Nutzungen in unschäd licher und 
zuträglicher Weise in das Wirkungsgefüge des Landes ein-
geordnet werden müssen. Entsprechendes gilt fü r die Orts-
planung (Gemeindeplanung). 

3. Schließlich ist noch auf praktische Schwierigkeiten des 
Verständnisses einer umfassenden öffentlichen Landes-
pflege hinzuweisen. Der „ optimale Zustand des Landes" ist 
eine hochgradig komplexe Abstraktion, dagegen geschehen 
die einzelnen raumwirksamen Akte ode r Impulse, die ge-
ordnet oder abgewehrt oder in produktiver und gestaltender 
Absicht vollzogen werden sollen, isoliert und konkret. 
Nutzung und Umgestaltung des Landes sind unendlich dif-
ferenzierte Vorgänge, die nach den typischen und speziellen 
Verhaltensweisen und Methoden ablaufen. In bezug auf 
die Nutzung der einzelnen Bestände des Landes sind fach-
liche Kulturtechniken entwickelt, und fachliche Sonderver-
waltungen kontroll ieren diese Arbeiten oder sind für Rech-
nung der öffentlichen Hand selbst verändernd tätig. 

Soll die Kontrolle oder Durchführung als Landespflege wirk-
sam werden, so ist es offensichtlich unmöglich, sie in einer 
Sonderverwaltung zusammenzufassen. Das Gemeinwesen 
muß vielmehr in zwei Richtungen wirken: einerseits wi rd es 
sich der Fachbereiche und Fachverwaltungen bedienen, die 
Kulturtechniken im Sinne der Landespflege beeinflussen 
und spezielle administrative Methoden anwenden, anderer-
seits wird es ein angemessenes Instrumentarium für eine 
übergeordnete (zwischenfachllche) Koordination entwickeln, 
die eine gesamträumliche, ökologische Abstimmung und 
Optimierung der verschiedenen raumwirksamen Aktivitäten 
ermöglicht. 

Bestandaufnahme 

Für die Ordnung des verst reuten Normenbestandes bieten 
sich verschiedene Grundgliederungen an. Ich werde im 
wesentlichen der Gliederung nach den Faktoren des Wir-
kungsgefüges folgen, wobei d ie auf das Land als Ganzes 
bezogenen Normen der Verfassung, des Planungs- und 
Siedlungsrechtes und des allgemeinen Landschaftsrechtes 
vorangestellt werden. Mein Bericht besch ränkt sich auf das 
Recht der Bundesrepublik und der Bundesländer. Er kann 
nur ein orientierender Überblick sein. Zur Entlastung des 
Berichtes darf ich auf die Ihnen vorliegende Tabelle ver-
weisen, die ich mit Herrn Dr. Zwanz i g entworfen habe. Sie 
beschränkt sich auf Rechtsnormen, enthält also keine Ver-
waltungsvorschriften, vor allem erhebt sie nicht den An-
spruch der Vollständigkeit und letzten systematischen Ein-
deutigkeit. 



Verfassungsrecht 

Wenn die Weimarer Reichsverfassung in Artikel 150 prokla-
mierte, daß „die Denkmäler der Kunst, der Geschichte und 
der Natur sowie die Landschaft den Schutz und die Pflege 
des Staates genießen", so war damit zwar eine Richtschnur 
für die Gesetzgebung und für die Verwaltung gegeben, aber 
keine selbständige und unmittelbare Handhabe für Zwangs-
eingriffe in Freiheit und Eigentum. Das Reichsnaturschutz-
gesetz 1935 war das erste Gesetz zur Konkretisierung 
dieser Verfassungsnorm. 

Von den Bundesländern haben Baden-Württemberg, Bayern, 
Hessen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, das Saar-
land und Bremen In Ihren Verfassungen Bestimmungen, die 
gewissermaßen als Abkömmlinge des Artikels 150 der Wei-
marer Reichsverfassung angesprochen werden können. Eine 
weitgehende Ausgestaltung hat die alte Formel in Ar-
tikel 141 der Bayerischen Verfassung gefunden. Schutz und 
Pflege von Natur und Landschaft werden dahin ergänzt, daß 
„der Wald, kennzeichnende Orts- und Landschaftsbilder 
und die einheimischen Tier- und Pflanzenarten möglichst 
zu schonen und zu erhalten sind und daß der Genuß der 
Naturschönheiten und die Erholung in der freien Natur, 
insbesondere das Betreten von Wald und Bergweide, das 
Befahren der Gewässer und die Aneignung wildwachsender 
Waldfrüchte im ortsüblichen Umfang jedermann gestattet" 
sei. Staat und Gemeinde werden als berechtigt und ver-
pflichtet erklärt, „der Allgemeinheit die Zugänge zu Bergen, 
Seen, Flüssen und sonstigen landschaftlichen Schönheiten 
freizuhalten und allenfalls durch Einschränkungen des 
Eigentumsrechts freizumachen sowie Wanderwege und Er-
holungsparks anzulegen". Ein solches detailliertes Pro-
gramm ist in den anderen erwähnten Verfassungen nicht 
enthalten. 

Interessant ist auch Artikel 45 der Bremer Verfassung, der 
sich unter dem Stichwort „Raumordnung" mit der Boden-
verteilung, der Grundstücksenteignung, der Umlegung und 
dem Bodenwert befaßt; danach ist u. a. Grundbesitzenteig-
nung für Zwecke der Urbarmachung und der Hebung der 
Landwirtschaft und für Grün- und Erholungsflächen, Wasser-
züge u. a. Einrichtungen möglich. Der gleiche Artikel ent-
hält auch die Bestimmung, daß durch Gesetz Maßnahmen 
zu treffen sind, daß der landwirtschaftliche, forstwirtschaft-
liche oder gartenwirtschaftliche Grundbesitz ordnungsgemäß 
bewirtschaftet wird. Diese Vorschrift, deren Grundgedanke 
mit einer Rechtsverordnung aus dem Jahre 1937 überein-
stimmt, die später in das Kontrollratsgesetz Nr. 45 über-
nommen wurde, findet sich in ähnlicher Form auch in den 
Landesverfassungen von Nordrhein-Westfalen, Rhelnland-
Pfalz und des Saarlandes. Ausführungsgesetze fehlen. 

Aus dem Grundgesetz ist eine ganze Reihe von Vor-
schriften zu erwähnen, die für die Landespflege bedeutsam 
sind oder werden können. Lediglich der Vollständigkeit 
halber wird die von der Staatspraxis offenbar als tabu be-
trachtete Verfassungsnorm des Artikels 15 erwähnt, wonach 
Grund und Boden sowie Naturschätze in Gemeineigentum 
oder in eine andere Form der Gemeinwirtschaft gegen Ent-
schädigung überführt werden können. In den Kompetenz-
regelungen der Artikel 72-75 findet sich eine ganze Reihe 
von einschlägigen Materien, auf die sich das Gesetz-
gebungsrecht des Bundes erstreckt, u. a. nach Artikel 74 
das Bergbaurecht, die Förderung der land- und forstwirt-
schaftlichen Erzeugung, der Küstenschutz, Grundstücksver-
kehr, Bodenrecht, Wohnungs- und Siedlungswesen, Schutz 
der Bäume und Pflanzen gegen Krankheiten und Schäd-
linge, und in Artikel 75 unter den einschränkenden Voraus-
setzungen des Artikels 72 das Recht, Rahmenvorschriften 
zu erlassen über das Jagdwesen, den Naturschutz und die 
Landschaftspflege, die Bodenverteilung, die Raumordnung 
und den Wasserhaushalt. 

Dieser kurze Blick auf das Verfassungsrecht erfaßte nur 
solche Bestimmungen, in denen das Land als Ganzes oder 
die Faktoren des Wirkungsgefüges unmittelbar angespro-
chen wurden. Darüber hinaus haben zahlreiche weitere ver-
fassungsrechtliche Normen mittelbare Bedeutung für die 
Landespflege. Hier sei u. a. an den Eigentumsartikel des 
Grundgesetzes erinnert, der die Sozialpflichtigkeit des 
Eigentums festlegt, ferner an Artikel 89, der die Verwaltung 
der bundeseigenen Wasserstraßen behandelt und bestimmt, 
daß bei der Verwaltung, dem Ausbau und dem Neubau von 
Wasserstraßen die Bedürfnisse der Landeskultur und der 
Wasserwirtschaft im Einvernehmen mit den Ländern zu 
wahren sind. 

Landes· und Siedlungsplanung 

Eine Konkretisierung öffentlicher Handlungsbefugnisse oder 
von Rechten und Rechtspflichten der Bürger geschieht 
durch Gesetze oder mit gesetzlicher Ermächtigung erlas-
sene Rechtsverordnungen und Gemeindesatzungen. Im 
Vordergrund einer Betrachtung, die vom gesamten lande, 
vom Staatsgebiet, ausgeht, stehen die Normen, die der 
öffentlichen Verwaltung einen Einfluß auf die Nutzung der 
einzelnen Teile des Staatsgebietes, d. h. letztlich der ein-
zelnen Grundstücke ermöglichen. Diese Normen können 
als Recht der räumlichen Planung zusammengefaßt werden. 
Dabei kann man Bundesraumordnung, Landesplanung, Re-
gionalplanung, Siedlungs- und Gemeindeplanung als 
Schichten zunehmender Konkretisierung unterscheiden. Der 
Bund hat inzwischen von seiner Rahmenkompetenz für 
Raumordnung Gebrauch gemacht (1965), im übrigen sind 
die Landesplanungsgesetze die maßgebenden Grundlagen. 
Mit geringfügigen Variationen bezeichnen diese Gesetze 
als allgemeine Aufgabe der Landesplanung „die über-
geordnete, überörtliche und zusammenfassende Planung 
für eine den sozialen, kulturellen und wirtschaftlichen Er-
fordernissen entsprechende Raumordnung". Die Landes-
planung soll „die Gestalt des Raumes in der Weise beein-
flussen, daß unerwünschte Entwicklungen verhindert und 
erwünschte Entwicklungen ermöglicht und gefördert wer-
den" (NW). Diese Beeinflussung geschieht durch Pro-
gramme und Pläne, die allerdings keine Normen, sondern 
lediglich Richtlinien für behördliche Entscheidungen sind. 
Sie binden die öffentliche Hand bei ihren raumwirksamen 
Vorhaben, die Gemeinden in ihrer Bauleitplanung, nicht 
aber unmittelbar den privaten Grundeigentümer. Dieser 
wird erst durch den wirksamen Bebauungsplan gebunden. 

Die Landesplanungsgesetze verzichten in der Regel auf 
eine nähere inhaltliche Bestimmung der erstrebten Raum-
ordnung, so daß Folgerungen für das landschaftliche Leit-
bild aus dem Begriff der sozialen, kulturellen und wirtschaft-
lichen Erfordernisse abgeleitet werden müssen. Lediglich 
Schleswig-Holstein fügt in diese dreigliedrige Formel die 
landschaftlichen Erfordernisse ein. Für die Raumordnungs-
programme und Raumordnungspläne des schleswig-holstei-
nischen Rechts ist ferner „die Berücksichtigung der natür-
lichen Gegebenheiten u. a. im Hinblick auf die Land- und 
Forstwirtschaft, die wasserwirtschaftlichen Verhältnisse und 
den Schutz der Landschaft" vorgeschrieben. Die Raum-
ordnungspläne werden als rahmensetzende Leitpläne ·be-
zeichnet. 

Teil der staatlichen Landesplanung ist die Regionalplanung. 
Als ihre Träger sind Planungsgemeinschaften oder be-
sondere Planungsverbände konstituiert, in denen kommu-
nale Verwaltungen und andere Planungsträger an der Ent-
wicklung der Pläne mitwirken. Regional begrenzte Rechts-
grundlagen bestehen für den Siedlungsverband Ruhrkoh-
lenbezirk (Preußisches Gesetz von 1920), der zugleich 
Landesplanungsgemeinschaft im Sinne des nordrhein-west-
fälischen Landesplanungsgesetzes Ist, und für den Verband 
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Großraum Hannover (1962). Beiden Verbänden ist die Be-
rücksichtigung der Belange der Landschaft bei der Pla-
nung aufgetragen und sie können auch praktische Maß-
nahmen in bezug auf Freiflächen, Wälder, Grünflächen, 
Wasserflächen und Parke als Verbandsaufgaben ergreifen. 

Bauleitplanung 

Eine unmittelbare verbindliche Wirkung auf die Flächen-
nutzung des einzelnen Grundstücks geht erst von den ge-
meindlichen Bauleitplänen aus. Für sie ist das Bundes-
baugesetz von 1960 maßgebend. In den Bauleitplänen wer-
den die Ziele der Raumordnung und Landesplanung kon-
kretisiert. In § 1 Abs. 5 des BBauG sind unter den zu be-
achtenden Bedürfnissen diejenigen der Landwirtschaft aus-
drückl ich aufgeführt, und es ist ferner vorgeschrieben, daß 
die Bauleitpläne „den Belangen des Natur- und Land-
schaftsschutzes und der Gestaltung des Orts- und Land-
schaftsbildes zu dienen" haben. landwirtschaftlich genutzte 
Flächen sollen nur in dem notwendigen Umfange für andere 
Nutzungen vorgesehen und in Anspruch genommen werden. 
Nach § 5 ist in dem Flächennutzungsplan als dem vorberei-
tenden Bauleitplan für das ganze Gemeindegebiet die be-
absichtigte Art der Bodennutzung nach voraussehbaren Be-
dürfnissen der Gemeinde in den Grundzügen darzustellen. 
Hierzu gehören insbesondere die Bauflächen, die Flächen 
für den Gemeindebedarf, die Verkehrsflächen, die Flächen 
für Versorgungsanlagen, die Grünflächen, die Wasserflächen 
und die für die Wasserwirtschaft vorgesehenen Flächen, die 
Flächen für Aufschüttungen, Abgrabungen oder für die Ge-
winnung von Steinen, Erden und anderen Bodenschätzen 
sowie die Flächen für die Land- und Forstwirtschaft. 

Im Bebauungsplan als dem verbindlichen Bauleitplan ist 
außerdem die Festsetzung von Schutzflächen und ihrer 
Nutzung bei gefährdeten Anlagen, das Anpflanzen von 
Bäumen und Sträuchern und von Bindungen für Bepflan-
zungen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und 
Gewässern möglich. 

Bei rechtlicher Würdigung der umfassenden räumlichen 
Planung, wie sie in der Landes- und Regionalplanung und 
in den gemeindlichen Bauleitplänen ihren Niederschlag 
findet, kommt man zu dem Ergebnis, daß die Rücksicht 
auf das natürliche Wirkungsgefüge des Landes - wenn 
auch nicht in dieser ausdrücklichen Bezeichnung - zu den 
wesentlichen Zielen der Landes-, Regional- und Ortspla-
nung gehört. Pläne, die der Sicherung, Pflege und Ent-
wicklung dieses Wirkungsgefüges und seiner natürlichen 
Bestände dienen, sind zwar Fachplanungen, müssen aber 
in den allgemeinen, umfassenden Raumordnungsprogram-
men oder in Landes- oder Gebietsentwicklungsplänen ent-
sprechend berücksichtigt werden. Dabei ist zu beachten, 
daß diese Landschaftspläne oder örtlichen Grünpläne im 
Gegensatz zu anderen Fachplänen vom Gesamtraum aus-
gehen und deshalb für die Gesamtplanung besondere Be-
deutung haben. 

Das BBauG hat allerdings für den Landschaftsschutz nach 
dem Reichsnaturschutzgesetz eine Relativierung eingeführt, 
denn in § 5 Abs. 6 ist die Bestimmung enthalten, daß Land-
schaftsschutzflächen im Flächennutzungsplan anderweitigen 
Nutzungsregelungen unterworfen werden können, „soweit 
dies für die städtebauliche Entwicklung der Gemeinde er-
forderlich ist und nicht überwiegende Belange des Natur-
und Landschaftsschutzes entgegenstehen". Mit dem Inkraft-
treten eines Bebauungsplanes treten in seinem Geltungs-
bereich Regelungen, die dem Landschaftsschutz dienen, 
insoweit außer Kraft, als sie der Durchführung des Be-
bauungsplanes entgegenstehen. Auf diese Bestimmung 
wird bei der Behandlung des Naturschutzrechts noch zu-
rückzukommen sein. 
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Da die Pläne der Landes- und Regionalplanung nur rahmen-
setzende Richtlinien für die Gemeindeplanung und für die 
öffentlichen Planungsträger sind, wird eine effektive Kon-
trolle der Veränderungen in der Landschaft durch Bauten 
oder technische Eingriffe durch diese Planungen noch nicht 
bewirkt. Hierzu bedarf es besonderer Verwaltungsverfah-
ren, die die einzelnen Eingriffsstellen möglichst lückenlos 
erfassen sollten. 

Den Ansatz hierzu bietet ebenfalls das Bundesbaugesetz. 
Es regelt in den §§ 29-38 die Zulässigkeit von Vorhaben, 
die bauaufsichtlicher Genehmigung oder Zustimmung be-
dürfen. Beachtenswert ist zunächst schon, daß als solche 
Vorhaben auch Aufschüttungen, Abgrabungen und Aus-
schachtungen gelten. Für alle diese Vorhaben sind bundes-
rechtlich zusätzliche Voraussetzungen aufgestellt, von denen 
nur mit Zustimmung der höheren, d. h. staatlichen Verwal-
tungsbehörde Ausnahmen bewilligt werden dürfen. Die 
wichtigste dieser Vorschriften ist § 35, der die Zulässigkeit 
von Vorhaben im sog. Außenbereich behandelt. Der Außen-
bereich umfaßt das Gemeindegebiet außerhalb der im Zu-
sammenhang bebauten Ortslage und außerhalb der Flächen, 
für die ein Bebauungsplan aufgestellt ist. In diesem Außen-
bereich sind Vorhaben nur zulässig, wenn sie bestimmt 
bezeichneten Zwecken dienen und außerdem öffentliche 
Belange nicht entgegenstehen. Eine Beeinträchtigung öffent-
licher Belange liegt u. a. dann vor, wenn die Wasserwirt-
schaft gefährdet ist, das Ortsbild verunstaltet oder die 
natürliche „Eigenart" der Landschaft beeinträchtigt wird. 
Diese Vorschrift unterwirft baulich-technische Veränderun-
gen in der freien Landschaft einer zusätzlichen Verwaltungs-
kontrolle, deren Wirksamkeit allerdings von der Recht-
sprechung relativiert worden ist. Ihre Geltung ist nicht auf 
Landschaftsschutzgebiete oder auf landschaftlich hervor-
ragende Gegenden beschränkt, sondern sie erstreckt sich 
auf das gesamte Land außerhalb der vorhandenen oder 
geplanten Siedlungen und Bauanlagen. Das gesamte Außen-
gebiet kann insoweit rechtlich als Schutzbereich angesehen 
werden. Die Vorschrift bietet u. a. eine wesentliche Hand-
habe gegen Streusiedlungen und Wochenendhäuser. Ge-
meinden, Baugenehmigungsbehörden und höhere Verwal-
tungsbehörden sind gehalten, bei der Planung und in den 
Verwaltungsverfahren Beeinträchtigungen der natürlichen 
Eigenart der Landschaft und des Ortsbildes zu verhüten; 
außerdem haben die Naturschutzbehörden durch die Vor-
schrift praktisch einen zusätzlichen verfahrensrechtlichen 
Hebel für die Wahrnehmung der von ihnen vertretenen 
öffentlichen Belange, der umfassender ist als § 20 Reichs-
naturschutzgesetz. 

In den Zusammenhang des Planungs- und Siedlungsrechts 
gehört auch das Flurbereinigungsgesetz, das im Bundes-
gebiet der Förderung der land- und forstwirtschaftlichen 
Erzeugung und der allgemeinen Landeskultur dienen soll. 
Nach § 37 ist das Flurbereinigungsgebiet unter Beachtung 
der jeweiligen Landschaftsstruktur neu zu gestalten, wobei 
nicht nur die Interessen der Beteiligten, sondern auch das 
Wohl der Allgemeinheit maßgebend sind. Der in dem Ge-
setz aufgestellte Katalog öffentlicher Interessen, die bei der 
Neugestaltung des Flurbereinigungsgebietes zu beachten 
sind, ist im Sinne einer biologischen und ökologischen Lan-
despflege programmatisch. In der Reihenfolge der zu wah-
renden öffentlichen Interessen steht die allgemeine Lan-
deskultur voran. Sie ist hier zweifellos in erster Linie land-
wirtschaftlich zu verstehen ; außerdem soll aber nach dem 
Wortlaut des Gesetzes „den Erfordernissen der Landes-
gestaltung und Landesplanung, des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege, der Wasserwirtschaft und anderen mit 
den ländlichen Lebensbedingungen verbundenen Belangen 
Rechnung getragen werden". 

Auf erwünschte Bodenverbesserungen, wasserwirtschaft-
liche Arbeiten und Anlagen des Windschutzes und Klima-



schutzes wird ausdrücklich hingewiesen. Ich weiß wohl, 
daß die praktische Durchführung der Flurbereinigung aus 
der Sicht des Naturschutzes und der Landschaftspflege ge-
legentlich Sorgen bereitet - das in dem Gesetz nieder-
gelegte Programm und das vorgezeichnete Verwaltungs-
verfahren für eine räumliche Integration beteiligter Belange, 
für die Einordnung technischer Maßnahmen und für die 
planmäßige Entwicklung ländlicher Gemeinden im Gesamt-
gebiet ist gleichwohl beispielhaft. 

Naturschutz 

Die bisher erwähnten Rechtsgrundlagen des Planungs-
und Siedlungsrechtes waren dadurch gekennzeichnet, daß 
ihr Gegenstand jeweils das Gesamtgebiet eines Landes, 
einer Planungsregion oder einer Gemeinde war. Das Na-
turschutzrecht könnte dieser Gruppe insofern zugerechnet 
werden, als es gleichfalls im ganzen lande gilt und zu-
mindest der allgemeine Landschaftsschutz des § 20 den 
Naturschutzbehörden Mitwirkungsbefugnisse bei allen we-
sentlichen Veränderungen der freien Landschaft einräumt. 
In der Hauptsache sind die Gegenstände des Naturschutzes 
aber Teilflächen oder spezielle Naturgebilde. Als das 
Reichsnaturschutzgesetz 1935 erlassen wurde, beschränkte 
sich das Planungs- und Siedlungsrecht im wesentlichen auf 
die knappen Vorschriften des Wohnsiedlungsgesetzes und 
einige Bestimmungen des Baurechts der Länder. Das in den 
§§ 5, 19 und 20 begründete „Recht der Landschaft" eröff-
nete einen neuen Weg zur Flächensicherung, zwar mit be-
stimmten Beschränkungen, aber mit der Möglichkeit für die 
Verwaltung, die Schutzflächen schrittweise auszudehnen. 
Davon ist je nach Lage Gebrauch gemacht worden, und 
da das Reichsnaturschutzgesetz heute als Landesrecht in 
allen Ländern der Bundesrepublik fortgilt, können seine 
Möglichkeiten weiterhin von einer zielstrebigen Verwaltung 
genutzt werden. 

Die Normen des Naturschutzrechtes sind ein wesentlicher 
Teil, aber nicht mehr der Kern des Rechtes der Landschaft 
und der Landespflege. Ich neige dazu, im Planungs- und 
Siedlungsrecht einen bedeutsameren, da räumlich weiter-
greifenden Schutz der Landschaft zu sehen als im her-
kömmlichen Landschaftsschutz. Mit diseer Einschränkung 
soll in keiner Weise die Wichtigkeit des Landschaftsschutzes 
nach dem Reichsnaturschutzgesetz gemindert werden. Auch 
kann auf wesentliche Fortschritte in einzelnen Ländern 
hingewiesen werden. So sind in den Stadtstaaten aus § 5 
die Worte „in der freien Natur" gestrichen, so daß dem 
Landschaftsschutz auch Flächen im städtebaulichen Sied-
lungszusammenhang unterstellt werden können. 

In Baden-Württemberg ist durch das Ergänzungs- und Ände-
rungsgesetz von 1959 die Ablagerung von Schutt, Unrat 
und Abfällen außerhalb der zugelassenen Ablagerungs-
plätze in der freien Landschaft verboten worden und die 
rechtliche Möglichkeit eröffnet, Reste von baulichen oder 
technischen Anlagen entfernen zu lassen, soweit sie das 
Landschaftsbild wesentlich beeinträchtigen (§ 9). Das baden-
würtembergische Recht enthält ferner die prinzipiell wesent-
liche Bestimmung, daß der Grundeigentümer oder Unter-
nehmer nicht mehr genutzter Bergwerke, Steinbrüche oder 
ähnlicher Anlagen verpflichtet werden kann, in den Grenzen 
des Zumutbaren den Abraum der Umgebung so anzupas-
sen, daß eine wesentliche Beeinträchtigung des Land-
schaftsbildes vermieden wird. Diese Vorschrift, die im Zu-
sammenhang mit dem allgemeinen Problem der Rekulti-
vierung nach technischen Eingriffen zu sehen ist, liegt auf 
der Linie der Bemühungen, dem Naturschutz Handhaben 
einer positiv gerichteten Landschaftspflege zu geben. 

Der Landschaftsschutz ist ein Beispiel dafür, wie aktive 
Verwaltungsbehörden mit Phantasie und Nachdruck die 
gegebenen Rechtshandhaben ausschöpfen können. Das 

Schwergewicht liegt allerdings bei den höheren Natur-
schutzbehörden, die von den örtlichen Bindungen hin-
reichend abgesetzt sind. Ein naheliegender Weg ist die 
räumliche Ausdehnung der Landschaftsschutzflächen mit 
Hilfe des § 5 RNG, die den Naturschutzbehörden die ver-
fahrensmäßige Handhabe zur Einschaltung in die Bauleit-
planung und in Verbindung mit § 20 RNG auch in das 
Genehmigungsverfahren von Maßnahmen und Planungen 
einschließlich des bauaufsichtlichen Verfahrens in der freien 
Landschaft b·ietet. Diese verfahrensmäßige Beteiligung er-
möglicht es, aus einem geschützten Interesse darauf hin-
zuwirken, daß Bedingungen oder Auflagen gestellt werden, 
wenn auch mit der unvermeidlichen Begleiterscheinung zu-
nehmender verwaltungsgerichtlicher Judizierung in dem ge-
samten Rechtsbereich der Flächennutzung. Eine weitere 
Erörterung der gegenwärtigen Problematik des Landschafts-
schutzes ginge über den Rahmen dieses Berichtes hin-
aus. 

Bevor ich mich den Rechtsmaterien zuwende, die sich mit 
den einzelnen Bestandteilen des Wirkungsgefüges befas-
sen, sei noch die Frage angesprochen, ob Handhaben be-
stehen, um die land- und forstwirtschaftlichen Flächen, aus 
denen ja die freie Landschaft im wesentlichen besteht, in 
ihrer herkömmlichen Nutzungsart zu erhalten. Hier ist zu-
nächst daran zu erinnern, daß das Planungsrecht und das 
BBauG die Möglichkeit geben, bei der Regelung der zu-
künftigen Flächennutzung land- und forstwirtschaftliche 
Flächen anderen Zwecken zu widmen. Das BBauG schreibt 
allerdings in § 1 Abs. 5 BBauG vor, daß landwirtschaftlich 
genutzte Flächen nur in dem notwendigen Umfang für 
andere Nutzungsarten vorgesehen und in Anspruch genom-
men werden sollen; für forstwirtschaftlich genutzte Flächen 
gilt diese Bestimmung freilich nicht. 

Eine allgemeine bundesgesetzliche Grundlage zur Kontrolle 
des Grundstücksverkehrs im Bereich der Land- und Forst-
wirtschaft bietet das Gesetz über Maßnahmen zur Verbesse-
rung der Agrarstruktur und zur Sicherung land- und forst-
wirtschaftlicher Betriebe, das Grundstücksverkehrsgesetz 
von 1961. Es erfaßt alle rechtsgeschäftlichen Veräußerungen 
und den Abschluß schuldrechtlicher Verträge über landwirt-
schaftliche und forstwirtschaftliche Grundstücke sowie für 
Moor- und Ödland, das ·in landwirtschaftliche und forst-
wirtschaftliche Kultur gebracht werden kann. Die Rechts-
geschäfte sind genehmigungspflichtig. Da die Genehmi-
gung im wesentlichen nur aus betriebswirtschaftlichen Grün-
den versagt werden kann, ist die Tragweite des Gesetzes 
für die Sicherung der land- und forstwirtschaftlichen Flächen 
gering. Auf Möglichkeiten des Flächenschutzes für Wald-
flächen wird noch einzugehen sein. 

Schutz der Faktoren des Wirkungsgefüges 

Ich wende mich nunmehr Teilmaterien zu, d. h. bestimmten 
Normenkomplexen, die einzelne Landesbestände oder Flä-
chenarten des Landes, seines Wirkungsgefüges und der 
Landschaft zum Gegenstand haben. 

Die das Land bedeckende Schicht des belebten Bodens, 
die in Verbindung mit Wasser und Atmosphäre das biologi-
sche Potential des Landes bestimmt, hat bisher nur wenig 
spezifischen Rechtsschutz gefunden. Das mag darin be-
gründet sein, daß der Bodenschutz im Bereich der land-
und forstwirtschaftlichen Nutzung der praktischen Pflege 
seiner Bewirtschafter überlassen werden konnte. An der 
Meeresküste ist der Bodenschutz im Deichrecht organisiert. 
Der Flurbereinigung ist auch die Bodenverbesserung auf-
gegeben, und im gesamten Staatsgebiet können auf der 
Grundlage des Wasserverbandsgesetzes und der Wasser-
verbandsverordnung von 1937 Wasser- und Bodenverbände 
als Körperschaften des öffentlichen Rechts gebildet wer-
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den, die die Deiche und Ufer erhalten und herstellen, Grund-
stücke entwässern oder bewässern, den Boden im land-
wirtschaftlichen Kulturzustand erhalten und verbessern oder 
Kulturflächen bewirtschaften und nutzen. Ähnlich wie bei 
der Flurbereinigung kommt es auch hier darauf an, daß 
von den rechtlichen Möglichkeiten Gebrauch gemacht 
wird. 
Hauptsorge des Bodenschutzes sind die nichtagrarischen 
Nutzungen für bauliche und sonstige technische Zwecke. 
Hier wird der Boden beseitigt oder überdeckt oder in ande-
rer Weise vernachlässigt. Zunächst ist erneut darauf hin-
zuweisen, daß die generellen Richtlinien des Landespla-
nungsrechts und der relative Schutz landwirtschaftlich ge-
nutzter Flächen im BBauG eine gewisse Sicherung des 
Bodens vor nichtagrarischer Nutzung bewirken. Was ist 
aber zu tun, wenn der Nutzungswechsel im übrigen zu-
lässig ist? 
Eine besonders t iefgreifende Veränderung des Wirkungs-
gefüges und des Landschaftsbildes geht vom Abbau der 
Lagerstätten aus. Hier ist nicht nur an den bergmänni-
schen Abbau im Untertage- oder Tagebau mit der Folge 
von Bodensenkungen und Halden zu denken, sondern auch 
an die in den fetzten Jahren ständig erweiterten Sand- und 
Kiesgruben und Steinbrüche. Bei den landespflegerischen 
Bemühungen sind verschiedene Ziele zu unterscheiden: 

Lenkung auf einen günstigen Standort und Beschränkung 
der Fläche, 

Sicherung des Mutterbodens, 

Rekultivierung. 

Ich kann in dem gesetzten Rahmen nur kurze stichwort-
artige Hinweise geben. Das bergrechtliche Genehmigungs-
verfahren gibt der Bergbehörde Einwirkungsmöglichkeiten 
auf die Betriebspläne, die auch Auflagen für die spätere 
Rekultivierung einschließen können. In Nordrhein-West-
falen ist das preußische Allgemeine Berggesetz entspre-
chend erweitert worden, weitere Beispiele sind das nord-
rhein-westfäl ische Gesetz über die Gesamtplanung im 
Rheinischen Braunkohlengebiet, das rheinland-pfälzische 
Gesetz über den Abbau und die Verwertung von Bims-
vorkommen, die norddeutschen Moorschutzbestimmungen, 
schließlich die fortgeltende Rechtsverordnung des Reiches 
über die Aufsuchung und Gewinnung mineralischer Boden-
schätze von 1942. Bei dem außerordentlichen Bedarf der 
Bauwirtschaft an Steinen und Erden ist der Ausgleich der 
wirtschaftlichen und landespflegerischen Belange sehr 
schwierig. Landesplanung und Bauleitplanung gestatten 
zwar eine räumliche Lenkung, die Durchsetzung landschafts-
pffegerischer Auflagen außerhalb von Landschaftsschutz-
gebieten ist aber nicht einfach. Rechtliche Stützen bieten 
die Landesbauordnungen von Bayern, Hessen, Nordrhein-
Westfalen und Rheinland-Pfalz, die Aufschüttungen und 
Abgrabungen eines gewissen Umfanges der bauaufsicht-
lichen Genehmigung unterstellen; ferner das Wasserhaus-
haltsgesetz, soweit das Grundwasser berührt wird oder 
Weiher und Baggerseen geschaffen werden sollen. Für 
Baden-Württemberg ist erneut auf die schon erwähnte 
Vorschrift des § 9 Naturschutzergänzungsgesetz hinzuwei-
sen, wonach der Abraum nicht mehr genutzter Bergwerke, 
Steinbrüche oder ähnlicher Anlagen auf Verlangen der 
unteren Naturschutzbehörde der Umgebung anzupassen 
ist. 
Die substantielle Erhaltung der für den Pflanzenwuchs 
lebenswichtigen belebten Bodenschicht, des sog. Mutter-
bodens, bezweckt § 39 BBauG. Mutterboden, der bei der 
Errichtung und Änderung baulicher Anlagen sowie bei 
wesentlichen anderen Veränderungen der Erdoberfläche 
ausgehoben wird, ist im nutzbaren Zustand zu erhalten 
und vor Vernichtung oder Vergeudung zu schützen. Daß 
die Rechtsverordnung, die nähere Vorschriften über Art und 
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Umfang des Schutzes enthalten soll, in den sechs Jahren 
seit Inkrafttreten des Bundesbaugesetzes noch nicht er-
lassen ist, zeigt die Schwierigkeiten dieser Materie. 

Wasser 

Im Vergleich mit dem noch unvollkommenen Bodenschutz 
ist der Wasser- und Gewässerschutz umfassend und weit-
gehend einheitlich entwickelt. Die nutzbaren Gewässer 
waren schon von altersher Gegenstand rechtlicher Ordnung. 
Durch das Wasserhaushaltsgesetz des Bundes von 1957 
ist der gesamte sich erneuernde Wasservorrat des Landes 
zum geschützten Rechtsgut geworden. Er wird im gesamten 
Lande als Einheit gesehen, und der Wasserhaushalt, der 
ein wesentlicher Teil des Natur- und Landschaftshaushalts 
ist, soll einer sachgemäßen Bewirtschaftung zugeführt wer-
den. Der sachliche Geltungsbereich des Gesetzes umfaßt 
alle oberirdischen Gewässer, gleichgültig, ob es sich um 
fließende oder stehende Gewässer oder um Quellwasser 
handelt, sowie das Grundwasser. Lediglich für Heilquellen 
ist den Ländern das Recht gewährt, sie von den Bestim-
mungen dieses umfassenden Rahmengesetzes auszuneh-
men. Die Kompetenz des Bundes zum Erlaß dieses Ge-
setzes ergab sich aus Artikel 75 Grundgesetz. Für alle Über-
legungen über Form und Tragweite rahmengesetzlicher Re-
gelungen kann das Wasserhaushaltsgesetz als Beispiel 
dienen. Alle Bundesländer haben inzwischen Ausführungs-
gesetze erlassen, die als „Wassergesetz" bezeichnet wer-
den, allerdings leider in einer Reihe von materiellen und 
Verfahrensfragen untereinander differieren. 

Das Bundesgesetz soll , wie seine Überschrift sagt, der 
Ordnung des Wasserhaushalts dienen. Diese Ordnung um-
faßt sowohl die Mengenwirtschaft als die Gütewirtschaft. 
Die Benutzung der Gewässer bedarf der behördlichen Er-
laubnis oder Bewilligung, soweit sich nicht aus Bestimmun-
gen des Gesetzes über den Gemeingebrauch, den Eigen-
tümer- und Anliegergebrauch etwas anderes ergibt. Erlaub-
nis und Bewilligung sind zu versagen, wenn von der be-
absichtigten Benutzung eine Beeinträchtigung des Wohls 
der Allgemeinheit zu erwarten ist, die nicht durch Auflagen 
oder andere Maßnahmen verhütet oder ausgeglichen wer-
den kann. Diese Auflagen müssen jedoch auf den Wasser-
haushalt bezogen sein. Am ausführlichsten ist der Katalog 
des bayerischen Wassergesetzes, der solche Auflagen ins-
besondere für zulässig erklärt für die Abwasserbeseiti-
gung, für die öffentliche Gesundheit , für Fischerei, Land-
wirtschaft, Forstwirtschaft und Gartenbau, Naturschutz und 
Landschaftsschutz. 

Das Bundesgesetz schafft ferner das einheitliche Rechts-
institut des Wasserschutzgebietes, in dessen Bereich be-
stimmte Handlungen verboten oder beschränkt werden oder 
geduldet werden müssen. In § 26 normiert es den Rechts-
grundsatz, daß feste Stoffe in ein Gewässer nicht zu dem 
Zweck eingebracht werden dürfen, sich ihrer zu entledigen. 
Auch dürfen Stoffe an einem Gewässer nur so gelagert 
oder abgelagert werden, daß eine Verunreinigung des Was-
sers oder eine sonstige nachteilige Veränderung seiner 
Eigenschaften oder des Wasserabflusses nicht zu befürchten 
sind. Dies gilt auch für die Beförderung von Flüssigkeiten 
und Gasen durch Rohrleitungen. Für alle oberirdischen Ge-
wässer können besondere Reinhalteordnungen erlassen 
werden. Ein vom Bund erlassenes Gesetz über die Rein-
haltung der Bundeswasserstraßen ist allerdings vom Bun-
desverfassungsgericht für nichtig erklärt worden, so daß die 
rechtliche Konkretisierung der Wasserreinhaltung hier noch 
zu leisten bleibt. Durch das Gesetz über Detergentien in 
Wasch- und Reinigungsmitteln von 1961 und die anschlie-
ßende Verordnung über die Abbaubarkeit von Detergentien 
hat der Bund inzwischen eine wichtige Quelle fü r die Ver-
unreinigung der Gewässer erfolgreich eingeschränkt. 



Die entscheidende Aufgabe, Industrie- und Siedlungsab-
wässer von den Wasserläufen fernzuhalten, ist praktisch 
noch weithin ungelöst. Das wirksamste Mittel ist die Bi ldung 
von Reinhaltungsverbänden auf der Grundlage des Wasser-
verbandsgesetzes. Sie haben selbst in hochindustrialisierten 
Gebieten zu guten Erfolgen geführt, wie Ruhrverband, 
Emschergenossenschaft, Lippeverband und Niersverband 
zeigen. Im übrigen haben Bund und Länder durch Gewäh-
rung von Steuererleichterungen für gewerbliche Reinhal-
tungsanlagen und durch Subventionen zu helfen versucht. 

Ein entscheidender Fortschritt des Wasserhaushaltsgesetzes 
ist die Einbeziehung des Grundwassers in die wasserrecht-
liche Ordnung. Neben dem selbstverständlichen Satz, daß 
nur unschädliche Stoffe in das Grundwasser eingeleitet 
werden dürfen, ist von besonderer Tragweite die Bestim-
mung des § 34 Abs. 2, daß Stoffe nur so gelagert oder 
abgelagert werden dürfen, daß eine schädliche Verunreini-
gung des Grundwassers oder eine sonstige nachteilige Ver-
änderung seiner Eigenschaften nicht zu befürchten ist. Mit 
dieser Bestimmung ist die Ablagerung von Müll und son-
stigem Abraum in der Landschaft unter eine strenge Be-
dingung gestellt. 
Die unbefugte oder unbeabsichtigte Erschließung von 
Grundwasser muß wieder beseitigt werden, wenn Rück-
sichten auf den Wasserhaushalt es erfordern, und den 
Ländern ist aufgetragen, Arbeiten zu überwachen, die über 
eine bestimmte Tiefe hinaus in den Boden eindringen. Das 
Landesrecht kann auf dieser Grundlage Handhaben zur 
Kontrolle von Sand- und Kiesgruben, Schächten, Ein- oder 
Anschnitten im Gelände entwickeln und diese Erdarbeiten 
einem besonderen Genehmigungsverfahren unterwerfen. 

In bezug auf den Komplex Wasser- und Landschaft wäre 
noch eine Reihe weiterer Bestimmungen des allgemeinen 
Wasserrechts zu erwähnen, ferner internationale Verein-
barungen zum Schutze des oberirdischen Wassers in ge-
meinsamen Wasserläufen und zur Verhinderung der Öl-
verschmutzung der See. Auch gibt es Spezialvorschriften 
für den Wasserschutz beim Gebrauch der Kernergie, bei 
der Lagerung, Abfüllung und dem Transport von brenn-
baren Flüssigkeiten, u. a. baupolizeiliche Vorschriften über 
Heizölbehälter. 

Atmosphäre 

In den letzten Jahren ist auch der atmosphärische Lebens-
raum in zunehmendem Maße Schutzobjekt geworden, und 
es sind rechtli che Handhaben geschaffen worden, um Ge-
sundheit und Zuträglichkeit dieses lebenswichtigen Medi-
ums zu erhalten. Im Vordergrund stehen Vorschriften, die 
stoffliche Beimischungen zur Luft verhindern sollen. Hier 
ist zunächst die Ergänzung (1960) des § 906 BGB zu er-
wähnen, die wirtschaftlich zumutbare Vorkehrungen er-
möglicht und dem durch die Einwirkung getroffenen Grund-
stückseigentümer einen Anspruch auf angemessenen Aus-
gleich in Geld zuspricht. Wie bei der Reinhaltung des Was-
sers unterstützen steuerrechtliche Erleichterungen den Ein-
bau von Reinigungsanlagen. 

Von wesentlich weitergehender öffentlich-rechtlicher Be-
deutung sind Vorschriften der Gewerbeordnung über ge-
nehmigungsbedürftige und überwachungsbedürftige An-
lagen. Sie sind in den letzten Jahren mehrfach geändert 
und ergänzt worden. Genehmigungsbedürftig ist die Errich-
tung von Anlagen, welche „durch die örtliche Lage oder die 
Beschaffenheit der Betriebsstätte für die Besitzer oder Be-
wohner der benachbarten Grundstücke oder für das Publi-
kum überhaupt erhebliche Nachteile, Gefahren oder Be-
lästigungen herbeiführen können". Die Bundesregierung 
kann durch Rechtsverordnung die unter diese Vorschrift 
fallenden Anlagen bezeichnen. Die Anlagen werden in be-

stimmten Zeiträumen überwacht, und es können ergänzende 
technische Anforderungen gestellt werden. Unter besonde-
ren Umständen kann die Stillegung oder Beseitigung der 
Anlagen angeordnet werden. In Ergänzung zu diesen all-
gemeinen Vorschriften der Gewerbeordnung haben die 
Länder Baden-Württemberg und Nordrhein-Westfalen Ge-
setze zum Schutz vor Luftverunreinigungen, Geräuschen 
und Erschütterungen erlassen. Diese Immissionsschutzge-
setze begründen für den Eigentümer oder Betreiber der 
Anlage die allgemeine Verpflichtung, die Anlage so einzu-
richten und zu unterhalten, daß die Nachbarschaft oder die 
Allgemeinheit vor Gefahren, erheblichen Nachteilen oder 
Belästigungen durch Immissionen soweit geschützt wird, 
wie es der jeweil ige Stand der Technik gestattet und wie es 
wirtschaftl ich zumutbar ist. Die Gesetze enthalten Vor-
schriften über technische Anforderungen, die Durchführung 
von Messungen, über bestimmte Grenzwerte und über zeit-
liche oder örtliche Beschränkungen. 

In den größeren Rahmen der rechtlichen Sicherung zu-
träglicher ökologischer Bedingungen im Luftraum bzw. der 
Atmosphäre gehören auch Bestimmungen aus dem Kern-
energierecht und gegen die Verursachung von Geräuschen. 
Zur klaren Abgrenzung lasse ich diese Rechtsbereiche bei-
seite, da das Schutzobjekt hier Gesundheit und Wohlbefin-
den der Individuen ist, nicht das landschaftliche Wirkungs-
gefüge. 

Wenn man von den technisch bedingten Beimischungen-zur 
Luft absieht, sind Zustand und meteorologisch-klimatisches 
Verhalten der Atmosphäre bisher noch nicht in den Ord-
nungsbereich des Rechts gekommen, zumal sich dieses 
flüchtige Medium dem technischen Zugriff weitgehend ent-
zieht. Mit der künstl ichen Abregnung von Wolken hat sich 
der Gesetzgeber noch nicht beschäftigt. Die Anlage von 
Windschutzgehölzen zur Beeinflussung des Kleinklimas 
kann öffentlich-rechtlich nicht erzwungen werden, wohl aber 
können sich aus dem Nachbarrecht privatrechtliche Ein-
wendungen gegen grenznahe Pflanzungen ergeben. Nur im 
Flurbereinigungsverfahren und mit Hilfe von Wasser- und 
Bodenverbänden ist es möglich, Schutzpflanzungen im 
öffentlichen Interesse anzulegen, auch kann die Gemeinde 
im Bebauungsplan solche Anlagen vorsehen. 

Bewuchs (Pflanzenwelt) 

Mit dem Stichwort Schutzpflanzung ist der Bereich der 
physischen Grundbestände des Landes schon verlassen 
und die Biosphäre angesprochen. Wie steht es mit ihrem 
rechtlichen Schutz? Die Pflanzendecke mit ihren Natur- und 
Kulturbeständen ist Nutzungs- und Wirtschaftsgrundlage, 
hat Schutzfunktionen und vielfältige andere Wohlfahrtswir-
kungen, kann Gestaltungsmittel sein, ist hervorragendes 
Attribut des Landschafts- und Ortsbildes und des Er-
hol ungsraumes. 
Der Flächenschutz für das Grün - wie es in einem ein-
prägsamen Wort zusammengefaßt wird - im Landes- und 
Siedlungsplanungsrecht und im allgemeinen Landschafts-
schutz ist bereits behandelt. 

Ergänzende Schutznormen, die im ganzen Staatsgebiete 
gelten, sind die Vorschriften über Naturschutzgebiete und 
über Naturdenkmale, ferner der generelle Schutz bestimm-
ter Landschaftsbestandteile, wie er in der Wallhecken-Ver-
ordnung für große Teile Norddeutschlands und in einer 
Reihe von ergänzenden Nachkriegsgesetzen der Länder 
für Hecken und andere Landschaftsbestandteile, z. B. Feld-
und Ufergehölze, Schi lf- und Rohrbestände, lebende Zäune, 
in Berlin auch Einzelbäume bestimmten Maßes, eingeführt 
worden ist. Solche ergänzenden Vorschriften sind in Baden-
Württemberg, Berlin, Hamburg, Niedersachsen, Nordrhein-
Westfalen und im Saarland erlassen worden. Hessen und 
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Rheinland-Pfalz begnügen sich mit den Schutzmöglichkeiten 
des Naturschutzgesetzes, in Schleswig-Holstein gilt dieWall-
hecken-Verordnung. Im Rahmen dieser Vorschriften haben 
Baden-Württemberg und Bayern das Abbrennen der Boden-
decke ganz oder zeitweise untersagt. Schließlich ist in die-
sem Zusammenhang noch der allgemeine Artenschutz der 
Naturschutzverordnung zu nennen. 

Eine weitere bedeutsame Materie ist das Forstrecht. Ein 
Bundesforstgesetz ist noch nicht erlassen. Aus dem Reichs-
recht überkommen ist das Gesetz gegen Waldverwüstung 
von 1934, das für alle nichtstaatlichen Waldungen die Ab-
holzung unter Kontrolle stellt. Im übrigen gilt das Landes-
forstrecht, das hier im einzelnen nicht darzustellen ist, da 
es ohnehin vom Grundsatz der nachhaltigen Bewirtschaf-
tung der Waldbestände und der Erhaltung des Waldes 
bestimmt ist. 
Erwähnung verdient § 5 des baden-württembergischen Na-
turschutz-Ergänzungsgesetzes, der Richtlinien im Sinne des 
Natur- und Landschaftsschutzes für die Forstwirtschaft ent-
hält, vor allem aber das vorbildliche Waldschutzrecht des 
Landes Nordrhein-Westfalen. Die Präambel des Waldschutz-
gesetzes stellt fest, daß der Wald weit über den Rahmen 
des wirtschaftlichen Wertes hinaus durch seine Wirkungen 
auf Landschaft und Klima, Bodenfruchtbarkeit und Gesund-
heit des Volkes größte Bedeutung habe. Außer dem eigent-
lichen Wald unterstellt das Gesetz auch die mit Holz be-
stockten Flächen einer Genehmigung, wenn sie in eine 
andere Bodenbenutzungsart übergeführt werden sollen. 
Als derartige Flächen werden vor allem Windschutzanlagen 
verstanden. Die Waldschutzverordnung führt nicht nur die 
Wohlfahrtswirkungen des Waldes in die Rechts- und Ver-
waltungssprache ein, sondern sie enthält auch Richtlinien 
zu ihrer Sicherung. 
Auch außerhalb des Naturschutzrechts und des Forstrechts 
gibt es Schutznormen für Waldflächen. Hierher gehören die 
Schutzwaldungen an Bundesfernstraßen und an sonstigen 
Straßen nach den Straßen- und Wegegesetzen in Bayern, 
Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen und Rhein-
land-Pfalz ; ferner der Bewuchs der Trinkwasserschutzge-
biete. Einschränkungen des Schutzes können im Interesse 
anderer Belange erforderlich werden. Ich darf hier summa-
risch auf spezielle Vorschriften des Straßen- und Wege-
rechts der Länder, des Telegraphenwegegesetzes des Bun-
des und des Luftverkehrsgesetzes hinweisen. Auch in Über-
schwemmungsgebieten, an Gewässerufern und im Interesse 
der Verteidigung können sich Einschränkungen des Grün-
sch utzes ergeben. 

Diesem Katalog von Schutznormen sind schließlich auch 
noch die Bestimmungen der Pflanzenhygiene anzufügen, 
wie sie im Bundesgesetz zum Schutz der Kulturpflanzen, in 
zahlreichen Einzelvorschriften gegen Schädlinge und im Ge-
setz über forstl iches Saat- und Pflanzgut enthalten sind. 
Auch die Reichsverordnungen zur Verhütung und Bekämp-
fung von Wald-, Moor- und Heidebränden sind zu erwäh-
nen. 
Die kritische Frage für ein Recht der Landespflege ist die 
Bereitschaft des Gesetzgebers zu positiven Maßnahmen. 
Schutz, Sicherheit, Ordnung und Gefahrenabwehr sind her-
kömmliche Motive der Staatstätigkeit. Förderung der Ent-
wicklung und Produktivität, Gestaltung und Integration der 
gesellschaftlichen und individuellen Aktivität erfordern ein 
neues Denken, die Bereitschaft, Rechtspflichten aufzuerle-
gen, Interventionsmöglichkeiten zu eröffnen und für zuge-
mutete Opfer Ausgleich zu gewähren. Erst wenn solche 
positiven Maßnahmen von der Verwaltung gefordert oder 
gestützt werden können, kann man davon sprechen, daß 
die Landespflege als öffentliche Aufgabe erfüllt wird. Ele-
mente einer solchen Staatstätigkeit waren im Planungs-
recht, im Bundesbaugesetz, bei der Flurbereinigung und 
Wasserwirtschaft nachweisbar. Der Grüne Plan sieht be-
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stimmte Förderungsmaßnahmen für landeskulturelle Be-
pflanzungen vor. Auch ist es möglich, im Einzelfall bei der 
Einfügung bestimmter technischer Vorhaben und Bauwerke 
in die Landschaft Bedingungen und Auflagen zu stellen, die 
unvermeidliche Eingriffe ausgleichen sollen. Diese positive 
Feststellung kann aber nicht über die Tatsache hinweg-
täuschen, daß es keine allgemeinen Vorschriften gibt, die 
dem Grundeigentümer die Pflicht auferlegen, sein Grund-
stück im Sinne der Landeskultur zu bewirtschaften, be-
stimmte Pflanzungen zu begründen oder zu unterhalten, 
Ödland zu rekultivieren oder irgendwelche Meliorationen 
durchzuführen. Im Außengebiet kann man zwar am Bauen 
gehindert, nicht aber zu iandeskultureller Nutzung veranlaßt 
werden. 

Wenn auch eine allgemeine Norm in diesem Sinne fehlt, 
so erscheint es doch angebracht, auf die wenigen speziellen 
Vorschriften hinzuweisen. Hier ist zunächst an die schon 
erwähnten berg- und abbaurechtlichen Vorschriften zu er-
innern, die die Sicherung der Oberflächennutzung und die 
Gestaltung der Landschaft nach dem Abbau durch ge-
eignete Bedingungen und Auflagen ermöglichen sollen. 
Rheinland-Pfalz hat als einziges Land in seinem Landes-
straßengesetz bestimmt, daß bei der Veränderung von 
Landschaftsteilen durch Entnahme von Baustoffen oder 
durch Ablagerungen eine nachträgliche Wiedereingliederung 
in die Landschaft herbeizuführen ist. Auch die baden-
württembergische Vorschrift nachträglicher Anpassung von 
Abraumflächen ist hier wiederum zu erwähnen. 

Nach dem Reichsgesetz gegen Waldverwüstung sind wider-
rechtlich abgetriebene Waldflächen auf Kosten des Eigen-
tümers wieder aufzuforsten. Baden-Württemberg sieht in 
seinem Gesetz über das Nachbarrecht von 1959 vor, daß 
Teile des Außengebietes durch Gemeindesatzung zur Wald-
lage erklärt werden können, wenn ihre Aufforstung aus 
Gründen der Landeskultur zweckmäßig ist. Bayern hat Be-
stimmungen über die Aufforstung landwirtschaftlicher Grund-
stücke und von Waldblößen. Auch Hessen, Niedersachsen, 
Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz und Schleswig-Hol-
stein kennen Rechtspflichten zur Wiederaufforstung von 
Waldflächen, Nordrhein-Westfalen und Hessen auch zur 
Aufforstung von Ödland, das sich zur landwirtschaftlichen 
Nutzung oder zu einer anderen wirtschaftlichen Nutzung 
nicht eignet. 

Tierwelt 

Die Rechtsvorschriften über das Jagdwesen, die Fischerei, 
den zoologischen Artenschutz nach dem Naturschutzgesetz 
und die Bekämpfung tierischer Schädlinge können zwar im 
weiteren Sinne der Landespflege zugerechnet werden, 
dürfen aber im gegenwärtigen Zusammenhang außer Be-
tracht bleiben. 

Mensch und Landschaft 

Ein abschließender Blick auf das Verhältnis des Menschen 
zum lande als seinem Lebensraum zeigt zwei Aspekte: 
einerseits die Wirkungen, die von den mensch lichen Hand-
lungen, vor allem von der Nutzung des Landes, ausgehen 
- andererseits die ökologischen Wirkungen der landschaft-
lichen Umwelt auf den Menschen - . 

In der ersten Richtung sind die meisten Nutzungsarten, 
wie Land- und Forstwirtschaft, Rohstoffgewinnung und Bau-
tätigkeit, schon behandelt. Das menschliche Handeln steht 
unter dem allgemeinen Rechtsschutz der Freiheit, die Nut-
zung der Grundstücke unter der Eigentumsgarantie. Für 
al le Beschränkungen gilt der Vorbehalt des Gesetzes. Eine 
allgemeine Norm für das Verhalten des einzelnen zur Natur, 
seiner landschaftlichen Umwelt oder deren Beständen -



etwa vergleichbar dem § 1 der Straßenverkehrsordnung -
besteht nicht. Deshalb ist es erforderlich, spezielle straf-
bewehrte Verhaltensregeln aufzustellen. 

Soweit nicht Vorschriften ziviler Schadenshaftung in Be-
tracht kommen, kann beispielsweise hingewiesen werden 
auf eine Reihe von Bestimmungen des Strafgesetzbuches, 
auf einzelne in bundes- und landesrechtlichen Vorschriften 
normierte Ordnungswidrigkeiten, auf die Bestimmungen 
zur Verhütung von Waldbränden, auf forst-, wasser- und 
deichrechtliche Bestimmungen, in Berlin und Hamburg auch 
auf die Schutzgesetze zur Sicherung von Grün- und Er-
holungsanlagen. 
Die ökologischen Einwirkungen der Landschaft auf den 
Menschen können verständlicherweise nicht Gegenstand 
von Rechtsvorschriften sein. Hier kann das öffentliche Ge-
meinwesen lediglich im Wege positiver Förderung durch 
Maßnahmen der Boden-, Wasser- und Grünpflege dazu 
beitragen, die Wohlfahrtswirkungen eines gesunden Natur-
haushalts zu verstärken. Wenn man einen rechtlichen Bezug 
herstellen will, könnte man allenfalls an die Haushalts-
gesetze des Bundes, der Länder und der Gemeinden 
denken. Neben den Investitionen für die bauliche und 
technische Infrastruktur kann das öffentliche Gemeinwesen 
Investitionen vorsehen, die eine förderliche Beeinflussung 
des Wirkungsgefüges zur Folge haben und die Verbesse-
rung des Naturhaushaltes als ein aktives Konto einer volks-
wirtschaftlichen Gesamtrechnung ansehen. 

Zusammenfassung 

Der in dieser Skizze aufgeführte Normenbestand kann im 
Rückblick in folgende Gruppen gegliedert werden: 

Bestimmungen aus dem Recht der Landes- und Gemeinde-
planung, 

die Materie des Naturschutzes und der Landschaftspflege, 
Bestimmungen des Flächenschutzes in den Spezialmaterien 
des Wasserrechts, Wirtschaftsrechts und Verkehrsrechts, 

Vorschriften über die Berücksichtigung landschaftlicher Be-
lange bei technischen und baulichen Vorhaben, 

schließlich spezielle Schutzvorschriften für einzelne Be-
stände des Wirkungsgefüges. 
Die Übersicht zeigt im ganzen ein verzweigtes Rechtsge-
biet, das als Recht der Landschaft oder der Landespflege 
bezeichnet werden kann, da sein Zweck eine ökologisch 
zuträgliche Landschaft im gesamten Staatsgebiet ist. Es 
entwickelt Verzweigungen in die Einzelbereiche des natür-
lichen Wirkungsgefüges des Landes und der Wirtschafts-
tätigkeit des Menschen. 
Das Engagement der Gesellschaft für die landespflegerische 
Zielsetzung ist gewiß noch nicht vollkommen, und der Rechts-
bestand bedarf des Ausbaues und der Anpassung. 

Wenn anschließend hierfür noch einige Hinweise gegeben 
werden, so kann es sich nur um allgemein formulierte An-
regungen handeln, denn ich möchte den gesetzgeberischen 
Vorschlägen der Herren Po h 1 und As a i nicht vorgreifen. 

1. Es wäre erwünscht, wenn alle Landesplanungsgesetze 
nähere Hinweise auf die Erfordernisse der Landes-
pflege enthielten, wie es im schleswig-holsteinischen 
Landesplanungsgesetz der Fall ist. 

2. Erforderlich ist eine allgemeine Vorschrift, wonach die 
Belange der Landschaft und des Naturhaushalts bei 
allen Fachplanungen zu beachten sind. 

3. Sehr erwünscht wären Bestimmungen des Landes-
rechts über die verbindliche Aufstellung von Land-
schaftsplänen in der Landes- und Region;ilplanung 
und über deren rechtl iche Wirkungen. 

4. Entsprechend wäre für die Bauleitplanung zu fordern, 
daß Landschafts- und Grünordnungspläne obligatorisch, 
nicht nur fakultativ, aufzustellen sind und daß sie 
Wirkungen für die Genehmigung der Vorhaben, zu-
mindest im Außenbereich, haben. Die Richtlinie des 
§ 1 Abs. 5 BBauG über die Schonung der landwirt-
schaftlichen Flächen sollte auf die forstwirtschaftlichen 
Flächen ausgedehnt werden. 

5. Soweit das Bundesbaugesetz in § 35 die Genehmigung 
von Vorhaben im Außenbereich davon abhängig macht, 
daß sie die natürliche „Eigenart" der Landschaft nicht 
stören, sollte rechtlich klargestellt werden, daß dieser 
Begriff sich nicht nur auf das Landschaftsbild bezieht, 
sondern auch biologische und ökologische Qualitäten 
der Landschaft umfaßt. 

6. Die Möglichkeiten des Landschaftsschutzes sollten 
nicht ausdrücklich auf die freie Landschaft beschränkt 
sein; nach dem Vorbild der Stadtstaaten sollte diese 
Einschränkung aus § 5 des Naturschutzgesetzes ge-
strichen werden. 

7. Dringend erwünscht wäre der baldige Erlaß der Rechts-
verordnung des Bundes über den Mutterbodenschutz 
nach § 39 BBauG. 

8. Ein wichtiges Ziel landespflegerischer Rechtsetzung 
ist schließlich eine allgemeine Vorschrift, wonach in 
allen Verwaltungsverfahren, die raumwirksame Ände-
rungen zur Folge haben, die Genehmigungsbehörden 
Bedingungen und Auflagen im Sinne der Landespflege 
festlegen können. Grundsätzlich sollte bei jedem 
ändernden Vorhaben die landesbiologische Kompo-
nente in der Planung und in der Ausführung beachtet 
und ihre Berücksichtigung verfahrensmäßig gesichert 
werden. In der Folge dieses Grundgedankens ist die 
allgemeine Rechtspflicht zu normieren, Flächen im 
Außengebiet, bei deren Nutzung die Bodendecke, der 
Bewuchs oder der Wasserhaushalt beeinträchtigt wer-
den, zu rekultivieren. Diese Pflicht wäre im Einzelfalle 
administrativ näher zu bestimmen, ihre Erfüllung zu 
sichern, wobei entsprechende Maßnahmen ersatzweise 
vorgenommen werden könnten. 

9. Es bleibt eine wichtige Aufgabe der Landesgesetz-
gebung, fortschrittliche spezialgesetzliche Regelungen 
in einzelnen Landesgesetzen zu übernehmen. Rechts-
vergleichende Studien, d ie auch ausländische Rechte 
einbeziehen, sind erwünscht. 

10. Sollte ein bundesrechtliches Rahmengesetz für die 
Rechtsmaterie der Landespflege erwogen werden, so 
sollte die im Reichsnaturschutzgesetz und in der Natur-
schutzverordnung geregelte Teilmaterie aus dem Ge-
setzgebungsverfahren ausgeklammert werden, um ihren 
derzeitigen Stand nicht zu gefährden. 
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Bundesverfassungsrichter Professor Dr. Erwin St e i n , Baden-Baden 

Entwicklungstendenzen des Rechtes der Landespflege 
in der ausländischen Gesetzgebung 

1. 

1. Man kann wohl sagen, daß die Landespflege heute 
zunehmendem Interesse offizieller Kreise und einer breite-
ren Öffentlichkeit begegnet. Auch hat sich die internationale 
Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Landschaftspflege 
und des Naturschutzes zusehends verstärkt. Beschränkte 
sich zu Beginn unseres Jahrhunderts der Schutz der Natur 
noch auf räumlich begrenzte Naturdenkmäler, so wurde um 
das zweite Drittel des 20. Jahrhunderts in vielen Ländern 
der Schutz auf flächenmäßig ausgedehntere Naturschutz-
gebiete sowie auf Landschaftsschutzgebiete erweitert, ja 
sogar ein beschränkt allgemeiner Landschaftsschutz ge-
schaffen. In der jüngsten Gegenwart erweist sich infolge 
der Bevölkerungsvermeh rung, des steigenden Raumbedarfs 
und der bedrohlichen Auswirl<Ungen der zweiten industriel-
len Revolution aktiv gestaltender Landschafts- und Natur-
schutz als notwendig. Für die gesamte Menschheit stellt 
sich heute der aktive Naturschutz im Sinne der Erhaltung 
und kontrollierten Nutzung der Natur und Ihrer Hilfs-
quellen sowie die Sicherung einer menschengerechten und 
zugleich naturgemäßen Umwelt als eine Lebensvoraus-
setzung und Lebensfrage dar. Die wachsende Erkenntnis 
von der Bedeutung der sich überall stellenden Aufgaben 
zeigt sich besonders in drei internationalen Ereignissen: 

a) in dem 1965 begonnenen sog. Internationalen Biologi-
schen Programm. Dieses weltumspannende Forschungs-
programm hat zum Thema die biologischen Grundlagen 
der Produktivität der Erde und der menschlichen Er-
nährung und Wohlfahrt oder, anders ausgedrückt, die 
Möglichkeiten der wirtschaftlichen Nutzung der Natur 
und ihrer Hilfsquellen in Übereinstimmung mit den For-
derungen des Naturschutzes, 

b) in der Gründung des permanenten Expertenausschusses 
des Europarates für den Natur- und Landschaftsschutz 
im Jahre 1962, und 

c) in der bereits im Jahre 1948 unter der Schirmherrschaft 
der UNESCO gegründeten Internationalen Union zur Er-
haltung der Natur und der natürlichen Hilfsquellen -
IUCN -. Diese Union hat im Jahre 1951 eine Übersicht 
über den Stand des Naturschutzes in der Welt heraus-
gegeben und drei Jahre später eine umfassende Er-
gänzungsausgabe veröffentlicht. Im Jahre 1963 bildete 
die IUCN eine ständige Kommission für Fragen der Ge-
setzgebung auf diesen Gebieten 1. 

Allein schon diese Faktoren vermitteln eine Vorstellung von 
dem Umfang und von dem Wandel der Vorschriften über 
die Landespflege. Dabei kommt der wissenschaftliche und 
administrative Stand dieser Materie in den Gesetzen der 
einzelnen Staaten nur ungefähr oder approximativ zum Aus-
druck. Das liegt weniger daran, daß die Gesetzgebung 
nachhinkt. Die Ziele, Gegenstände und Techniken der 
Landespflege sind in den einzelnen Staaten nicht einheit-
lich; sie sind auch begrifflich schwer zu fassen. Ferner sind 
die Interessenlagen so komplex, daß die Gesetze der Exe-
kutive meist nur allgemeine Befugnisse gewähren und 
Aktionsprogramme oder typisierte Modelle nur andeuten. 
Die Weite, Unbestimmtheit und Veränderlichkeit der gesetz-
lichen Regelungen der Landespflege rühren zum Teil auch 

1 Die IUCN hat ihren Sitz in Morges (Schweiz); die IUCN-Kommission 
für Gesetzgebungsfragen in Bonn, Koblenzer Str. 214. Die Kommission 
unterhält auch eine Sammlung der sich ouf die Landespflege beziehen-
den Rechtsvorschriften aus fast ollen Staaten der Welt. 
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daher, daß die Landespflege in zahlreiche andere Materien 
hineinragt, deren vorrangige Zielsetzung primär nicht diesen 
spezifischen Aufgaben, sondern anderen umfassenderen 
Interessen dient, wie z.B. dem Städtebau, dem Denkmal-
wesen, der Jagd- und Fischereipflege, der Landwirtschaft, 
dem Schutz des Bodens und der Lagerstätten, den Inter-
essen des Verkehrs, der Wirtschaft und der Verteidigung. 
Dieses Wirkungsgefüge begründet einen Sachzusammen-
hang eigener Art; es führt zu Überschneidungen und be-
reitet Schwierigkeiten, Begriffe einheitlich zu bestimmen. 
Erst in neuerer Zeit beginnt sich die Landespflege als ein-
heitlicher Begriff durchzusetzen, der den gesamten Raum 
des Landes und die einzelnen Faktoren dieses Wirkungs-
gefüges einbezieht und sich zugleich auf Landschaftspflege, 
Naturschutz und Grünplanung erstreckt. Dabei gehen die 
Aufgaben dieser Tei lbereiche meist ineinander über, weil 
sich In der modernen Industriegesellschaft freie Landschafts-
und Siedlungsbereiche immer weniger trennen lassen und 
die schützenden, pflegenden und gestaltenden Tätigkeiten 
zur Erhaltung des biologischen Gleichgewichts in der Natur 
eine Einheit bi lden müssen. Die Landespflege 2 hat daher 
rechtlich zum Gegenstand nicht allein Schutzbereiche be-
sonderer öffentlich-rechtlicher Bindungen zwecks Abwehr 
möglicher Schädigungen, sondern auch Planungs- oder Ge-
staltungsrechte, die Verbänden und Gemeinschaften zur Er-
haltung und Entwicklung der natürlichen Hilfsquellen im 
Hinblick auf soziale, kulturelle und wirtschaftl iche Erforder-
nisse zustehen. 

Solange die Ziele, Schutzgegenstände, Schutzgründe und 
Schutztechniken nicht in einem einheitlichen wissenschaft-
lichen Begriff integriert waren, war es kaum möglich, die 
Landschaftspflege, den Naturschutz einschließlich des 
Heimat- und Denkmalschutzes und die Grünplanung einheit-
lich zu regeln und zu kodifizieren. Die einzelnen Materien 
konnten gleichsam nur angereichert werden; sie blieben 
also im Grunde Teilbereiche des Naturschutzes, der Raum-
ordnung oder des Bodenrechtes. Dabei waren teils ästhe-
tische, teils wissenschaftliche oder sozialpolitische Schutz-
gründe für die Regelung entscheidend. Landschaftsblolo-
gische Gesichtspunkte kamen noch kaum zur Geltung. So 
entwickelten die Teile ihre eigene Sachlogik; höchstens 
wurden sie in die Sachloglk anderer Bereiche einbezogen. 
Erst allmählich trat eine Wandlung insofern ein, als die ver-
schiedenen Materien nicht mehr als autonome absolute 
Einheiten, sondern als Teile eines zwar noch unbest immten, 
aber sich ausformenden Ganzen gesehen und behandelt 
wurden. Die einzelnen Teile erweiterten sich dann im neuen 
Sinn des Ganzen, gleichsam dialektisch, nicht antithetisch. 

Diese Entwicklung des Begriffs der Landespflege ist noch 
nicht abgeschlossen. Die wissenschaftliche Durchdringung 
scheint verschiedene Wege einzuschlagen; das mag be-
dingt sein durch die Unterschiede in den konkreten Not-
ständen der einzelnen Staaten und in der organisatorischen 
oder begrifflichen Tradition. Dies bezieht sich einmal auf 
das Verständnis und die Abgrenzung des Gesamtbegriffes 
und seiner Unterbegriffe sowie auf das Verhältnis dieser 
Begriffe zueinander und zu den anderen Zielen einer um-

' K. B u c h w a 1 d , W. L e n d h o 1 t , E. P r e i s i n g , Wos ist Lan-
despflege ? in: Garten und Landschaft, 1964 Nr. 7; K. B u ch w a 1 d, 
Landschaft und moderne Ind ustriegesellschaft, in : Bulleti n des Presse-
und Informationsamtes der Bu ndesregierung vom 28. 7. 1962, Nr. 137; 
Erhard M öd i n g , Landespflege, mit Bibliographie von Hedwig 
B i e b e r, 2. Aufl. 1964. 



fassenden Planung. Die allgemeinen Schwierigkeiten, der 
Raumordnung, der Landespflege, dem Natur- und Heimat-
schutz die wissenschaftlich richtige Stelle allein schon im 
deutschen Recht 3 zuzuweisen, sind ebenso bekannt wie die 
Tendenz, alle diese Begriffe zu verallgemeinern. Ähnliches 
läßt sich aber auch feststellen von den als Teilbereiche 
erscheinenden Materien wie dem Forstwesen, Bau- oder 
Denkmalwesen. 

2. Dieser Mangel an innerer Einheit zeigt sich dementspre-
chend auch in der die Landespflege betreffenden Gesetz-
gebung. Hier kommen die skizzierten Divergenzen deutlich 
zum Ausdruck. Ein gutes Beispiel für zwar viele Rechts-
materien umfassende, aber der inneren Einheit entbehrende 
Gesetze sind die Conservation Laws der USA. Gemeinsam 
ist lediglich der Oberbegriff „conservation of natural re-
sources" 4• Uneinheitl ich dagegen blieb die Verwaltung 5 • 

So waren noch im Jahre 1961 z.B. allein für Fragen der Er-
holung mehr als 20 verschiedene Ministerien und Dienst-
stellen der Vereinigten Staaten zuständig. Eine umfassende 
einheitliche Konzeption ist erst in der Sonderbotschaft des 
Präsidenten J. F. Kennedy an den Kongreß vom 23. 2. 1961 
und in dessen weiterer Botschaft vom 1. 3. 1962 6 über die 
natürlichen Hilfsquellen entwickelt worden. Hier wi rd ge-
fordert, „die weitverzweigten Ziele und Maßnahmen der 
Bundesregierung hinsichtlich der natürlichen Hilfsquellen 
zusammenzufassen", damit sich diese Ziele und Maß-
nahmen weder überschneiden noch im Gegensatz zu-
einander stehen, und die Zuständigkeitsregelung innerhalb 
der Bundes-, einzelstaatlichen und örtlichen Regierungs-
stellen neu festzulegen. Außer in den USA finden sich An-
sätze zu einer einheitlichen Verwaltung in Mexiko und in 
einigen afrikanischen Staaten. 

Eine ähnliche Entwicklung zeigt sich auch in der Sowjet-
union. Denn von dem Willen, die einzelnen Materien zu 
einer logisch-systematischen Einheit zu verbinden und die 
Teilbereiche von einer Gesamtordnung aus zu regeln, ist 
das Gesetz der Russischen Sozialistischen Föderation der 
Sowjet-Republiken (RSFSR) über den Schutz der Natur 
vom 27. Oktober 19607 erfüllt, das zwar nicht in allen Sowjet-
Republiken gilt, sich aber auf 76 O/o der Gesamtfläche der 
Sowjet-Union (UdSSR) erstreckt. In den anderen Sowjet-
Republiken gelten im wesentlichen gleichlautende Gesetze. 

Dieses Gesetz ist ein Mittel, den durch die lndustriali-
slerung und Kollektivierung bewirkten Raubbau am Wald, 
an Wiesen und Weiden zu beseitigen und der Versandung 
einst fischreicher Flüsse, der Verschmutzung der Gewässer, 
der Überflutung von Kulturböden und der fortgesetzten Ver-
ringerung der Naturschutzgebiete entgegenzuwirken. Es 
kann wohl als der modernste Versuch gewertet werden, 
die landespflegerischen Aufgaben einheitlich von einem 

' Vgl. hierzu v. Mo n g o 1 d t • K 1 e i n , Das Bonner Grundgesetz, 2., 
neubeorbeitete Auflage, zu Art. 75 Ziff. VI 11, X, XI S. 1704 ff., 1708 ff.; 
Werner W e b er, Das Recht des Landschaftsschutzes, 1938; Werner 
Webe r , Das Recht der Landschaft, in: Festschrift für Paul Gieseke, 
1958; E. M öd i n g , Elemente des Landschaftsrechts, in: Festschrift 
fü r H. Fr. Wiepking, 1963, S. 326ff.; E. M öd in g, Die Landespflege 
in öffentlichen Gemeinwesen, o.o.O. S. 315 ff. 

'Vgl. die {private) Sammlung .United Stoies Code•, Annotodet, 1960, 
Title 16, ,Conservotion', St. Paul Minn. u. Brooklyn, N. Y. 

•Vgl. US-Government Orgonizotion Manual, 1963-64, Washington 
25, D. C. 

•Vgl. Schriftenreihe der Verein igung Deutscher Gewösserschutz E. V.-VDG 
Nr. 10, 1962, S. 18 ff., S. 33 ff. 

' Informationsbericht Heft 8 des Zentralrates der Allrussischen Vereini-
gung zur Förderung des Naturschutzes und zur BegrOnung von Sied-
lungen, Moskau, 1960; vgl. auch Heft 12/1960 der Zeitschrift .Forst-
wirtschaft - Holzwirtschaft" (Berlin-Ost). Ober die Anklagen 
sowjetrussischer Schriftsteller und Wissenschaftler wegen dieses Raub-
baus an don natürlichen Hilfsquellen vgl. die in der Zeitschrift 
. Ostprobleme•, 17. Jahrgang, vom 27. 8. 1965 S. 514-543 aus führen-
den sowjetrussischen Zeitungen und Zeitschriften abgedruckten Auf-
sätze. - Stellvertretend für die Regelung des Natur- und Landschafts-
schutzes in den osteuropäischen Ländern sei auf das Naturschutzgesetz 
der Tschechoslowakischen Republik vom 1. August 1956 hingewiesen. 

Gesamtbegriff her, wenn auch nur in den Grundzügen, 
gleichsam als Rahmengesetz zu regeln. Das Ziel des Ge-
setzes ist, den Naturschutz zu verstärken und die rationelle 
Ausnutzung und volle Reproduktion der natürlichen Res-
sourcen zu gewährleisten - allerdings, wie sich von selbst 
versteht, im Sinne der sowjetischen Gesellschaftsordnung 
und Planwirtschaft. Artikel 1 enthält die Gliederung des Ge-
setzes. Die Systematik paßt sich zum Teil dem deutschen 
Reichsnaturschutzgesetz vom 26. 6. 1935 an. Artikel 2 bis 
Artikel 13 umschreiben im einzelnen den staatlichen Schutz. 
Er wird zur Angelegenheit des gesamten Volkes erklärt. 
Die einzelnen Materien betreffen den Schutz des Bodens, 
der Bodenvorkommen, der Gewässer, der Wälder, der 
sonstigen natürlichen Pflanzengemeinschaften, der Grün-
anpflanzungen in Wohnorten, der typischen Landschaften 
und seltener, sehenswürdiger Objekte der Natur, der staat-
l ichen Naturschutzparke und der eingetragenen Teilschutz-
gebiete, der Kurortreviere, der Waidparke und grünen 
Gürtel in den Stadtrandzonen, der Tierwelt sowie der 
atmosphärischen Luft. In den folgenden Artikeln 13 bis 22 
werden dann die Maßnahmen für die Erreichung dieser 
Ziele im einzelnen bestimmt. Daraus sind besonders zu 
erwähnen die Bestimmungen über den Naturschutz in der 
Forschungsarbeit, über die Unterweisung in den Grund-
lagen des Naturschutzes in den Lehranstalten, über die 
Propagierung der Fragen des Naturschutzes, über die Ver-
antwortung der Bürger und über die Teilnahme der gesell-
schaftlichen Organe am Naturschutz. 

3. Abgesehen von diesen beiden diametralen Beispielen ist 
als Tendenz der modernen gesetzlichen Regelung des 
Landespflegerechts eine von dem Gedanken der Ganzheit 
bestimmte Suche nach Gesetzeslücken und eine in immer 
neuen Anläufen unternommene provisorische Regelung fest-
zustellen 8• Je nach dem Umfang der Materie und dem Ver-
ständnis der Einzelteile zueinander und zur Gesamtheit 
werden die neueren gesetzlichen Bestimmungen entweder 
in die bisherigen Teilbereiche eingeordnet oder zu neuen 
Gesetzen zusammengefaßt. So erklärt sich die Ausweitung 
der Materien des Bau-, Denkmal-, Jagd-, Fischerei-, Forst-
rechts und anderer Teilbereiche sowie die Entstehung von 
sog. Residuaigesetzen, wie sie uns meist im Naturschutz-
recht begegnen. Gerade das Naturschutzrecht zeigt den 
Versuch, ohne Beseitigung der gesetzlichen Tei lbereiche 
neben der Lückenfüllung zur rechtspolitischen Einheit zu 
gelangen und damit der zweiten Forderung nach einer 
Gesamtregelung zu genügen. Hierzu müssen den Teil-
bereichen im Hinblick auf die Gesamtregelung neue Ziele 
gesetzt werden; das kann nun wieder in Teilbereichs-
gesetzen oder aber in einem überhöhenden Landespflege-
oder Naturschutzgesetz geschehen. 

I I. 

Diese verschiedenen Lösungen sollen nunmehr beim Ver-
gleich der Gesetzgebung in den wichtigsten Teilbereichen der 
Landespflege erörtert werden. Zunächst behandele Ich die 
Ausweitung von speziellen Normen des Naturschutzes im 
weitesten Sinne in das Landespflegerecht. Sie zeigt sich 
besonders deutlich im Städtebaurecht, das deshalb zuerst 
dargestellt werden soll, allerdings nur skizzenhaft. 

1. Das Städtebaurecht'. Wie alle Staatsaufgaben hatte der 
Liberalismus im 19. Jahrhundert fast überall auch das Bau-

•Vgl. hierzu Albert B' 1 eck m a n n , Obersicht über die ausländische 
Gesetzgebung auf dem Gebiete der Landespflege, 1964. In dieser von 
mir benützten Studie, die demnächst veröffentlicht werden wird, be-
handelt B 1 e c k m a n n die gesetzlichen Vorschriften der wichtigsten 
Staaten. 

'Städteerneuerung und Eigentumsordnung, Vorträge und Diskussions-
beiträge der Verwaltungswissenschaftli chen Arbe itstagung der Hoch-
schule für Verwaltungswissenschaften Speyer vom 25.-27. 9. 1963, 
Schriftenreihe der Hochschu le Speyer, Band 21 , 1964. Auf die Biblio-
graphie S. 262-268 wird verwiesen. 
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recht auf seine engste Sicherungsfunktion beschränkt; 
später nahm man ästhetische Gesichtspunkte auf. Schließlich 
fanden im 20. Jahrhundert auf Grund sozialstaatlicher Ge-
dankengänge Ziele der Raumordnung oder der Landes-
pflege erst im engeren Bereich der Siedlungsgebiete, dann 
in der Ordnung des gesamten Raumes Eingang. Diese Ent-
wicklung wurde dadurch erleichtert, daß der Begriff des 
Bauens sich als ausdehnungsfähig erwies; das Bauen kann 
jede ordnende, planende menschliche Tätigkeit hinsichtlich 
der baulichen und sonstigen Nutzung von Grundstücken 
umfassen. Diese Entwicklung eines Teilbereichs zum Ge-
samtbegriff der Landespflege findet sich vor allem in den 
europäischen Staaten. Sein typisches Instrument ist der 
Plan in allen seinen Arten und Formen, der zum erklärten 
Mittel der Lenkung wird und unter dem Vorbehalt der be-
sonderen Umstände steht, so daß ihm eine gewisse Flexi-
bilität zukommt. 

Diese Entwicklung steht in Italien 10, den Niederlanden 11, 

in Österreich 12 und in der Schweiz 13 noch im Anfang. Denn 
in Italien erfaßt die Städteplanung zwar alle Gemeinden und 
damit das gesamte Territorium, beschränkt sich aber mit 
Ausnahme einzelner Provinzen, die moderne Landes-
planungsgesetze erlassen haben, wie z. B. die Landesbau-
ordnung für die Provinz Bozen vom 10. 7. 1960, auf das 
Baurecht im alten Sinne. In den Niederlanden wurde zu-
nächst den durch den Krieg und bestimmte Naturkata-
strophen zerstörten Gemeinden die Befugnis verliehen, 
einen Wiederaufbauplan und ein Bauprogramm festzu-
stellen; später sind gewisse Landesplanungsregelungen 
ermöglicht worden. In Österreich und in der Schweiz ist das 
Städtebaurecht wegen der beschränkten Bundeszuständig-
keit dieser Länder stark zersplittert. Dagegen zeigt sich die 
moderne, auf einen Gesamtbegriff tendierende Entwicklung 
vornehmlich in Belgien, Frankreich, Großbritannien und 
Spanien. Die gesetzlichen Regelungen des Städtebaurechts 
dieser Staaten sind neueren Datums. Das französische 
Städtebau- und Baurecht ist in den Gesetzen vom 26. 7. 
1954 und 7. 8. 1957 geregelt. Das belgische Gesetz ist am 
29. 3. 1962 ergangen, der britische Town and Country 
Planning Act stammt aus dem Jahre 1962 - er hatte einen 
Vorläufer in dem Gesetz von 1947 - . Das spanische Gesetz 
datiert vom 12. 5. 1956. 

Grundsätzlich wird in allen diesen Staaten das gesamte 
Territorium von der Städteplanung erfaßt. In Frankreich gilt 
dies dagegen nur für Gemeinden, die entweder über 10 000 
Einwohner oder bestimmte Eigenarten, wie etwa einen 
pittoresken, künstlerischen oder historischen Charakter, auf-
weisen. Während in Frankreich und vor allem in Groß-
britannien die Planung auf die Gemeindeebene beschränkt 
ist, gliedert sie sich in Belgien in Regional-, Sektoren- und 
Gemeindeplanung, in Spanien in National-, Provinzial- und 
Gemeindeplanung. Damit wird einmal der Träger der Pla-
nungskompetenz, zum anderen das Gebiet bezeichnet, auf 
das sich die Planung bezieht. Neben diesen auf die Fläche 
einer Gebietskörperschaft sich beziehenden Territorial-
plänen kennt das spanische Recht auch am Planungszweck 
ausgerichtete Sonderpläne. 

Die Gesetze der genannten Staaten gehen in ihrer Ziel-
setzung, in ihren Schutzgegenständen und in der Art der 
geregelten Tätigkeiten über das Bauordnungsrecht im 
klassischen Sinne hinaus. Immerhin bestimmt aber das 
belgische Gesetz der „amenagement du territoire" aus-
drücklich wirtschaftliche, soziale und ästhetische Ziele, vor 
allem auch, die natürliche Landschaftsschönheit zu erhalten. 

" Städtebaugesetz vom 17. 8. 1942. 
11 Wiederoufbougesetz vom 16. 6. 1950 in der Fassung vom 2. 5. 1958 und 

Bauvorschriften vom 11. 6. 1956 in der Fassung vom 4. 7. 1962. 
"Hier ist das Baurecht landesrechtlich geregelt; verwiesen sei nur auf 

die für Wien geltende Bauordnung, das Gesetz vom 25. 11. 1929. 
" Das lfourecht ist kantonal geregelt, vgl. u. a. das Basler Hochbauten-

gesetz vom 11. 5. 1939. 
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Damit dekretiert es den am weitesten gehenden Naturschutz. 
Das britische Gesetz kennt „Town and Country Planning", 
„ development pi ans" und „development operations", das 
spanische Recht spricht von Boden- und Städteplanung. 

Allen Gesetzen gemeinsam ist zunächst die Sorge um 
Grün-, Wald- und Wiesenflächen im Planungsgebiet. Die 
Mittel zur Erreichung dieses Zieles sind teils Enteignung, 
teils Nutzungsbeschränkungen, teils Nutzungsauflagen. In 
Spanien und einigen Staaten der USA sucht man die Be-
grünung durch freiwillige Mitarbeit, Beratung und gewisse 
Vergünstigungen zu erreichen, oder, so vornehmlich in den 
USA, in Großbritannien und Finnland, durch freiwillige 
Unterwerfung unter ein Naturschutzstatut die Grün- und 
Waldflächen zu erweitern. Das belgische Gesetz erwähnt 
ausdrücklich auch die Gärten, die Bauordnung von Wien 
vom 25. 11. 1929 unterscheidet weitergehend - ahnlich wie 
das deutsche Bundesbaugesetz vom 23. 6. 1960 - zwischen 
ländlichen, d. h. land- und forstwirtschaftlich genutzten Ge-
bieten, Erholungsgebieten (öffentliche Parkanlagen) und 
Schutzgebieten (Wald- und Wiesengürtel). Parkschutz-
gebieten und Friedhöfen. Hierfür werden in den für Ver-
waltung und Einwohner verbindlichen Plänen Grünzonen 
festgelegt, die strengen Nutzungsbeschränkungen, meist 
auch aktiven Begrünungsverpflichtungen unterliegen. 

In das Denkmalrecht hinein ragen die Städtebaugesetze 
Frankreichs, Großbritanniens, Spaniens und Wiens. In 
Frankreich zeigt sich dies schon darin, daß jede Gemeinde 
mit künstlerischem oder historischem Charakter einen Plan 
besitzen muß. Unabhängig vom Denkmalrecht können über-
dies im Plan für historische Denkmäler Schutzzonen be-
stimmt werden; bei der Beeinträchtigung solcher Denkmäler 
kann die erforderliche Bau- oder Parzellierungsgenehmi-
gung verweigert werden. Das britische Gesetz ermächtigt 
die Planungsbehörden, zum Schutz der Gebäude von be-
sonderem architektonischen oder historischen Interesse 
Verordnungen zu erlassen. Nach dem Wiener Gesetz kann 
jede Änderung an Bauwerken von geschichtlicher, kul-
tureller oder künstlerischer Bedeutung verboten werden, 
wenn dies deren Charakter beeinträchtigt. 

Das Naturschutzrecht ist teilweise Gegenstand der bel-
gischen, französischen und spanischen Städtebaugesetz-
gebung. So kann nach französischem Recht das natürliche 
oder vom Menschen geschaffene Städte- oder Landschafts-
bild durch die Errichtung von Schutzzonen im Planungs-
gebiet oder außerhalb dieser wie in Belgien durch die Ver-
weigerung der Bau- oder Parzellierungsgenehmigungen ge-
schützt werden. Das britische Gesetz ermächtigt die Ver-
waltung zum Schutz von Bäumen, Baumbeständen oder 
Waldungen und zur Beschränkung der Reklame; es ge-
stattet, bei Vernachlässigung des Bodenbildes in Verord-
nungen oder Verwaltungsakten Verbote oder Gebote zu 
erlassen. Außerdem kann die Verwaltung Naturreservate 
errichten. 

In Spanien kann die Planung darüber hinaus etwa auf den 
Bau von Künstlerstädten, den Schutz der Landschaft, die 
Verkehrsverbindungen und die Verbesserung der Gesund-
heitsbedingungen ausgedehnt oder konzentriert werden. 
Insbesondere kann die Erhaltung und Verbesserung der 
historischen, künstlerischen und heimatkundlichen Kultur-
werte, der Schutz der Landschaft, der Naturschönheiten, der 
Orte von historischer, künstlerischer, ästhetischer oder 
botanischer Bedeutung durch Sonderpläne gelenkt werden. 

Welche Folgerungen können aus dieser rechtsvergleichenden 
Übersicht über das Städtebaurecht für das Landespflege-
recht gezogen werden? Am weitesten ins Landespflegerecht 
scheint das spanische Städtebaurecht vorzustoßen. Dabei 
wird gerade in Spanien die Gefahr vermieden, die Gesetzes-
grundlagen und Verwaltungszuständigkeiten zu verdoppeln, 
wie es in anderen Staaten anläßlich der Ausweitung mehre-



rer Materien ins Landespflegerecht geschehen ist. Denn 
Spanien ist das Modell eines Staates, in dem die Entwick-
lung des Landespflegerechts zum Gesamtbegriff fast aus-
schließlich den Weg über das Städtebaurecht genommen 
hat. Deshalb mußte es ähnlich wie das britische Gesetz den 
Charakter einer Raumordnungsregelung annehmen und 
der Verwaltung bei der Regelung der Nutzungen eine um-
fassende Generalvollmacht erteilen. 

Die Ausweitung des Städtebaurechts birgt aber die Gefahr 
in sich, daß die Techniken, Verfahren und Zuständigkeiten 
des klassischen Baurechts nicht mehr recht passen. Dies 
gilt insbesondere, wenn etwa Belgien den Baugenehmi-
gungsvorbehalt auf die Waldabholzung oder Fällung einzel-
ner Bäume und empfindliche Veränderungen des Boden-
reliefs erstreckt. Großbritannien hat dagegen für die 
„development Operations" - das sind alle Bodennutzungen 
mit Ausnahme der Forst- und Landwirtschaft - eine Sonder-
genehmigung eingeführt. 

Im allgemeinen läßt sich aber feststellen, daß mit der Aus-
weitung die Techniken, Verfahren und Zuständigkeiten 
wechseln. Dabei wird teilweise auf die typischen Mittel der 
aufgenommenen Materien, teilweise auf noch bessere Mittel 
wie insbesondere den Plan zurückgegriffen, der sich später 
auch im Naturschutz- und Landespflegerecht als unverzicht-
bar erweisen sollte. Sehr häufig findet sich schließlich die 
Technik, die im Kern zuständigen Behörden, insbesondere 
etwa die Naturschutzkommissionen, in das Verfahren einzu-
schalten. 

2. Das Denkmalrecht. Auch das Denkmalrecht ist in der 
modernen Rechtsentwicklung über den ursprünglichen 
Schutzgegenstand hinausgegangen und in das Gebiet der 
Landespflege eingedrungen. Das Denkmal wird nicht mehr 
wie früher als Symbol einer Idee oder wie in der Romantik 
als Ausdruck des Volksgeistes oder als Kulturwert wie im 
ausgehenden 19. Jahrhundert verstanden. Das Denkmal-
recht dient heute zugleich dem Städte- und Landschaftsbild. 
Über die enge klassische oder romantische Zielsetzung 
hinaus wird das Denkmal nicht so sehr als menschliche 
Hervorbringung oder als Schöpfung der Kultur oder, wie 
das Naturdenkmal, als Einzelschöpfung der Natur, denn als 
öffentlich aufgestelltes Bild, Bauwerk oder Naturdenkmal in 
seiner Verbundenheit mit der Natur angesehen. Dieser Vor-
stoß in das Landespflegerecht hatte zur Folge, daß die 
Klassifizierung als typische Schutztechnik der Denkmal-
pflege, die Bekanntgabe an die betroffene Person und ihre 
einheitliche Rechtswirkung nicht mehr genügten, um dem 
neuen Zweck gerecht zu werden. Nunmehr finden der 
Gebietsschutz, die Planung und die Rechtsverordnung Ein-
gang in das Denkmalrecht. Diese Entwicklung findet sich vor 
allem in Belgien 14, Brasilien 15, Frankreich 1G, Italien 17, 

Spanien 18, in den Niederlanden 19 und in einigen Kantonen 
der Schweiz 20. In allen anderen Staaten kommt die enge 
Verbindung mit dem Naturschutzrecht im allgemein ver-
breiteten Begriff des Naturdenkmals im Sinne eines Natur-
gebildes oder einer Mehrheit von Naturgebilden zum Aus-
druck. 
Repräsentativ für die neuere Entwicklung ist das franzö-
sische Gesetz in der seit 1930 geltenden Fassung. Danach 
sind geschützt die „monuments naturels et ... sites dont la 
conservation ou la preservation presente, aux points de vue 
artistique, historique, scientifique, legendaire ou pitto-
resque, un interet general". Danach werden nicht nur Natur-

" Gesetz vom 7. 8. 1931. 
11 Gesetzesdekret vom 30. 11. 1937. 
11 Gesetz vom 23. 4. 1906 in der Fassung des Gesetzes vom 2. 5. 1930 und 

vom 1. 7. 1957. 
"Gesetz vom 1. 6. 1939. 
••Gesetz vom 13. 5. 1933 und Dekret vom 16. 4. 1936. 
11 Gesetz vom 22. 6. 1961. 
"Das Genfer Gesetz vom 19. 6. 1920, die Luzerner Verordnung vom 

20. 5. 1946, das Gesetz des Kantons Neuchätel vom 19. 4. 1950. 

denkmäler, eigenartige Naturformungen als solche ge-
schützt, sondern der Schutz wird erweitert durch Gesichts-
punkte der Kunst, der Geschichte und der Legende. Der 
Annäherung an die Landespflege dient vor allem die Ein-
beziehung der „sites", das sind Landschaftsteile im natür-
lichen oder vom Menschen geschaffenen Zustand. Eine 
Landschaft oder ein Naturdenkmal kann aus historischen 
Gründen geschützt werden, wenn sie Schauplatz histo-
rischer oder legendärer Ereignisse waren, aus dem Ge-
sichtspunkt des Künstlerischen oder Pittoresken, wenn sie 
eine ungewöhnliche Schönheit oder Eigenart aufweisen, aus 
wissenschaftlichen Gründen, wenn eine aussterbende Fauna 
oder Flora oder seltene Gesteinsarten beobachtet werden 
sollen. Die nationalen Kunstgüter oder die Kulturdenk-
mäler - das sei nebenbei erwähnt - sind bereits durch 
Gesetz vom 30. 3. 1887 geschützt. 

3. Das Jagd· und Fischereirecht sowie das Forstrecht. In 
den Jagd- und Fischereigesetzen steht im Mittelpunkt der 
Regelung die Erhaltung eines optimalen Tierbestandes und 
einzelner Tierarten. Trotz unterschiedlicher Ausgestaltung 
im einzelnen sind Schutzgegenstände, Schutzgründe und 
Schutztechniken in fast allen ausländischen Gesetzen die 
gleichen. Eine Ausnahme bilden die Fischereigesetze Ita-
l iens 21 , der Schweiz 22 und Spaniens u , die auch die Ge-
fährdung der Wasseranlagen und die Wasserverschmutzung 
zum Gegenstand haben. 

Die Materie der Forstgesetze ist zwar stets der Wald. 
Jedoch verstehen die einzelnen Forstgesetze Gegenstand 
und Funktion des Waldes nicht im gleichen Sinne. Auch er-
streben sie verschiedene Ziele, wie die Erhaltung der Flora, 
der Fauna und der Naturschönheit, die Sicherung des 
Wasserhaushaltes, des Klimas und des Bodens, den Schutz 
vor Wind und Steinschlag und schließlich die nationale Ver-
sorgung mit den Produkten des Waldes. Die genannten 
Ziele verlangen Anordnungen verschiedensten Inhaltes. 
Deshalb kennen die meisten ausländischen Staaten be-
sondere Waldschutzzonen oder klassifizieren die Wal-
dungen selbst nach den zu verfolgenden Zielen. Neben 
diese Unterschiede aus sachlichen Notwendigkeiten treten 
solche aus der rechtlichen Natur der Wälder. So werden im 
öffentlichen Eigentum stehende Waldungen meist größeren 
Beschränkungen unterworfen als Privatwaldungen. 

Je weiter die Forstgesetze ihren Gegenstand und ihre Ziele 
verstehen und sich auch auf die zu planenden Waldungen 
erstrecken, um so tiefer brechen sie in das Gebiet der 
Landespflege ein. Typisch hierfür ist die italienische, vor 
allem aber die brasilianische Regelung. Es handelt sich 
hierbei um das italienische Kodiflkationsdekret vom 30. 12. 
1923 und das italienische Gesetz vom 25. 7. 1952 sowie um 
das brasilianische Forstgesetz vom 23. 1. 1934. Die Forst-
gesetze dieser beiden Länder enthalten einen umfassenden 
Katalog aller möglichen Ziele einer Forstpolitik, die einem 
Programm der Landespflege gleichkommen. Seide be-
schränken sich nicht auf bestimmte Einwirkungen wie den 
Holzschlag, sondern sehen fast alle zur Zielverwirklichung 
erforderlichen Nutzungsbeschränkungen, in beschränkterem 
Ausmaß auch eine aktive Waldpflege vor. Sie unterscheiden 
sich im wesentlichen in ihrer Technik. Wenn in beiden Ge-
setzen bestimmte Kategorien von Nutzungsbeschränkungen 
mit gewissen Gefahrenlagen verbunden werden, schiebt das 
brasilianische Gesetz in Anwendung einer weitverbreiteten 
Technik zwischen diese Voraussetzungen und Rechtsfolgen 
vier Waldkategorien, die den gesamten Waldbestand er-
fassen: 1. die Schutzwaldungen, die dem Schutz des Was-
serhaushalts, der Dünen, der Gesundheit, des Bodens und 
der Landesverteidigung dienen, 2. die Dauerwaldungen, 
die den Schutz wertvoller Fauna und seltener Flora be-

" Fischereiverordnung vom 8. 10. 1931. 
"Bundesgesetz über die Fischerei vom 21. 12. 1888. 
" Flußfischereigesetz vom 20. 2. 1942. 
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treffen, 3. die Modellwaldungen, die der Förderung der 
Waldwissenschaft dienen und Vorbild der Aufforstung sein 
sollen, und 4. die Nutzungswaldungen, die zur Gewinnung 
von Waldprodukten bestimmt sind. Daneben treten die 
Nationalparke, Staats- und Gemeindeparke. Sie werden 
im brasilianischen Forstgesetz als natürliche öffentliche 
Denkmäler bezeichnet, welche wegen ihrer originären Wald-
struktur und Eigenart Schutz verdienen. 

III. 

Diese allgemeine Übersicht mag zum Nachweis dafür ge-
nügen, wie auch die moderne ausländische Gesetzgebung 
bemüht ist, einzelne Teilmaterien der Landespflege dienst-
bar zu machen, indem sie die Schutzgegenstände, Schutz-
gründe und Schutztechniken erweitert. Daneben ist die 
moderne Gesetzgebung bestrebt, ohne Entwicklung oder 
Beseitigung der Teilbereiche des Naturschutzes durch eine 
überhöhende Naturschutzgesetzgebung zur rechtspoliti-
schen Einheit zu gelangen, die die Natur in allen ihren 
Erscheinungen erfaßt. Dieser zweiten eingangs angedeute-
ten Lösung wende ich mich jetzt zu. 

1. Wohl unter dem Einfluß des Postulats, eine als autonom 
begriffene Materie auch in selbständigen Gesetzen zu 
regeln, schlug eine Anzahl von Staaten diesen zweiten Weg 
zur Lösung des Gesamtproblems ein. Sie beließen den 
älteren Materien ihren bisherigen Umfang und stellten ihnen 
im Naturschutzgesetz eine neue Materie zur Seite, welche 
die bestehenden Lücken ausfüllen und die klassischen 
Kategorien überhöhen sollte. Als der Naturschutz selbst 
wieder nur als Teil einer größeren Ordnung - der Raum-
ordnung und Landespflege - begriffen wurde, boten sich 
abermals beide Methoden an. Bisher wurde so gut wie 
ausschließlich aber nur der Weg der Erweiterung und Über-
höhung des Naturschutzes im Naturschutzgesetz selbst ein-
geschlagen. Der Prozeß befindet sich aber noch in seinen 
Anfängen, so daß die endgültige Entwicklung noch nicht 
festgelegt erscheint. 

Bei den Naturschutzgesetzen Deutschlands24, österreichs 25, 
der nordischen Staaten 26 , der Schweiz 27 und Großbritan-
niens 2s scheint die Funktion der Lückenfüllung den ersten 
Platz einzunehmen. Dies erklärt, warum diese Gesetze so 
unterschiedliche Elemente aufnehmen. So umfassen die 

"Das Reichsnolurschutzgeselz vom 26. 6. 1935 gilt in der Bundesrepublik 
Deutschland als Landesrecht fort; einzelne Länder haben es jedoch 
geändert, Berlin und Homburg geringfügig, Boden-Württemberg in 
größerem Umfang am 8. 6. 1959 und 6. 7. 1963; Bayern hat am 29. 6. 
1962 ein Noturschulzergänzungsgeselz erlassen (vgl. G. W. Z wo n • 
z i g , Die Fortenlwicklung des Naturschutzrechtes in Deutschland noch 
1945, Erlangen 1962; A. l o r z, Naturschutz-, Tierschutz- und Jagd-
recht, Kommentar, 1961 S. 54). 

" Das Naturschutzrecht fä llt hier in den Bereich des Landesrechtes. Von 
den Naturschutzgesetzen der Bundesländer seien hier stellvertretend 
genannt das Naturschutzgesetz von Kärnten vom 18. 12. 1952, das 
Wiener Naturschutzgesetz vom 22. 12. 1954 und das Salzburger Natur-
schutzgesetz vom 7. 3. 1956. 

" Das finnische Gesetz zum Schulz der Natur vom 23. 2. 1923; das 
schwedische Naturschutzgesetz vom 21. 11 . 1952 ist 1964 wesentlich 
ergänzt worden (vgl. , Die Welt' vom 30. 12. 1964 Nr. 303 S. 15). Nor-
wegen. kennt keine allgemeine gesetzliche Regelung. 

11 Der B'und besaß bis zum 22. 6. 1962 für den Natur-, Heimat- und Denk-
malschutz keine unmittelbare Gesetzgebungskompetenz. Seit der an 
d iesem Tage erfolgten Änderung des Art. 24 der schweizerischen Bun-
desverfassung ist der Natur- und Heimatschutz zwar noch wie vor 
Sache der Kantone. Jedoch ist der Bund befugt, Bestimmungen zum 
Schutz der Tier- und Pflanzenwelt zu erlassen und Bestrebungen des 
Natur- und Heimatschutzes zu unterstützen. Auf Grund d ieser Kompe-
tenz ist am 1. Juli 1966 das Schweizerische Bundesgesetz über Nalur-
und Heimatschutz ergangen. Im übrigen kennt nur ein Teil der 
Schweizerischen Kantone ein umfassendes Natu r- und Heimatschutz-
recht, vgl. d ie Naturschutzverordnung des Kantons Appenzell vom 
25. 3. 1929, die Verordnung des Kantons Schaffhausen vom 21. 5. 1946, 
die Bündener Verordnung vom 27. 11. 1946 und das Genfer Gesetz 
vom 19. 6. 1920. 

"Das Naturschutzrecht ist im National Park and Access lo t he Counlry 
Side Acl vom 16. 12. 1949 geregelt. 
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vom deutschen Recht beeinflußten Gesetze Luxemburgs und 
Österreichs die Naturdenkmäler, den Schutz wildwachsen-
der Pflanzen und nichtjagdbarer Tiere, die Naturschutz-
gebiete und den Landschaftsschutz, das finnische Gesetz 
die Nationalparke, Naturparka, Pflanzen- und Tierschutz 
und das Landschaftsbild, das britische Gesetz National-
parka sowie Natur- und Landschaftsschutzgebiete. In der 
Schweiz erfassen von zwölf Kantonen sieben das Land-
schafts- und Ortsbild, sechs Denkmäler, sechs Naturdenk-
mäler, eines Naturschutzgebiete, sieben wildwachsende 
Pflanzen, eines die nichtjagdbaren Tiere. 

Die meisten Gesetze beschränken sich auf die Aufzählung 
der einzelnen Elemente des Naturschutzes oder auf die 
konkreten Schutzgegenstände und Schutzmaßnahmen. Da-
gegen versuchen die Gesetze Deutschlands, Österreichs 
und des Kantons Bünden den Naturschutz abstrakt zu defi-
nieren 29. Damit ist zumindest die Möglichkeit gegeben, 
über den konkreten Gesetzesinhalt hinaus neue Elemente 
ohne ständige Gesetzesänderung einzuführen, wenn die 
Aufgaben und Ziele des Naturschutzes sich ändern. Ob der 
Definition tatsächlich dieser Sinn beigelegt und angesichts 
der Verfassung, vor allem der Grundrechte, eine solche 
Generalklausel überhaupt in jedem Fall bestehen kann, 
muß natürlich im Einzelfall untersucht werden 3o. Die Ent-
scheidung für oder gegen eine Generalklausel bedeutet 
jedoch noch nicht, daß die Gesetze das klassische Natur-
schutzrecht in eine umfassende Landespflege überführen 
oder schon überführt haben. Das letztere scheint insbeson-
dere in dem Naturschutzgesetz von Kärnten der Fall zu 
sein. Die Ausweitung ergibt sich hier aus der Generalklausel 
des Landschaftsschutzes: Allgemein oder im Einzelfall 
können danach verboten werden schädigende Eingriffe In 
die - undefiniert bleibende - Natur, insbesondere in das 
Landschaftsbild, die weder durch land- oder forstwirtschaft-
liche Nutzung, durch Kulturarbeiten, durch Unkraut- oder 
Schädlingsbekämpfung noch durch die Ausübung des Jagd-
und Fischereirechts oder durch Handlungen notwendig sind, 
die auf behördlicher Genehmigung beruhen, insbesondere 
die Verunstaltung oder Verunreinigung der Landschaft, die 
Ablagerung von Schutt oder Unrat, die Beseitigung der 
Humusdecke, Abgrabungen und Ausgrabungen, das Ab-
brennen der Pflanzendecke und Gehölze, das Niederschla-
gen von Stauden und Uferpflanzen, die Beseitigung von 
Rohr- und Schilfbeständen. Wie weit diese Generalklausel 
geht, zeigt sich vor allem in den Bestimmungen über die 
Schutzgebiete, in denen dieses Ziel vorzugsweise ver-
folgt werden soll. Zwar ist das Landschaftsschutzgebiet auf 
die beiden Ziele der Erhaltung der Landschaftsschönheit 
und die Schaffung von Erholungsgebieten beschränkt; da-
neben sieht das Gesetz aber die Schaffung von Land-
schaftspflegegebieten vor, die aus wirtschaftlichen oder 
sozialen Erwägungen einer Pflege und Verbesserung be-
dürfen, und nennt beispielsweise Flugerdegebiete, Verkar-
stungsflächen, die Umgebung von Industrieorten, Städten 
und Arbeitersiedlungen. 

Die Generalklausel wird auch am besten der zweiten Forde-
rung des Systemgedankens, der Überhöhung der bisherigen 
Rechtsmaterien, gerecht. Denn sie allein weist die Ab-

"Stellvertretend sei auf§ 1 des Reichsnaturschutzgeselzes vom 26. 6. 1935 
hingewiesen, wo es heißt : . Das Reichsnoturschulzgesetz dient dem 
Schulze und der Pflege der heimatlichen Natur in a llen ihren Erschei-
nungen. Der Naturschutz im Sinne dieses Gesetzes erstreckt sich auf: 
o) Pflanzen und nichtiagdbare Tiere, b) Naturdenkmale und ihre Um-
gebung, c) Naturschutzgebiete, d) sonstige Landschaftsteile in der 
freien Natur, deren Erhaltung wegen ihrer Seltenheit, Schönheit, 
Eigenart oder wegen ihrer wissenschaftlichen, heimatlichen, forsl-
ader jagdlichen Bedeutung im allgemeinen Interesse liegt.• 

"Vgl. hierzu für die Bundesrepublik Deutschland vor ollem Art. 2 
Abs. 1, Art. 14, 20, 29, 73 Nr. 1, 6 und 7, Art. 74 Nr. 11, 11 o, 17, 
18, 20, 22, 23, Art. 75 Nr. 3 u. 4, Art. 89 GG; für die Bundesländer Boden-
Württemberg Art. 86 Verf., Bayern Art. 141 Verf., Hessen Art. 62 Verf., 
Nordrhein-Westfalen Art. 18 Abs. 2 Verf., Rheinland-Pfalz Art. 40 
Abs. 3 Verf., Saarland Art. 34 Abs. 2 Verf., Bremen Art. 45 Verf. 



straktheit und die Würde auf, die dem Naturschutz oder 
der Landespflege als einem wesentlichen Ziel der Staats-
tätigkeit zukommt. Auch in diesem Rahmen soll die Stel-
lungnahme für die Generalklausel natürlich weder besagen, 
daß die Generalklausel diese Überhöhung immer gefördert, 
ihr Fehlen sie immer verhindert habe. Im Gegenteil scheint 
es die Eigenart der Naturschutzgesetze zu sein, die Einheit 
der Politik zwar durch Errichtung von Sonderbehörden, ihre 
Ausführung aber durch die für andere Rechtsmaterien be-
stehenden Behörden und Verfahren zu sichern. In der Regel 
stellt die überörtliche Planung nur Entwicklungsziele auf. 
Erst die einzelnen gesetzlichen Verfahren des Naturschutz-
rechts treffen verbindliche Anordnungen im Einzelfall. 

Gerade diese Überhöhung der einzelnen Rechtsmaterien 
setzt aber voraus, daß der Naturschutz zwischen anderen 
öffentlichen und privaten Interessen abwägt und die Siche-
rung von Freiheit und Eigentum im Interesse des allge-
meinen Wohls nicht verletzt. Je abstrakter und umfassender 
das Naturschutzgesetz gefaßt ist, um so weniger enthält die 
Bestimmung der Aufgaben und Befugnisse auch schon eine 
Abwägung aller dieser Interessen. Die einzelnen Gesetze 
kennen daher meistens neben den Bestimmungen über die 
Aufgaben und Befugnisse Vorschriften, welche die Befug-
nisse für bestimmte Nutzungskategorien, insbesondere die 
Forst- und Landwirtschaft, ausschließen. Bei noch allge-
meinerem Charakter wird zur Interessenabwägung eine 
Generalklausel nötig. 

Wenn es auch denkbar erscheint, in einer abstrakten Klau-
sel andere mögliche Interessen zu erfassen und ihnen bei 
der Abwägung mit den Naturschutzinteressen einen mehr 
oder weniger bestimmten Rang zuzuweisen, so hat doch 
die gesetzliche Definition des Naturschutzes selbst bisher 
wenig Fortschritte gemacht. Alle bekannten Gesetze be-
gnügen sich vielmehr, als Gegenstand dieser Materie die 
Erhaltung und Pflege der Natur festzulegen, ohne die 
„Natur" näher zu definieren. Daß dieser Begriff aber im 
verschiedensten Sinne aufgefaßt werden kann, zeigt die 
Verschiedenheit der Gegenstände der Naturschutzgesetze. 

2. Neben dieser allgemeinen Generalklausel kennt die Ge-
setzgebung des Naturschutzrechts beschränkte Klauseln, in 
denen sie Zielsetzungen für bestimmte Gebiete festlegt und 
diese dabei in jedem Gebiet in verschiedener Weise um-
schreibt. Die Naturschutzgesetzgebung tut das durch die 
Einführung der Begriffe des Schutzgebietes, der Schutz-
zone oder des Naturreservates, der Nationalparke, des 
Tierreservates und ähnlicher Begriffe. 

a) Nur auf den ersten Blick hin scheint die Einführung 
eines solchen Begriffs denselben Sinn wie die räumliche 
Beschränkung gewisser Verbote, Gebote oder Verwaltungs-
befugnisse zu haben. Mit anderen Worten: Ein Gesetz, das 
örtlich beschränkt die Jagd verbietet, scheint dasselbe zu 
besagen wie ein anderes Gesetz, das ein Tierschutzgebiet 
errichtet und anschließend ebenfalls die Jagd in diesem 
Gebiet verbietet. Denn mit der Errichtung eines Tierschutz-
gebietes wird der Gesetzgeber meist ein umfangreicheres, 
intensiveres, wenn auch unbestimmtes Schutzprogramm 
für die Verwaltung aufstellen wollen, als es das reine Jagd-
verbot darstellt. Aber es besteht ein Untersch ied. Er wird 
deutlicher, wenn man bei diesen Begriffen zwischen Arten-
und Flächenschutz unterscheidet. 

Der Übergang von der reinen örtlichen Beschränkung der 
Rechte, Pflichten und Befugnisse zum Programm, zum 
Flächenschutz im obigen Sinne ist mit dem Begriff des 
Schutzgebiets fast notwendig verbunden. Deshalb ent-
wickeln die Gesetze oder die Wissenschaft und Praxis die-
sen Begriff bewußt weiter. Von großer Bedeutung ist hier 
einmal die irrationelle Methode der Namensgebung. Beim 
„Nationalpark" etwa klingt weit mehr als beim technisch-
administrativen Begriff des Naturschutzgebiets, insbeson-

dere etwa beim „Tellnaturschutzgebiet" österreichischer 
Prägung, eine Anzahl emotioneller, rationell nicht näher 
erfaßbarer Elemente mit, die der Verwaltung und Bevölke-
rung eine bestimmte Verhaltensweise auferlegen. Demgegen-
über beschränkt sich die andere Methode auf die rationelle 
Festlegung konkreter Schutzgebietstypen. 

Neben den landläufigen Einteilungen nach den im Gebiet 
geschützten Gegenständen oder nach den verfolgten Inter-
essen lassen sich in der Tat die Gesetze über die Schutz-
gebiete oder Naturreservate in zwei große Gruppen ein-
teilen. In die erste Gruppe fallen alle die Gesetze, welche 
unter der Bezeichnung „ Nationalpark", „Naturschutzge-
biete" usw. verschiedene Ziele, Gegenstände und Maß-
nahmen zusammenfassen und der Verwaltung für konkrete 
Parke und Gebiete die Wahl zwischen diesen Zielen, Ge-
genständen und Maßnahmen gestatten. Das Gesetz selbst 
sagt dann über die konkrete Form des Nationalparks oder 
Naturschutzgebiets nichts aus. Das beste Beispiel hierfür 
ist das französische Gesetz vom 22. 7. 1960 über die Grün-
dung von Nationalparken, das allerdings in bürokratischer 
Weise einen dreifachen Zweck verfolgt: 1. die Erhaltung von 
Naturreservaten für die Wissenschaft und für das biologi-
sche Gleichgewicht, 2. die Erhaltung reiner Luft und Stille 
für den modernen Menschen, 3. die Entwicklung besonderer 
Regionen für den Tourismus. 

Dem Programmcharakter des Schutzgebietsbegriffes ge-
rechter wird die zweite Gruppe durch die Festlegung kon-
kreter Schutzgebietstypen. Nach der Erforschung der Not-
wendigkeiten des Nationalterritoriums werden in diesen 
Gesetzen bestimmte Ziele, Gegenstände und Maßnahmen 
mehr oder weniger unveränderlich in mehrere konkrete 
Typen zusammengefaßt, die ein Aktionsprogramm aufstel-
len. Die Verwaltung hat dann nur die Wahl zwischen diesen 
Typen; der einzelne Typ wird unverändert in die Wirklich-
keit übertragen. 

Die Aufstellung von Schutzgebietstypen kann natürlich erst 
am Ende einer langen Entwicklung des Naturschutzrechts 
stehen, wenn sie den Erfordernissen des jeweiligen Staates 
entsprechen soll. Eine überstürzte Typifizierung könnte zu 
unangemessenen Aktionsprogrammen, zu einer allzustar-
ken Beschränkung der Verwaltung führen. Das mag der 
Grund sein, warum sie sich meist in älteren Rechtsgebie-
ten, wie dem Forstrecht, oder in Ländern mit einer langen 
Tradition im Naturschutzrecht wie in Schweden findet, 
warum andererseits etwa das erwähnte französische Gesetz 
einen äußerst weiten Nationalbegriff ausgebildet hat. Die 
meisten Naturschutzgesetze haben einen Mittelweg gewählt, 
indem sie mehrere halbabstrakte Kategorien von Schutz-
gebieten, wie etwa das Naturschutzgebiet und das Land-
schaftsschutzgebiet, verwenden, die jeweils mehrere Ziele 
und Gegenstände zur Wahl stellen. 

Diese Methode scheint aber den Nachteil zu haben, 
daß Rechtsprechung und Wissenschaft beim Versuch, die 
Grenzen zwischen diesen halbabstrakten Typen abzu-
stecken, den halbabstrakten in einen konkreten Typ ver-
wandeln. Die Gefahr der Konkretisierung besteht vor allem 
auch dann, wenn die Verwaltung und Bevölkerung den 
halbabstrakten Typ mit einem bestimmten, von de r Praxis 
geschaffenen Modell - wie z. 8. im Fall der Lüneburger 
Heide - identifiziert. Angesichts einer solchen, vom Wesen 
des Schutzgebietsbegriffs fast notwendig eintretenden Kon-
kretisierung bleibt dem Gesetzgeber nur noch die Möglich-
keit, neue konkrete Typen zu schaffen oder der Verwal-
tung die Möglichkeit der Schaffung von Musterverordnun-
gen zu überlassen. 

b) Nach diesen allgemeinen Erörterungen seien noch die 
Gesetze über die Nationalparke im angle-amerikanischen 
und europäischen Rechtskreis kurz behandelt. 
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Wort und Begriff des Nationalparks wurden in den USA 
geprägt 31• Besser als in den neutralen oder beschränkten 
Termini „Gebiet" oder „Wald" kam im „ Park" eine gewisse 
Abgeschlossenheit und aktive Ordnung des erfaßten Ge-
biets und aller seiner Strukturen auf den wesentlichen 
Widmungszweck des Erholungsinteresses hin zum Aus-
druck. Mit dem Wort „ national" sollte ebenso wie etwa im 
„National Forest" die Trägerschaft der Union zum Ausdruck 
kommen und von der Trägerschaft der Staaten, Gemeinden, 
Schulen usw., also von den State, Municipal, School Parks 
abgesetzt werden. Als Einheitsstaaten wie Frankreich 32, 

Großbritannien 33, Schweden 3' und Spanien 35 die Bezeich-
nung übernahmen, war hier schon weniger an die Träger-
schaft durch die Nation als an ein universelles Rechtsinstitut 
„Nationalpark" gedacht. Diese Entwicklung fand ihren Ab-
schluß, als im Bundesstaat Australien die Nationalparks ge-
rade den Einzelstaaten 36 unterstellt wurden. 

Entgegen einer weitverbreiteten Meinung sind zunächst die 
Ziele und Gegenstände der Nationalparkgesetze nicht nur 
von Staat zu Staat, sondern auch von Park zu Park, ja von 
Parkteil zu Parkteil äußerst versch ieden. Im Vordergrund 
der Parkzwecke steht bei den meisten Staaten des angel-
sächsischen Rechtskreises die Erholung, Erbauung und 
Unterrichtung der Bevölkerung. Dies findet seinen Ausdruck 
in der Regelung des Zugangsrechts, in der Schaffung von 
Zugangswegen, Camping-, Picknick-, Sport- und Spielplät-
zen, in der Errichtung von Parkwegen, Restaurants und 
Hotels und in der Aufstellung von Nutzungsordnungen. Der 
Schutz des Landschaftsbildes und insbesondere von schö-
nen und eigenartigen Naturgebilden sowie die Pflege 
von Fauna und Flora werden zwar nicht allein als Mittel 
zur Erfüllung dieser Hauptaufgabe betrachtet, treten aber 
so weit zurück, daß ihr Gegenstand und Umfang von Park 
zu Park schwanken, in den dem Spiel und Sport gewidme-
ten Parkteilen schließlich völlig vernachlässigt werden. So-
weit diese Schutz- und Pflegeziele in den Vordergrund 
rücken, werden innerhalb des Parks Sonderreservate wie 
etwa die „wilderness areas" gebildet. 

Diese Charakteristik der Zweckausrichtung trifft vor allem 
auf die Parkgesetzgebung der USA, Australiens, Neusee-
lands 37 und Kanadas 38 zu. Wenn das südafrikanische Ge-
setz die Erholung und die Erbauung der Bevölkerung als 
Widmungsziele nennt, scheint hier doch der Schutz und die 
Pflege von Fauna und Flora sowie von Gegenständen 
historischen und wissenschaftlichen Interesses in den Vor-
dergrund zu rücken. Dasselbe scheint für Spanien, Bra-
silien 39 und die Schweiz zu gelten, in deren Nationalpark-
gesetzen neben der Schönheit und Eigenart der Landschaft 
und neben Fauna und Flora die Erholung der Bevölkerung 
nicht einmal ausdrücklich genannt werden. Gleichwertig mit 
der Erholung der Bevölkerung wird in Schweden die Er-
haltung des Landschaftstyps in seinem natürlichen Zustand, 
in Großbritannien die Erhaltung der Landschaftsschönheit 
aufgeführt. 

Über die bisher genannten Ziele hinaus gehen Neuseeland 
und insbesondere Frankreich. In Neuseeland erscheint als 
einer der Nebenzwecke der Parke die Erhaltung des Bo-
dens und des Wasserhaushalts. Dieser Zweck kann insbe-
sondere durch die Errichtung von Schutzgebieten inner-
halb der Parke verwirklicht werden. Demgegenüber führt 

" Das Recht der Nationalparks behandelt in den USA für die Union der 
Code of Federei Regulations Title 36 (Parks, Forests end Memorials). 

11 Gesetz über die Nationalparke vom 22. 7. 1960. 
"Gesetz vom 16. 12. 1949. 
" Gesetz vom 21. 11. 1952. 
"Gesetz vom 7. 12. 1946. 
11 National Park end Wild Life Reserves Act of South Austrolia, 1891 

bis 1960. 
"National Parks Act 1952. 
"National Parks Act 1955. 
" Forstgesetz vom 23. 1. 1934. 
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das französische Nationalparkgesetz eine Skala abstrakt 
gleichgeordneter Zwecke der Landespflege auf. In der Tat 
kann nach dem Gesetz von 1960 ein Teil oder die Gesamt-
heit des Gebiets einer oder mehrerer Gemeinden, soweit 
erforderlich unter Einschluß der staatlichen Hoheitsgewäs-
ser, zu einem „Nationalpark" erklärt werden, wenn die 
Erhaltung der Fauna, der Flora, des Bodens, des Unter-
grunds, der Atmosphäre, des Wasserhaushalts oder, all-
gemeiner, der natürlichen Umweltstrukturen (des „milieu 
nature!") von besonderem Interesse ist und diese Umwelt 
gegen jede natürliche Verschlechterung geschützt und 
jeder künstlichen Einwirkung entzogen werden soll, die 
dessen Aussehen, Zusammensetzung und Entwicklung 
ändern könnten. Der Nationalpark erscheint also in Frank-
reich als Mittel einer umfassenden Landespflege, das Natio-
nalparkgesetz als Vollmacht, die Landespflege durch Dekret 
zu fördern. 

Wie allgemein bei den Naturschutzgesetzen mußten auch 
die Nationalparkgesetze wegen der Vielzahl der möglichen 
Ziele und Gegenstände sich damit begnügen, neben den 
abstrakten Zielen und Mitteln die Verwaltungsorganisation 
und das Verfahren festzulegen, dieser Verwaltung aber für 
die Errichtung des konkreten Parks einen ungewöhnlich 
großen Ermessensspielraum belassen. 

Auch die Technik der Begründung und Verwaltung der 
Parke ist von Staat zu Staat verschieden. Insoweit zeichnen 
sich die Staaten des angelsächsischen Rechtskreises durch 
drei Eigenarten aus: Nationalparke können hier nur auf 
Grundstücken errichtet werden, die entweder im öffent-
lichen Eigentum stehen oder deren privater Eigentümer 
der Verwaltung entsprechende Rechte eingeräumt oder der 
Widmung zugestimmt hat. Durch dieses Charakteristikum 
konnte sich das angelsächsische Nationalparkrecht stark 
dem Recht der öffentlichen Sachen oder dem Anstaltsrecht 
nähern, in deren Zusammenhang die Nationalparke denn 
auch häufig geregelt wurden. Dies und die Tatsache, daß 
vor allem in den USA große, für Nationalparke in Aussicht 
genommene Flächen unbewohnt waren, gestattete nicht nur 
die Einführung umfassender Nutzungsbeschränkungen, son-
dern auch die Konzentrierung fast aller Verwaltungsauf-
gaben im Parkgebiet in einer eigenen öffentlich-rechtlichen 
Rechtsperson. 

Obwohl diese Techniken in Europa vor allem wegen der 
dichteren Besiedlung auf ernste Schwierigkeiten stoßen 
müssen, begnügen sich auch Großbritannien und etwa 
Spanien damit, nur im öffentlichen Eigentum stehende 
und solche Grundstücke zu erfassen, deren Eigentümer 
entweder enteignet wurde oder der Widmung zugestimmt 
hat. Frankreich und Schweden sehen dagegen Nutzungs-
beschränkungen durch Verordnung vor. Die Bevölkerungs-
dichte gestattet in Europa nicht, strenge Nutzungsbeschrän-
kungen, wie sie in den USA üblich sind, einzuführen und 
alle Verwaltungsaufgaben des Parkgebietes bei einer be-
sonderen Parkverwaltung zu konzentrieren. Soweit Sonder-
verwaltungen begründet wurden, in Frankreich etwa ein 
„etablissement public national" für jeden Park, in der 
Schweiz eine eidgenössische Nationalparkkommission, in 
der private Naturschutzverbände wesentlich beteiligt sind, 
üben diese vielmehr nur spezielle Parkaufgaben aus. 

Diese Rechtsvergleichung zeigt, daß der Nationalpark als 
einheitliches, systematisch-durchdachtes, von anderen In-
stitutionen wie den Natur- und Landschaftsschutzgebieten 
klar unterscheidbares Rechtsinstitut In so gut wie keinem 
Staat existiert. Eine klare Trennungslinie ergibt sich weder 
aus der Art der Zielsetzung, aus der Art der zu pflegenden 
Gegenstände, aus der Art und dem Umfang der Pflege noch 
aus der Art der Verwaltung. Das schließt natürlich nicht 
aus, daß in Deutschland unter der Bezeichnung „National-
park" neben den Naturschutz- und Landschaftsschutzgebie-



ten unter Rückgriff auf dieses oder jenes ausländische 
Gesetz ein eigenartiger Typ von Schutzgebieten selbst dann 
begründet wird, wenn die bisherige Gesetzgebung der 
Verwaltung die erforderlichen Mittel nicht an die Hand 
geben sollte. 

IV. 

Die Frage, ob rechtspolitisch ein einheitliches System er-
reicht und wie es durch die Gesetzgebung verwirklicht wer-
den kann, wird erst dann zu beantworten sein, wenn die 
ergangenen gesetzlichen Regelungen sorgfältig geprüft und 
auf ihre Tragweite untersucht sind. Oberstes Prinzip muß für 
die Entscheidung dieser Frage sein, daß die Erhaltung und 
die Entwicklung der natürlichen Hilfsquellen niemals Selbst-
zweck sein darf, sondern menschlichen Interessen zu dienen 
hat. Angesichts der herrschenden Divergenzen der Begriffe 
erscheint als vordringliche Aufgabe, eine einheitliche Ter-
minologie zu entwickeln und die grundlegenden Rechts-
institute im Einklang mit der Verfassung zu klären. Aber 
selbst die beste gesetzliche Regelung bleibt bei mangeln-
der Kraft ihrer Durchsetzung zum Scheitern verurteilt. In 
einem Einheitsstaat liegen die Verhältnisse anders als in 
einem Bundesstaat. Hier führen Absprachen, übereinkom-
men und vorbildliche Maßnahmen der Glieder eher und 
besser zum Ziel als Dekrete und Anordnungen. 

Ein verheißungsvoller Anfang zur Verwirklichung dieser 
Ziele in Europa ist mit der Gründung des permanenten 
Expertenausschusses des Europarats für Natur- und Land-
schaftsschutz im Jahre 1962 gemacht worden, der mit der 
IUCN zusammenarbeitet 40• Zu den Tätigkeitsgebieten des 
Expertenausschusses gehören u. a. die Harmonisierung der 
Gesetzgebung, sei es durch Angleichung oder durch Ab-
schluß europäischer Konventionen zum Schutze der Natur, 
der Landschaft, der Reinhaltung der Luft, des Wassers etc., 
die Unterrichtung und Erziehung des Volkes auf dem Ge-

"Vgl. Mitteilungen des Europarates vom April 1962, Dezember 1963, 
Juni 1964, August/ September 1964. Erwähnt sei, daß bereits im Sep-
tember 1949 die Vereinten Nationen sich anläßlich ihrer ersten wissen-
schaftlichen Konferenz - United Nations Scientific Conference on the 
Conservation end Utilization of Resources - mit der Nutzung und 
Erhaltung der natürlichen Hilfsquellen beschäftigt haben. 

biete des Naturschutzes, Aufgaben zur Erhaltung der Natur 
und ihrer Hilfsquellen sowie Errichtung von neuen Natur-
schutzgebieten und Naturparken. In seiner Sitzung vom 
22. bis 25. 1. 1963 ist der Expertenausschuß u. a. überein-
gekommen, eine Analyse der in den Mitgliedsländern gel-
tenden einschlägigen Gesetze durchzuführen und Pläne für 
die Erziehung auszuarbeiten 41• 

In diesem Zusammenhang erscheint von besonderem Inter-
esse die Entschließung, die die vom Europarat vom 24. 6. 
bis 1. 7. 1964 nach Straßburg einberufene Europäische 
Konferenz über die Reinhaltung der Luft zur Frage der 
Harmonisierung der Gesetzgebung gefaßt hat 42• Der Kon-
ferenzbericht bemerkt hierzu : „ Hier zeigte sich jedoch, 
daß, abgesehen von ganz grundsätzlichen Bestimmungen, 
wie etwa der, daß niemand in Ausübung seiner Arbeit seine 
Umgebung gefährden oder in unerträglicher Weise stören 
darf, die Gesetze stark voneinander abweichen. Es wurde 
die Frage aufgeworfen, ob eine Angleichung der gesetz-
lichen Bestimmungen überhaupt notwendig ist. Auch wurde 
davor gewarnt, auf diesem immerhin neuen Gebiet voreilig 
eine Harmonisierung anzustreben. Man müsse erst ab-
warten, wie sich die einzelnen nationalen Maßnahmen be-
währen. Es wurde jedoch vorgeschlagen, dem Europarat 
den Entwurf für ein Rahmengesetz vorzulegen, dem sich 
die einzelnen nationalen Gesetzgebungen anpassen könn-
ten. Allgemein sprach man sich für eine enge Zusammen-
arbeit zwischen Parlament und Technikern und Wissen-
schaftlern aus." 

" Inzwischen is t eine vergleichende Skizze über d ie Rechtsvorschriften 
der Landespflege in den europäischen Staaten vorgelegt worden. Die 
van W . B u r h e n n e u. F. G u i 1 m i n verfaßte Studie vom 22. 10. 
1964 [EXP/Nat (64) 20 Or. Fr.] ordnet die Rechtsvorschriften nach fol-
genden Gesichtspunkten: 1. verfassungsrechtliche Bestimmungen, 2. 
Rau mordnung und Landesplanung, 3. Erhaltung von Natur und Land-
schaft, 4. Naturdenkmale und Schutzgebiete, 5. Erha ltung des Badens, 
6. Seen und Gewässer, 7. Reinhaltung der Luft, 8. Schutz der Pflanzen-
welt, 9. Schutz der Tierwelt, 10. Gefährdete Tier- und Pflanzenarten, 
Imp ort und Export, 11. Schutz vor Giftstoffen, 12. Eingriffe der Wirf· 
schaff in Natur und Landschaft, 13. Verschiedenes (Lärm, Abfälle, 
Camping, Reklame). 

"Vgl. hierzu D. H ä g g er, Rechtliche Maßnahmen zur B'ekämpfung 
der Verunreinigung d er Atmosphäre, in NZZ vom 9. 8. 1964, Fernaus-
gobe Nr. 218 Blatt 8. 
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Ltd. Stadtverwaltungsdirektor Werner P o h 1 , Köln 

Die Grundgedanken des Entwurfs eines Grüngesetzes 

1. 

Ausgangspunkt des Entwurfs eines Grüngesetzes des 
Grünflächenbeirats beim Bundesministerium für Wohnungs-
bau war die Beratung einer D e n k s c h r i f t „ G r u n d -
g e d a n k e n zu e i n e m G r ü n g es et z ". Diese Denk-
schrift war aus Entwürfen von Prof. Kühn im Grünflächen-
beirat des Bundesministeriums für Wohnungsbau entstan-
den. Sie enthält zunächst eine Darstellung der Grundpro-
bleme, die zur Forderung einer gesetzlichen Pflege des 
Grüns führen. Die Konzentration der Bebauung und des 
Gewerbes, der Mangel der Bevölkerung an körperlicher 
Bewegung, ihr Überfluß an Freizeit und hastige Arbeit 
zwingen zu dieser Forderung, Freizeitgrün und Erholungs-
grün bereitzustellen. Die Jugend braucht Bewegungsraum. 
Die Vernachlässigung der Natur und ihrer Struktur rächt 
sich. Also sind Schaffung, Schutz und Pflege von allem 
Grün notwendig. Die Denkschrift fordert eine ganze Reihe 
von Maßnahmen. Sie sind nach einer vorausgestellten Be-
gründung thesenartig in ihr formul iert. Die wichtigsten 
dieser Maßnahmen sind Förderung von Grünanlagen durch 
Bund, Länder und Gemeinden und Aufstellung von Land-
schaftsplänen für alle Planungsebenen als Grundlage der 
Planungsarbeit. Hinzutreten sollten als Bestandtei le des 
Landschaftsplans und als seine Grundlage Erholungsgrün-
plan, Grünflächenordnungsplan und lndustrieflächenord-
nungsplan. 

Die Möglichkeit, Grünmaßnahmen verbindlich festzulegen, 
müßte geschaffen werden. Es wurde darauf hingewiesen, 
daß Abbauplänen, auf Grund derer d ie Bodenfläche ver-
ändert wird, auch Aufbaupläne für die Wiederherstellung 
der zerstörten Landschaft entsprechen müssen. Die Ein-
führung des Verursachungsprinzips für Landschaftsschä-
den, also die finanzielle Haftung des Verursachers von 
Landschaftsschäden für die Kosten der Folgenbeseitigung 
wurde für notwendig erklärt. Die Schaffung der nötigen 
Ordnungsverbände wurde verlangt, ebenso eine Ordnung 
der Wochenendhausgebiete. Die Abwehr von Emissions-
folgen durch Bepflanzung, die Versorgung der Miethaus-
bewohner mit Gärten, die Versorgung der Bevölkerung 
mit Spiel- und Erholungsplätzen für groß und klein, Grün-
planung am einzelnen Bauwerk als Teil des bauaufsicht-
lich zu genehmigenden Bauplans wurden angeregt. Die 
Verkehrsträger sollten verpfl ichtet werden, Grünschutz für 
ihre Verkehrsanlagen zu schaffen. Der Eigentümer sollte 
verpflichtet sein, Grünflächen in Ordnung zu halten. Die 
gesetzliche Sicherung von geschützten Grünflächen und 
Dauergrüngebieten und der Bäume wurde verlangt. 

Das war ein ganzer Katalog von Forderungen, die sich aus 
der Betrachtung des Tatsächlichen ergeben hatten und 
zum Programm verdichtet wurden, ohne daß dabei klar-
gelegt war, wie diese Forderungen gesetzestechnisch 
untermauert werden könnten und welche von ihnen schon 
gesetzlich erfüllt waren. 

II. 

Der Grünflächenbeirat stellte sich nach Annahme der Denk-
schrift die Aufgabe, die Forderungen der Denkschrift in 
die Form eines Gesetzentwurfes umzugießen. Dabei war 
man sich darüber klar, daß nach dem geltenden Verfas-
sungsrecht eine Regelung des Gesamtkomplexes im Wege 
der Bundesgesetzgebung nicht möglich ist, da ein Teil der 
Forderungen ganz zweifellos vom Bund nur im Wege der 
Rahmengesetzgebung oder überhaupt nicht geregelt wer-
den kann. Leider besteht ja keine Rechtsvermutung dafür, 
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daß gesetzgeberische Forderungen an den Staat vom 
Bund erfüllt werden können. Vielmehr sind nach Art. 70 GG 
alle Materien, die im GG nicht ausdrücklich dem Bund 
zugewiesen sind, Angelegenheiten der Landesgesetzge-
bung. Eine Bundesgesetzgebungskompetenz besteht für 
viele der zu regelnden Materien nur als eine der drei ver-
fassungsmäßigen Bundeskompetenzen : der ausschließ-
lichen, der konkurrierenden und der Rahmengesetzge-
bungskompetenz, und für alle drei Kompetenzen gibt es 
Sachkataloge. 

Eine ganze Reihe der Wünsche des Grünflächenbeirats 
kann die konkurrierende Gesetzgebung erfüllen, viel mehr 
als es zunächst den Anschein hat. Aber von den Anliegen 
der Landschaftspflege bleibt sicher ein erhebliches Stück 
übrig, das nicht Bundesangelegenheit ist und höchstens 
durch Rahmengesetze des Bundes geregelt werden kann. 
Bei einer späteren effektiven Gesetzgebung müssen diese 
Rechtstatsachen beachtet werden. Das ist nicht schwer. 
In den Verhandlungen über das Bundesraumordnungs-
gesetz hat sich bereits herausgestellt, daß mit Rahmen-
gesetzgebung viel erreicht werden kann. Denn nach der 
Urteilspraxis des Bundesverfassungsgerichts kann die Rah-
mengesetzgebung des Bundes innerhalb der Regelung 
einer Materie gewisse Einzelheiten sogar voll regeln. Sie 
ist nicht überall darauf beschränkt, einen ausfüllbaren Rah-
men für die Landesgesetzgebung zu schaffen, wenn nur 
ein Raum freier Entscheidung nicht unerheblichen Umfangs 
für die Landesgesetzgebung verbleibt. Der Beirat hat aber 
von diesem Sachverhalt Im allgemeinen abgesehen. Er hat 
fingiert, daß ein Gesetzgeber verfassungsrechtlich berech-
tigt sei, die fraglichen Materien verbindlich zu regeln. 

Der Entwurf des Grüngesetzes enthält 8 Abschnitte. Der 
1. und 2. Abschnitt zusammengefaßt könnten vielleicht als 
Grünförderung überschrieben werden. Der 3. Abschnitt 
enthält Einzelvorschriften zur Landschafts- und Grünpflege. 
Der 4. Abschnitt handelt von den Landschaftsplänen. Der 
5. Abschnitt über Kleingartenrecht ist im Grunde genommen 
in das Gesetz nur h ineingehängt, weil es sich auch hier 
um Grüngebiete handelt, er könnte gesetzlich auch, wie 
bisher, besonders geregelt werden. Der Grünflächenbeirat 
hatte sich zunächst mit dem Kleingartengesetz und seiner 
Reform beschäftigt. Er hat später seinen Kleingartengesetz-
entwurf in seinen Grüngesetzentwurf hineingefügt. 

Der 6. Abschnitt betrifft Änderungen des Bundesbaugeset-
zes und anderer Gesetze, die sich als notwendig aus den 
Grundforderungen der Denkschrift ergeben. Am Schluß des 
Entwurfs stehen Strafvorschriften. 

Hauptteil des Entwurfs Ist ein in sich geschlossenes Gesetz. 
Diesen Weg hat der Beirat nicht etwa deswegen gewählt, weil 
es nicht möglich gewesen wäre, seine Vorsch läge auch in 
der Form von Änderungen geltender Gesetze zu bringen. 
Er war sich nur darüber klar, daß eine so komplizierte 
Form eines Entwurfs, wie sie die Änderung aller notwendig 
zu ändernden Gesetze nach den Forderungen der Denk-
schrift darstellt, eine so geringe Durchschaubarkeit darüber 
ergibt, was eigentlich gewollt ist, daß es notwendig er-
schien, die Grundforderungen der Denkschrift im Gesetz-
entwurf geschlossen zusammenzustellen. Ob man das bei 
einer tatsächl ichen Gesetzgebung, die ohnedies in Bundes-
gesetzgebung und Landesgesetzgebung zerfallen muß, bei-
behält, ob man nicht besser dann, wenn erkannt ist, was 
geschehen sollte, es dadurch durchführt, daß geltende Ge-
setze geändert werden, indem z. B. das System des Bun-
desbaugesetzes, in dem der Landschaftsplan bisher nicht 



vorgesehen ist, durch dessen Einführung ergänzt wird, um 
die Gesamtmaterie des BBauG auf diese Art und Weise 
durchsichtig zu halten, müßte später geprüft und entschie-
den werden. Vielleicht ist es mißlich, wenn auf einmal ein 
wesentlicher Teil der Vorschriften z.B. über die Bauleit-
planung in einem Grüngesetz steht. Das gleiche würde für 
die Ergänzungen der Landesraumordnungsgesetze oder 
des Bundesraumordnungsgesetzes in seinen Rahmenbe-
stimmungen gelten. Doch wurden diese Fragen bewußt zu-
rückgestellt. Es sollte gewissermaßen ein Modell von Ge-
setzestexten geschaffen werden, die die Forderungen der 
Denkschrift, die der Beirat für richtig hielt, zu erfüllen ge-
eignet waren. Auf diese Weise sind die Forderungen auch 
auf ihre Durchführbarkeit in Gesetzesform kontrolliert 
worden. 
Lassen Sie uns nun die einzelnen Bestimmungen ansehen. 

III. 

Der S c h u t z d e r G r ü n g e b i et e ist im Entwurf in 
drei Stufen vorgesehen. Als 1. Stufe kommt in § 2 die 
Verpflichtung von Bund, Ländern und Gemeinden zum 
Ausdruck, das Grün zu fördern, also dafür zu sorgen, daß 
es in Anlage und Nutzung vorhanden ist und daß es so 
gestaltet wird, daß es seinen Zwecken dienen kann. Diese 
Vorschrift enthält auch die Verpflichtung, dort, wo das 
nötige Grün nicht vorhanden ist, es in allen Planungs-
räumen zu schaffen. Damit ist das Grundthema des Ge-
setzes angeschlagen. Dann geht der Entwurf zu einer 
2. Stufe über, zur Stufe der „Grüngebiete". Grüngebiete, 
die in § 1 näher definiert sind, müssen auf allen planeri-
schen Stufen der Bundes-, Landes- und Gemeindeplanung 
und der Fachplanung festgesetzt werden, soweit sie in die 
Landschaft eingreifen. Damit sollen in allen geregelten 
Planverfahren Gesichtspunkte der Grünförderung beachtet 
werden, und zwar in Erfüllung einer gesetzlichen Pflicht 
der planenden Stellen. 
Als 3. Stufe wird dann der Begriff des „geschützten Grün-
gebietes" geschaffen. Ein solches kann durch Verordnung 
der höheren Verwaltungsbehörde festgestellt werden. Bei 
dieser Zuständigkeitsregelung wird ein wenig Mißtrauen 
gegenüber der örtlichen Gemeinschaft der Gemeinde sicht-
bar. Dies Mißtrauen könnte übrigens bis zu einem sehr 
erheblichen Grade unschwer beseitigt werden, wenn wir 
zu ei ner Änderung des Finanzausgleichs und zu einer 
Änderung der Gewerbesteuer kommen würden, die der 
Gemeindepolitik den Zwang zur Heranziehung von mög-
lichst vielen Gewerbebetrieben auferlegt. Denn diese beiden 
Fehlkonstruktionen unseres staatlichen Lebens, seit Jahren 
erkannt und nie beseitigt, zwingen die Gemeinden geradezu 
zu planungswidrigem und raumordnungswidrigem Verhal-
ten. In den geschützten Grüngebieten soll jede Nutzungs-
änderung ausdrücklich genehmigungsbedürftig werden, und 
zwar bedarf sie der Genehmigung durch die höhere Ver-
waltungsbehörde. Das gilt auch für diejenigen Nutzungs-
änderungen, die nach § 35 BBauG im Außenbereich zu-
lässig sind. Nach § 29 BBauG sind „Vorhaben" genehmi-
gungsbedürftig. Was „Vorhaben" sind, bestimmt grund-
sätzlich die Landesbauordnung. Doch kann sie nur bau-
liche Anlagen zu Vorhaben machen. Es sind also im wesent-
lichen Bauwerke. Nur im Innenbereich, also in der ge-
schlossenen Ortslage, und im Gebiet von qualifizierten 
Bebauungsplänen sind nach § 29 Satz 3 BBauG Abgra-
bungen und Aufschüttungen auch ohne Bestimmung der 
Landesbauordnung „Vorhaben". Im Außenbereich sind sie 
es nicht. Sie können auch nicht durch Bauordnungsrecht 
der Länder dazu gemacht werden, weil sie keine baulichen 
Anlagen sind, und nur der Begriff der genehmigungsbe-
dürftigen baulichen Anlage seine nähere Erläuterung kraft 
Bundesrechts in den Landesbauordnungen findet. Die Folge 
ist, daß wir einen automatischen Schutz vor Abgrabungen 
und Aufschüttungen und sonstigen Nutzungsänderungen im 

freien Landschaftsgebiet auf Grund des BBauG heute nicht 
haben. Autofriedhöfe am Rande der Städte an unpassenden 
Stellen zeigen die verzweifelte Rechtslage. Wir würden den 
erforderlichen Schutz durch ein Grüngesetz bekommen. 
in den g es c h ü t z t e n G r ü n geb i et e n geht der 
Grünschutz weiter. Ein Grundproblem der Durchführung 
der Bauleitplanung wird hier für einen Einzelfall gelöst. Das 
BBauG ist entgegen sehr deutlichen Warnungen und ent-
gegen der Meinung der Hauptkommission für die Bau-
gesetzgebung von dem Gedanken ausgegangen, daß eine 
Enteignung nicht als Präventivmaßnahme gegen Bauland-
preissteigerung zur rechten Zeit, sondern daß sie nur als 
äußerste Maßnahme zum Durchsetzen eines Bebauungs-
planes auf der letzten Stufe seiner Durchführung mög-
lich ist. 
Eine Enteignung ist also immer nur dann möglich, wenn die 
Durchführung des Bebauungsplans unmittelbar bevorsteht. 
Dann sind aber die Grundstückspreise bereits so gestiegen, 
daß der Erwerb der benötigten Flächen sehr schwierig wird. 
Die Folge dieser Regelung ist, daß der Planungsmehrwert 
dem Eigentümer garantiert wird, auch wenn nach der 
Planung genaugenommen ein solcher Mehrwert gar nicht 
entsteht, wei l für das betreffende Grundstück eine Grün-
fläche oder eine Verkehrsfläche festgesetzt wird. Dagegen 
wird der Eigentümer nach den §§ 40 bis 44 BBauG für 
Planungsschäden entschädigt. Für seinen Teilbereich hat 
nun der Entwurf die Möglichkeit geschaffen, nach Erklärung 
eines Gebietes zum Grüngebiet rechtzeitig, also bevor eine 
Preissteigerung eintritt, etwa deswegen, weil in der Nähe 
gebaut wird, auf Grund des gegenwärtigen Preises ein Ent-
eignungsverfahren durch die höhere Verwaltungsbehörde 
durchführen zu lassen. Hier kommt der Gedanke zum Aus-
druck, daß man dann, wenn man in einer freien Wirtschaft 
die Bodenwerte staatlich nicht beeinflussen will, und das 
will man ja offenbar im Bundestag nicht, wie die Auf-
hebung der Baulandsteuer zeigt, der Öffentlichkeit, der 
Allgemeinheit eine rechtzeitige Enteignungsmöglichkeit 
geben muß. Dann reicht eine Enteignungsmöglichkeit nicht 
aus, die durch Entwicklung und Erschließung, also Leistun-
gen der staatlichen Gemeinschaft, erhöhte Preise bereits 
vorfindet. Würde man dagegen das Problem der dispropor-
tional steigenden Grundstückspreise gesetzlich lösen, so 
wären solche Maßnahmen überflüssig. 
Weiter sind nach § 7 des Entwurfs Nutzungsanordnungen 
zulässig. Gewisse Nutzungsanordnungen können auch jetzt 
schon auf Grund des BBauG durch Bebauungsplan fest-
gesetzt werden, aber es erscheint nicht sicher, daß die 
Gemeinden von ihren Möglichkeiten Gebrauch machen. 
Schließlich ist eine Bestimmung über Wander-, Radfahr- und 
Uferwege und die Freistellung von Gelände für sie ge-
schaffen. Auch soll es möglich werden, den Eigentümer bei 
Maßnahmen, die in die Landschaft eingreifen, anzuhalten, 
ein Bestandspflegewerk aufzustellen, d. h. einen Plan, der 
festlegt, wie er mit der Landschaft über Jahre hinaus ver-
fahren will und muß. Das Bestandspflegewerk soll der Ge-
nehmigung bedürfen. Der Begriff des Bestandspflegewerks 
stammt aus der Forstwirtschaft (Forstpflegewerk). 

IV. 

Der Grünflächenbeirat hat in vollem Bewußtsein, daß ein 
Teil der vorgeschlagenen Maßnahmen entschädigungs-
bedürftig sein muß, eine E n t s c h ä d i g u n g s reg e -
1 u n g in den Entwurf eingebaut, die sich eng an die für 
die gleichen Zwecke erforderliche Entschädigungsregelung 
des § 43 BBauG anlehnt und alle diejenigen Eingriffe, die 
sich nicht mehr als Beschränkung des Eigentums, sondern 
als enteignungsgleicher Eingriff darstellen sollten, auf diese 
Weise einer geordneten Entschädigungsregelung zugeführt. 
Denn viele der Absichten des Beirats können ganz zweifel-
los nicht durchgeführt werden, ohne daß dafür Entschädi-
gung geleistet wird. 
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V. 

Der Entwurf sieht eine Reihe von e i n z e 1 n e n V o r -
schriften über Landschafts - und Grün-
p f 1 e g e vor. Zu ihnen gehören die Möglichkeit der An-
ordnung von Landschaftspflegemaßnahmen und die Pflicht 
zur Anlegung von Baumschutzverzeichnissen. Die Forde-
rung der Denkschrift, das Abschlagen jeden Baumes über 
25 cm Durchmesser genehmigungsbedürftig zu machen, 
hielten die Ve1waltungsbeamten im Beirat nicht für durch-
führbar. Man macht keine Gesetze, die mit Sicherheit nicht 
eingehalten werden. Auch die Forderung auf Offenhaltung 
der Wälder für den Erholungsverkehr wird mit den erforder-
lichen Ausnahmen gesetzlich formuliert, ebenso die Forde-
rung, daß vom Verkehrslastträger Grüngebiete an Straßen 
und Bahnen verlangt werden können, so daß also Grün-
streifen entlang den Straßen und Bahnen auf Kosten des 
Trägers der Straßen- bzw. Bahnbaumaßnahmen als ein 
notwendiges Akzidens einer solchen Planung geschaffen 
werden müssen. 

Weiter werden Bodenschutzmaßnahmen vorgesehen, eine 
Vorschrift für die Landschaftspflege im Bergbau Ist ein-
gebaut, eine Vorschrift über die Ordnung in Wochenend-
gebieten, die dafür sorgen soll , daß in den Wochene~d
gebieten eine landschaftsgemäße Abzäunung vorgeschrie-
ben werden kann und daß ein Zwangszusammenschluß der 
Wochenendgebietsbewohner bzw. -inhaber zum Zweck der 
Lösung gemeinsamer Aufgaben der Ordnung des Wochen-
endgebiets und seiner Umgebung geschaffen wird. 

Schließlich wird die Müllbeseitigung zur Pflichtaufgabe für 
jede, auch für die kleinste Gemeinde gemacht. Ein Blick in 
die deutsche Landschaft zeigt, daß gerade die wilde Müll-
beseitigung In den kleinen Gemeinden anfängt, zu einer 
Landschaftsgefährdung ganz großen Umfangs zu werden, 
nachdem die Ölheizung nunmehr langsam auch· in die 
Dörfer vordringt und Konservendosen, Pappkartons und 
Kunststoff-Folien die Landschaft überfluten. 

VI. 

Im 5. Abschnitt findet sich als einer der wichtigsten Vor-
schläge des Entwurfs die Forderung der Au f s t e 1 1 u n g 
v o n L a n d s c h a f t s p 1 ä n e n. Der Landschaftsplan 
wurde als ein gesetzlich erforderlicher Plan auf allen drei 
Ebenen der Raumplanung vorgesehen. Er ist aber nicht ein 
Plan mit eigener Rechtswirkung. Nur als Grundlage für 
rechtswirksame Pläne der Raumordnung, Bauleitplanung 
und Fachplanung ist er gesetzlich erforderlich, und zwar 
für die Landesplanung, die Regionalplanung und die Bau-
leitplanung, außerdem aber auch bei Fachplanung größeren 
Umfangs, insbesondere des Straßenfernverkehrs und des 
Bundesbahnverkehrs. Ein solcher Plan muß also vorhanden 
sein und genehmigt werden, bevor ein Plan rechtsverbind-
lich aufgestellt werden darf, der Wirkungen gegenüber 
Dritten hat. Damit ist die Gewähr gegeben, daß die 
Gesichtspunkte der Landschaftspflege geprüft sind und bei 
der Kritik der Entwürfe der rechtserheblichen Pläne Berück-
sichtigung finden. 

Es wurde davon abgesehen, etwa einen neuen rechtsver-
bindlichen Plan vorzuschreiben, weil dann das heutige 
System der Planung von der Raumordnung in den Ländern 
durch Raumordnungsplan über den Regionalplan zur Bau-
leitplanung durch Flächennutzungsplan und Bebauungsplan 
zerstört werden würde. Wir wollten nicht zu den schon 
allzuvielen Sonderplänen, die nur nachrichtlich im Bebau-
ungsplan stehen, noch einen weiteren bringen, der u. U. 
dann mit dem Bebauungsplan kollidiert. 

Die Landschaftspläne sollen zunächst das Tatsächliche dar-
stellen, die Struktur der Landschaft. Sie haben die Natur-
schutzgebiete, die Landschaftsschutzgebiete und die ge-
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schützten Grüngebiete zu enthalten, auch sonst die vorhan-
dene Nutzung und die vorgeschlagene Entwicklung der 
Landschaft darzustellen und Maßnahmen vorzuschlagen, die 
Landschaftsschädigungen beseitigen und heilen. So werden 
also die landschaftspflegerlschen Gesichtspunkte für das 
konkrete Gebiet vor der verbindlichen Planung dem Planer 
zur Berücksichtigung vorgelegt. Wie das im einzelnen ge-
schehen soll, haben wir für Bund und Länder nicht näher 
geregelt, weil das Bundesraumordnungsgesetz noch nicht 
erlassen war und die Vorschriften auch dort eingehängt wer-
den müssen, und weil die Landesraumordnungsgesetzgebung 
noch chaotisch ist und nach Erlaß des Bundesraumord-
nungsgesetzes noch auf dieses umgestellt werden muß. Es 
steht fest, daß es eine Reihe von Vorschriften in den Landes-
raumordnungsgesetzen gibt, die zweifellos geändert werden 
müssen, wenn das Raumordnungsgesetz des Bundes als 
Rahmengesetz herauskommt. Der Beirat hat seine Land-
schaftsplanforderungen also nur grundsätzlich formuliert, 
nur in § 22 für die Gemeinde den Zwang zum Landschafts-
plan konkret festgelegt. 

Außerdem wird bestimmt, daß der Landschaftsplan dort, wo 
ein Flächennutzungsplan nicht vorhanden ist und solange er 
nicht vorhanden ist, die Wirkung eines Flächennutzungs-
planes hat. Während nämlich der Flächennutzungsplan In 
einer Gemeinde nur gemacht werden muß, wenn das nach 
ihrer voraussichtlichen Entwicklung erforderlich ist, fordert 
der Entwurf den Landschaftsplan für jede Gemeinde, weil 
eine Planung der Landschaft nach Ansicht des Beirats In 
jedem Fall erforderlich ist. Es ist ja nicht ganz so, wie es 
manchmal in den Büchern steht, daß der Flächennutzungs-
plan auf die konkrete Nutzung des Bodens keine Wirkung 
hätte. Durch die Rechtsprechung Ist inzwischen für den 
Außenbereich der Flächennutzungsplan für die Frage, ob 
etwa die Beeinträchtigung öffentlicher Belange im Sinne 
des § 35 Abs. 2 BBauG durch ein Bauwerk oder eine son-
stige Maßnahme vorliegt, als Maßstab anerkannt. Da ist es 
also nicht sinnlos, dem Landschaftsplan die Wirkung eines 
Flächennutzungsplanes zu geben. Der Entwurf sieht vor, daß, 
wenn die Gemeinde ihren Landschaftsplan nicht aufstellt, 
an ihrer Stelle die höhere Verwaltungsbehörde im Wege der 
Ersatzvornahme den Plan aufstellen kann. Durch § 24 des 
Entwurfs wi rd weiter gesichert, daß bei der Aufstellung der 
Bauleitpläne der Landschaftsplan berücksichtigt wird. So 
wird die Aufsichtsbehörde gezwungen, bei der Genehmigung 
des Bauleitplans zu prüfen, wieweit der Landschaftsplan 
beachtet ist, und zu fragen, ob er aus zutreffenden Gründen 
nicht beachtet ist. 

VII. 

Der 6. Teil des Entwurfs enthält Kleingartenrecht, auf das 
ich hier nicht eingehen will. Dann folgt eine Reihe von 
Vorschriften, die in Kürze zu erörtern schwierig ist. Es han-
delt sich um das Hineinhängen von Bestimmungen in be-
stehende Gesetze. Diese Vorschriften sollen die anderen 
Teile des Entwurfs ergänzen. Da gibt es einen § 53 über die 
Sicherung der Belange der Landschaftspflege in den Bau-
leitplänen, einen § 54 über die Möglichkeit, Vorschriften zur 
Begrünung durch Rechtsverordnung zu erlassen, einen § 55 
über die Gültigkeit dieser Vorschriften, auch für Planungs-
verbände, einen § 56 über die Festsetzung von Begrünungen 
an und in Verkehrsflächen - es ist etwas zweifelhaft, ob sie 
nach dem BBauG schon möglich ist -, einen § 57 über die 
Festsetzung der Begrünung von Bauland im Bebauungs-
plan. Die letzteren beiden Vorschriften sind vielleicht in-
zwischen deswegen überflüssig geworden, weil in den neuen 
Bauordnungen der Länder nach dem Modell der Muster-
bauordnung diese Dinge z. T. ausreichend geregelt sind. 
In manchen Ländern gehört schon heute ein Begrünungs-
plan - z. B. bei einem Wohnungsbau oder bei einem Be-
hördenbau - zum Bauantrag. Hier sind neue Vorschriften 
dann entbehrlich. Eine grundsätzliche Erweiterung der Ge-



nehmigungspflicht für Aufschüttungen und Abgrabungen auf 
den Außenbereich wird vorgesehen, also die Beschränkung 
nach § 29 Satz 3 BBauG aufgehoben, wonach Abgrabungen 
und Aufschüttungen nur in Innenbereichen als genehmi-
gungsbedürftige Vorhaben gelten. 

Weiter wird die Forderung eines Betriebsplans für Aufschüt-
tungen, Ausschachtungen und Steinbrüche konkretisiert. 
Dieser Betriebsplan kann heute nur auf sehr künstliche 
Weise bei der Genehmigung der Aufstellung mühsam durch-
gesetzt werden. Die Aufschüttung selbst muß man dazu erst 
einmal auch auf sehr künstliche Weise genehmigungsbe-
dürftig machen. 

Der Beirat hat weiter dann eine bessere Vorschrift als die 
unvollkommene Vorschrift des § 39 BBauG über den Schutz 
des Mutterbodens geschaffen. Es ist heute zwar verboten, 
den Mutterboden durch Abgrabungen zu beseitigen, aber 
ihn zuzuschütten ist nicht verboten. Allerdings spielt der ge-
setzliche Mutterbodenschutz keine große Rolle mehr, weil 
Mutterboden im allgemeinen im eigenen Interesse ge-
schützt wird. Es ist heute so leicht, den teuren Mutterboden, 
den man zur Begrünung wieder braucht, durch den Motor-
schaber abzuschaben, daß im Gegensatz zu früher heute 
kaum irgendwo eine Baustelle gefunden werden wird, auf 
der der Mutterboden nicht ordnungsgemäß abgesetzt wor-
den ist, obgleich niemand das ernstlich kontrolliert. 

Dann hat der Beirat, dem Verursachungsprinzip für Scha-
densbeseitigung folgend, eine Einschränkung der Entschä-
digungspflicht bei Bindungen für Bepflanzungen vorgesehen. 
Es ist nicht einzusehen, daß die Gemeinde die Grünbänder 
zur Abwehr von Emissionen von Gewerbebetrieben um das 
Gewerbegebiet oder um die Fabrik herum bezahlen muß. 
Der Beirat wünscht, daß derjenige, der durch seine Emis-
sionen den Schutz durch Bepflanzung um sein Gebiet not-
wendig macht, auch die Anpflanzungen bezahlt. Dem glei-
chen Prinzip der Verursachungshaftung folgen auch einige 
Änderungen der Gewerbeordnung in § 64, wonach der-
jenige, der Schäden in der Landschaft verursacht, diesen 
Schaden wieder zu beseitigen hat, wenn ihm seine Ver-

ursachung nachgewiesen werden kann. So soll verhindert 
werden, daß, wer in seinem Interesse einen Schaden ver-
ursacht, der Allgemeinheit die Kosten der Beseitigung an-
lasten kann. 

Außerdem sind noch einige Änderungen des Wasserhaus-
haltsgesetzes vorgesehen. Sie sollen die Möglichkeit der 
Schaffung von Grünverbänden etwas erweitern, also öffent-
lich-rechtliche Genossenschaften zum Schutz des Grüns und 
für gemeinsame Maßnahmen zum Schutz des Grüns ermög-
lichen. In der gleichen Richtung zielen Änderungen der 
1. Wasserverbandsordnung, eine Änderung der Gewerbeord-
nung wegen des Schutzes durch Grün gegenüber Emis-
sionen durch störende Anlagen, und ein paar unwesentliche 
Änderungen des II. Wohnungsbaugesetzes und der Reichs-
versicherungsordnung. 

Durch die Strafvorschriften am Schluß ist dafür gesorgt, daß 
die Vorschriften keine leges imperfectae werden, indem Ver-
stöße gegen die wichtigsten Vorschriften zu Ordnungswidrig-
keiten gestempelt werden. So wird dafür gesorgt, daß Ver-
stöße unter die empfindlichen Strafandrohungen des Ord-
nungswidrigkeitsgesetzes fallen. 

Das ist der ungefähre Inhalt des Grünflächengesetzentwurfs 
des Beirates. Er soll ein Modell sein, weil viele von uns die 
Erfahrung gemacht haben - und sie hat sich bei Beratung 
des Bundesraumordnungsgesetzes bestätigt -, daß die 
schönsten Vorträge und Schriftsätze wenig nützen, wenn 
man nicht den verantwortlich an der Gesetzgebung Beteilig-
ten einen konkreten Gesetzestext mit Ausdeutung seiner 
Vorschläge auf den Tisch legt. Dann kann man ihm sagen: 
So könnt ihr es machen. Ohne solche konkrete Formulie-
rungen kommt man nicht weiter. Was der Beirat geschaffen 
hat, sind Modelle für die gesetzliche Regelung einer ganzen 
Fülle von Fragen. Diese Modelle können aus der Schublade 
gezogen werden, wenn sie einmal nötig sind. Die Vorstel-
lung, der Entwurf könnte in unveränderter Form einmal Ge-
setz werden, wäre verfehlt. Der Entwurf ste llt eine Samm-
lung von systematisch formul ierten Vorschlägen für eine 
Grün- und Landschaftspflege-Gesetzgebung dar. 
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Professor Dr. As a 1, Ministerialrat a. D„ Freiburg/Breisgau 

Erläuterung der Grundgedanken zum Entwurf eines Rahmengesetzes 
für Naturschutz und Landschaftspflege 

Auf Wunsch des Naturschutzreferenten des Bundesmini-
steriums für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, Herrn 
Oberlandforstmeister Dr. 0 ff n er , habe ich im vorigen Jahr 
Vorschläge für den Entwurf eines Bundesgesetzes für Natur-
schutz und Landschaftspflege ausgearbeitet. Sie sind mit 
ihm und Herrn Verwaltungsgerichtsrat Dr. Stich durchge-
sprochen worden. Dabei haben sie eine Reihe von Ände-
rungen erfahren. Auf der so gewonnenen Grundlage habe 
ich sodann einen Gesetzentwurf nebst Begründung aufge-
stellt und diesen im Dezember vorigen Jahres Herrn Ober-
landforstmeister Dr. 0 ff n er übersandt. Mit Genehmigung 
des Ministeriums darf ich nun in diesem Kreise in gedrängter 
Kürze den wesentlichen Inhalt des Entwurfes und der Be-
gründung vortragen. 

Einige Vorbemerkungen fallen nötig: 

1. Angesichts der Fülle naturschutzrechtlicher Regelungen 
und der Tatsache, daß das Reichsnaturschutzgesetz sich als 
Ganzes in der Praxis durchaus bewährt hat, erhebt sich 
die Frage, ob die Erlassung eines Bundesnaturschutzge-
setzes als notwendig zu bezeichnen Ist. Die Frage ist aus 
verschiedenen Gründen zu bejahen: 

a) Der landesrechtliche Charakter des RNSchG bietet die 
Möglichkeit, auch solche landesgesetzlichen Regelungen 
zu treffen, die das Grundgefüge des Gesetzes berühren. 
Dadurch würde die durch das Reichsnaturschutzrecht 
geschaffene, schon jetzt mannigfach durchbrochene 
Rechtseinheit auch in ihrem wesentlichen Kern abgebaut. 

b) Im Rahmen einer sachgemäßen naturschutzrechtllchen 
Kodifikation muß die Möglichkeit bestehen, in bundes-
rechtlich geordnete oder zur Zuständigkeit des Bundes 
gehörige Rechtsgebiete einzugreifen und Vorschriften 
zu erlassen, die auch für Bundesbehörden verb indlich 
sind. Beides ist den Ländern verschlossen. 

c) Ein Bundesnaturschutzgesetz macht die Bahn frei für 
für eine auch materiellrechtlich einheitliche Rechtspre-
chung. 

d) Eine bundesgesetzliche Regelung wird auf Grund der 
nach Art. 84 GG der Bundesregierung übertragenen 
Aufsichtspflicht und der damit gegebenen Verantwort-
lichkeit die Aufwendung von Bundesmitteln für Natur-
schutzzwecke begünstigen. 

e) Für die wünschenswerte Koordinierung des europäi-
schen Naturschutzrechtes wie auch für die Stellung 
des Bundes bei Vertretung der deutschen Naturschutz-
interessen gegenüber dem Ausland bedeutet das Fehlen 
einer bundesgesetzlichen Regelung einen abträglichen 
Zustand. 

2. Es Ist selbstverständlich, daß ein Bundesnaturschutzge-
setzentwurf nur mit größter Vorsicht, nach sorgfältiger Vor-
bereitung und zum richtigen Zeitpunkt eingebracht werden 
darf, wenn nicht Gefahr bestehen soll, daß wesentliche 
Errungenschaften des Reichsnaturschutzrechtes für den 
Naturschutz verlorengehen. 

3. Grundgedanken bei Aufstellung des Entwurfes waren: 
a) Festhallen an der ideellen Zielsetzung des Naturschut-

zes. Die Bestrebungen, die unter der Bezeichnung 
Landespflege zusammengefaßt zu werden pflegen, sind 
nur insoweit in die gesetzliche Regelung einbezogen 
worden, als es sich um Landschaftspflege im eigent-
lichen Sinn handelt. 
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b) Beibehaltung der bewährten Bestimmungen des Reichs-
naturschutzrechtes. 

c) Fortbildung des bisherigen Rechtes, soweit sich in der 
Verwaltungspraxis Mängel, Lücken und Unzulänglich-
keiten ergeben haben. Hierbei entschlossenes Beschrei-
ten neuer Wege, insbesondere im Bereich des Land-
schaftsschutzes, und Verwertung bewährter landesrecht-
licher Ergänzungen des Reichsnaturschutzsrechtes. 

d) Berücksichtigung des Charakters des Bundesnatur-
schutzgesetzes als eines Rahmengesetzes etwa auf der 
Lin ie, die das Wasserhaushaltsgesetz vorgezeichnet hat. 

Der Gesetzentwurf zerfällt in 7 Abschnitte mit insgesamt 
21 Paragraphen. 

Der 1. Abschnitt - Allgemeines 

trifft in § 1 Bestimmungen über den Gegenstand des Na-
turschutzes in enger Anlehnung an § 1 Abs. 1 Satz 1 des 
Reichsnaturschutzgesetzes. Er lautet : 

Gegenstand des Naturschutzes 

Der Naturschutz im Sinne dieses Gesetzes dient dem 
Schutz und der Pflege der heimatlichen Natur und 
Landschaft in allen ihren Erscheinungen. 

§ 2 befaßt sich unter Verbesserung der den logischen Nach-
zusammenhang unterbrechenden Systematik des Reichs-
naturschutzgesetzes mit den Aufgaben des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege. Den bewahrenden Aufgaben 
wird die Gestaltungsaufgabe, die im Reichsnaturschutz-
gesetz nicht genannt ist, gegenübergestellt. 

§ 2 lautet: 

Aufgaben des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege 

(1) Der Naturschutz hat die Aufgabe, 

1. Natur und Landschaft vor menschlichen Eingriffen zu 
bewahren, die ohne ausreichenden Grund und nach-
gewiesene Unauswelchlichkeit die natürliche Eigenart 
oder Schönheit oder das naturhafte Wesen oder Er-
scheinungsbild gefährden oder beeinträchtigen würden, 

2. Maßnahmen zum Schutz von Pflanzen und nichtjagd-
baren Tieren und zwar insbesondere seltener oder in 
ihrem Bestand bedrohter Pflanzen- und Tierarten zu 
treffen. 

(2) Sache des Naturschutzes ist ferner, bei einer plan-
vollen Landschaftsgestaltung mitzuwirken, die darauf be-
dacht ist, der Landschaft in weitestmöglichem Umfang ein 
naturhaftes Gepräge zu verleihen oder wiederzuverschaffen. 
In diesen Aufgabenbereich fallen insbesondere die stand-
ortgerechte Wiederbegrünung von Flächen, deren Boden-
decke entfernt oder zerstört worden ist, die Anpflanzung 
von Hecken, Flurgehölzen, Uferwuchs und Windschutz-
streifen, die Auflockerung der Bebauung durch Grünanlagen 
sowie die Maßnahmen, die dazu dienen, der Bevölkerung 
den Zugang zur Natur und den Naturgenuß zu erleichtern, 
wie z. B. die Einrichtung von Naturparken und die Anle-
gung von Fußwegen, und zwar insbesondere von Wander-
und Uferwegen. 



Die Bestimmungen der §§ 3-5 legen der Allgemeinheit, 
den Ländern und Gebietskörperschaften sowie den öffent-
lichen Dienststellen gewisse allgemeine, dem Schutz und 
der Pflege von Natur und Landschaft dienende Verpflich-
tungen auf. Sie schöpfen ihren gedanklichen Inhalt aus den 
Förderartikeln zugunsten des Natur- und Landschaftsschut-
zes, die in Anlehnung an Art. 150 Abs. 1 RVerf. v. 1919 in 
eine Reihe von Länderverfassungen Aufnahme gefunden 
haben. Über den Rahmen dieser verfassungsrechtlichen 
Vorschriften gehen sie nicht hinaus. Die Festlegung der 
Verpflichtungen im Entwurf empfahl sich aus zwei Gründen: 

1. Die Bedeutung und Tragweite der verfassungsrecht-
lichen Bestimmungen über Naturschutz und Landschafts-
pflege erschließt sich nicht ohne weiteres. Sie bedürfen 
der auslegenden Konkretisierung sowohl gegenüber den 
Behörden wie der Allgemeinheit. 

2. In einzelnen Ländern fehlen Verfassungsbestimmungen 
über Natur- und Landschaftsschutz gänzlich. In anderen 
Ländern wird der Staat allein verpflichtet oder die Ver-
pflichtung auf das Schutzgebot beschränkt. Durch die 
Bestimmung des Entwurfes wird so nicht nur in grund-
legenden Fragen die Rechtseinheit innerhalb des Bun-
desgebietes hergestellt, sondern es werden auch in einer 
Reihe von Ländern mehr oder weniger empfindliche 
Lücken des Naturschutzrechtes ausgefüllt. Die Bestim-
mungen des Entwurfes lauten: 

§ 3 
Allgemeine Pflicht zu naturschutz-
gemäßem Verhalten 
(1) Naturschutz ist Volkssache. Schonliches Verhalten ge-
genüber der Natur ist allgemeine staatsbürgerliche Pflicht. 

(2) Als Dienst am öffentlichen Wohl obliegt die Pflicht ins-
besondere dem Grundbesitz im Rahmen der verfassungs-
mäßigen Eigentumsgarantie. 

§ 4 
Verpf li chtungen der Länder und der 
Gebietskörperschaften im allgemeinen 
Länder, Gemeinden und sonstige Gebietskörperschaften 
haben der Natur und Landschaft wirksamen Schutz und 
sachgemäße Pflege angedeihen zu lassen. 

§ 5 

A llgemein e Pflichten der öffentlichen 
Dienststellen 
Alle Dienststellen des Bundes, der Länder, der Gemeinden 
und sonstigen Gebietskörperschaften haben bei Erfüllung 
ihrer Aufgaben die Interessen des Naturschutzes sowie der 
Landschaftspflege in den Grenzen des sachlich Vertretbaren 
wahrzunehmen. 

Der zweite Abschnitt des Entwurfes 

handelt von der Naturschutzorganisation. Da in einem 
Rahmengesetz gerade im organisatorischen Bereich beson-
dere Zurückhaltung geübt werden muß, beschränkt sich 
der Entwurf hier auf wenige grundlegende Anordnungen, 
die das Wesentliche des bestehenden, bewährten Rechts-
zustandes bewahren sollen, während die Ordnung aller 
Einzelheiten den Ländern überlassen bleiben soll. 

Die Bestimmungen lauten: 

§ 6 
Naturschutzbehörden 
In den Ländern muß eine amtliche Naturschutzorganisation 
bestehen. Mit den Aufgaben des Naturschutzes können 
entweder Fachbehörden oder Behörden der Landesplanung 
oder Behörden der allgemeinen Verwaltung betraut werden. 

§ 7 

Naturschutzstellen 

(1) Soweit keine Fachbehörden errichtet werden, muß den 
Naturschutzbehörden jeweils eine Naturschutzstelle zur 
Seite stehen, die aus einem Vorsitzenden, einem Geschäfts-
führer und einer Anzahl von Mitgliedern besteht. 

(2) Der Geschäftsführer muß über die erforderliche Sach-
kunde verfügen. Bel seiner dienstlichen Stellungnahme ist 
er der Behörde gegenüber nicht weisungsgebunden. 

(3) Zu Mitgliedern werden sachverständige Personen wider-
ruflich bestellt, darunter jeweils ein Vertreter der Landes-
planung. 

(4) Den Naturschutzstellen obliegt die Beratung ihrer Be-
hörde. Über ihre sonstigen Aufgaben, etwaige Mitwirkungs-
rechte bei den Entscheidungen und Verfügungen ihrer 
Behörde sowie ihren Geschäftsgang treffen die Länder 
Bestimmungen. 

Der dritte und wichtigste Abschnitt des Entwurfes 

enthält in sieben Paragraphen die Schutzvorschriften. 

Aus dem Reichsnaturschutzgesetz werden die bewährten 
Rechtsfiguren des Naturdenkmals und des Naturschutz-
gebietes übernommen. 

Wie schon im Reichsnaturschutzgesetz ist auch im Entwurf 
aus gesetzestechnischen Gründen darauf verzichtet wor-
den, die Einzelheiten des Pflanzen- und Tierartenschutzes 
unmittelbar zu regeln. Es bestand jedoch begründeter An-
laß, dafür zu sorgen, daß die Verzeichnisse der geschützten 
Pflanzen- und Tierarten innerhalb des Bundesgebietes ein-
heitlichen Inhalt aufweisen. Z. Z. ist dies nicht der Fall: 
es bestehen drei voneinander abweichende Schutzlisten, 
die der Naturschutzverordnung vom 18. 3. 1936, die des 
bayerischen Gesetzes vom 29. 6. 1962 und die der baden-
württembergischen Verordnung vom 6. 6. 1963. 

Die§§ 8 und 9 des Entwurfes lauten demgemäß: 

§ 8 

Sch ut zbereiche 

(1) Die Länder haben durch Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften sicherzustellen, daß 

1. Einzelschöpfungen der Natur sowie kleinere, flächen-
mäßig begrenzte Lebensgemeinschaften der Pflanzen-
und Tierwelt, deren Schutz wegen ihrer wissenschaft-
lichen, geschichtlichen, heimat- oder volkskundlichen Be-
deutung oder wegen ihrer sonstigen Eigenart im öffent-
lichen Interesse liegt, als Naturdenkmale erhalten blei-
ben, und zwar gegebenenfalls samt der zur Sicherung 
notwendigen Umgebung, 

2. abgegrenzte Bezirke, in denen ein besonderer Schutz 
der Natur in ihrer Ganzheit oder in einzelnen ihrer Teile 
aus wissenschaft lichen, geschichtlichen, heimat- oder 
volkskundlichen Gründen oder wegen ihrer landschaft-
lichen Schönheit oder Eigenart im öffentlichen Interesse 
liegt, als Naturschutzgebiete erhalten werden. 

(2) In den Vorschriften ist vorzusehen, daß Ausnahmen 
von den Schutzvorschri ften, und zwar gegebenenfalls unter 
Bedingungen und Auflagen, bewilligt werden können, wenn 
besondere Gründe vorliegen, die das Interesse des Natur-
schutzes überwiegen, sowie daß gegen die diesbezüglichen 
Entscheidungen Rechtsmittel nach Maßgabe des§ 11 Abs. 4 
ergriffen werden können. 
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§ 9 

Pflanzen und Tierartenschutz 

(1) Die Länder haben Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
zu erlassen zum Schutz seltener oder in ihrem Bestand be-
drohter Pflanzen- und nichtjagdbarer Tierarten sowie zur 
Verhütung mißbräuchlicher Verwertung von Pflanzen, Tieren 
oder Teilen von solchen. 

(2) Die Verzeichnisse der hiernach geschützten Pflanzen-
und Tierarten müssen innerhalb des Bundesgebietes ein-
heitlich sein. Soweit die Übereinstimmung nicht im unmittel-
baren Benehmen der Länder hergestellt werden kann, ent-
scheidet ein vom zuständigen Bundesministerium bestell-
ter und von ihm geleiteter Sachverständigenausschuß, zu 
dem die Vertreter der obersten Naturschutzbehörden hinzu-
treten. 

(3) Im Ausland durch Anbau gewonnene Pflanzen oder 
Pflanzenteile geschützter Arten müssen bei der Einfuhr von 
einem Ursprungsschein oder einer Handelsrechnung oder 
einer ähnlichen Bescheinigung begleitet sein. 

(4) Die Einfuhr geschützter Vögel ist nur mit Erlaubnis 
der Naturschutzbehörde, und zwar in der Zeit vom 1. Ok-
tober bis Ende Februar, gestattet. 

Die Landschaftsschutz-Vorschriften des Reichsnaturschutz-
gesetzes genügen nicht mehr den heutigen Erfordernissen. 
So sieht sich der Naturschutz in diesem zum wichtigsten 
Aufgabengebiet gewordenen Bereich einer Lage gegenüber, 
die er nicht mehr zu meistern vermag. Nur ein Bruchteil der 
an sich schutzwürdigen Landschaft steht unter Landschafts-
schutz. Im weitaus größeren ungeschützten Teil beschrän-
ken sich die Einflußmöglichkeiten des Naturschutzes auf 
das in § 20 RNSchG geregelte Recht, vor Genehmigung von 
Maßnahmen oder Planungen, die zu wesentlichen Verände-
rungen der freien Landschaft führen können, rechtzeitig 
beteiligt zu werden. 

Die Ausdehnung der Schutzbereiche ist aber aus anderen 
Gründen dringend geboten: 

Die Rechtsprechung mißt mit Bezug auf die Unterscheidung 
zwischen entschädlgungsfreier Eigentumsbindung und Ent-
eignung der unbeeinträchtigten Fortführung der bisherigen 
Nutzung entscheidende Bedeutung bei. Ist einmal eine be-
stimmte Nutzung eines Grundstücks, z. B. die Gewinnung 
von Kies, Sand, Steinen, Gips und dergl. in Gang ge-
kommen, so gelten die betreffenden Grundstücke als dieser 
Nutzung gewidmet mit der Rechtsfolge, daß der Naturschutz 
einen Enteignungsakt vornehmen würde, wenn er die wei-
tere Ausbeute verhindern wollte. Es besteht daher ein er-
hebliches Interesse des Naturschutzes daran, die Land-
schaft in möglichst weitem Umfang so frühzeitig wie möglich 
unter Schutz zu stellen. 

Ferner: Die Tatsache, daß nur der bei weitem kleinere Teil 
der an sich schutzwürdigen Landschaft geschützt ist, wäh-
rend der übrige Teil , darunter bedrohte Gebiete von her-
vorragender Schutzwürdigkeit, des Schutzes entbehrt, muß 
zu immer größeren Schwierigkeiten unter dem Gesichts-
punkt des verfassungsmäßigen Gleichheitssatzes führen. 

Aus den erwähnten Gründen müßte der Sonderschutz ein-
zelner Landschaftsteile sobald wie möglich auf die ge-
samte Landschaft ausgedehnt werden. Sie ist heute überall 
schutzwürdig, soweit sie der Natur nicht völlig entfremdet 
ist, und in weiten Bereichen bedroht. Der amtliche Natur-
schutz leistet in dieser Richtung sein möglichstes. Der 
Widerstand der Betroffenen gegen seine Vorhaben hat 
sich indes verschärft; durch Zusammenschlüsse zu gemein-
samer Interessenvertretung und durch überhäufigen Ge-
brauch der nun in reichstem Maß zur Verfügung stehenden 
Rechtsmittel und Rechtsbehelfe werden In Verbindung mit 

38 

der langen Dauer der ausgelösten Verfahren der Natur-
schutztätigkeit schwer zu überwindende Hemmnisse be-
reitet. 
Wenn eine rasch und unaufhaltsam fortschreitende Zersied-
lung und Technisierung der Landschaft und damit eine 
katastrophale Verringerung ihres Erholungswertes vermie-
den bleiben soll, so muß dem Naturschutz in seinem Ringen 
um die Erhaltung der Landschaft durchgreifende Hilfe zuteil 
werden. Diese kann nur darin bestehen, daß das, was auf 
dem Weg schrittweise zu erkämpfender regionaler Schutz-
verordnungen nach den §§ 5 und 19 RNSchG wohl nie ge-
lingen würde, nämlich die Sicherung der gesamten Land-
schaft, uno actu durch die Einführung eines ipsa-lege-
Schutzes verwirklicht wird. Der Entwurf macht sich diese 
Auffassung in den §§ 10 und 11 zu eigen. Er geht dabei 
davon aus, daß die Landschaft nicht nur da als schützens-
wert erscheint, wo ausgesprochene landschaftliche Schön-
heiten oder eigenartige Bildungen zu finden sind, sondern 
überall, wo der Charakter, die biologische Beschaffenheit 
und das Erscheinungsbild der Landschaft noch einiger-
maßen von der Natur bestimmt werden. Da angenommen 
werden darf, daß dies im Außenbereich im Sinne des Bun-
desbaugesetzes noch weitreichend der Fall sein wird, ist 
dieser Begriff im Entwurf an die Stelle des juristisch un-
scharfen und versch iedener Auslegung fähigen Begriffs freie 
Landschaft gesetzt worden. 

Bezüglich der Schutzwirkungen folgt der Entwurf den Be-
stimmungen des Reichsnaturschutzgesetzes in der Aus-
prägung, die sie durch die verwaltungsgerichtliche Recht-
sprechung, und zwar namentlich die des Bundesverwal-
tungsgerichts, erfahren haben. Dementsprechend Ist eine 
Präventivkontrolle vorgesehen, um zu vermeiden, daß be-
reits ausgeführte Vorhaben wieder beseitigt werden müs-
sen, und Bestimmungen getroffen, daß die Erlaubnis er-
teilt werden muß, wenn die Ausführung des Vorhabens 
nicht zu Beeinträchtigungen der Landschaft führen wird. 

Der regionale Landschaftsschutz nach den §§ 5 und 19 
RNSchG hat, wenn auch die freie Landschaft schlechthin 
Schutzgegenstand gewesen ist, doch eine gewisse Auswahl 
unter den Landschaftsteilen nach den Gesichtspunkten der 
Schönheit, Unberührtheit oder Eigenart vorgenommen. Da-
bei sind durch die Schutzbestimmungen mitunter auch Inter-
essen der Land- oder Forstwirtschaft, z. B. durch das Ver-
bot der Aufforstung, betroffen worden. Wird die ganze 
Landschaft des Außenbereichs, soweit sie noch irgendwie 
natürliche Züge trägt, unterschiedslos unter Schutz gestellt, 
so kann es nicht länger in der Richtung der Schutzziele 
liegen, der Land- und Forstwirtschaft in der ordnungs- und 
zeitgemäßen Bewirtschaftung des Bodens Hemmnisse zu 
bereiten. Dies um so weniger, als im Vergleich zu den von 
der Industrie und dem Siedlungswesen der Landschaft 
drohenden Gefahren es verhältn ismäßig wenig Fälle geben 
dürfte, in denen der Betrieb der Land- und Forstwirtschaft 
zu schwerwiegenden Beeinträchtigungen von Naturschutz-
interessen führt. Die im Entwurf vorgesehenen Privilegie-
rungen erstrecken sich auf alle betrieblich notwendigen 
Maßnahmen, d. h. auch auf einen Wechsel in der land-
wirtschaftlichen Kulturart, den Übergang von land- und 
forstwirtschaftlicher Nutzung, d ie Anlegung von Feld- und 
Forstwegen, die Entnahme von Steinen, Kies und Sand für 
den eigenen Bedarf u. a. m. Freil ich muß dabei die Gefahr 
mißbräuchlicher Benutzung dieser Freistellungen vermieden 
bleiben. Die Privilegierungen beschränken sich deshalb auf 
land- und forstwirtschaftliche Betriebe. 
Aus der Ausdehnung des Schutzes auf die gesamte Land-
schaft des Außenbereichs würde den Naturschutzbehörden 
eine erhebliche Mehrarbeit erwachsen. Zu ihrer Entlastung 
soll das System des bedingten Schutzes dienen, das erst-
mals in die naturschutzrechtliche Gesetzgebung eingeführt 
wird. Es besteht darin, daß gegenüber Vorhaben, die nach 



anderen als naturschutzrechtlichen Bestimmungen einer 
besonderen Genehmigung bedürfen, die naturschutzrecht-
lichen Schutzvorschriften erst in Kraft treten, wenn von 
seiten des Naturschutzes bei der für die Genehmigung des 
Vorhabens zuständigen Behörde Einspruch erhoben wird. 
Die Naturschutzbehörden gewinnen dadurch den weiteren 
Vorteil, daß sie die Intensität des Schutzes je nach der 
Schutzwürdigkeit der einzelnen Gebiete abzustufen ver-
mögen. 
Das den amtlichen Naturschutz schwer belastende Urtei l 
des Bundesverwaltungsgerichts vom 28. 11. 1963, das die 
meisten Landschaftsschutzverordnungen wegen mangeln-
der Bestimmtheit der Grenzziehung für ungültig erklärt hat, 
sollte es nahelegen, dem ipsa-lege-Schutz der Landschaft 
als Rettung aus der Bedrängnis in Bälde näherzutreten. 
Bei Ordnung der Ausnahmebewilligung folgt der Entwurf 
der Rechtsprechung, nach der solche Dispense nur erteilt 
werden dürfen, wenn hierfür Gründe vorliegen, die das-
jenige öffentliche Interesse überwiegen, das zu der Natur-
schutzmaßnahme selbst geführt hatte. 
Hier sollte eine Neuerung grundsätzlicher Art nach meinem 
Vorschlag nachträglich in den Entwurf eingefügt werden. 
Um die mißbräuchliche Erteilung von Ausnahmebewilligun-
gen weiter zu erschweren, sollte den rechtsfähigen Ver-
einigungen, die sich satzungsgemäß dem Natur- und Land-
schaftsschutz widmen, das Recht zugestanden werden, 
innerhalb des räumlichen Bereichs ihrer Tätigkeit Entschei-
dungen der unteren und der höheren Naturschutzbehörden, 
durch die Ausnahmen von den für Schutzbereiche erlasse-
nen Vorschriften bewilligt werden, mit verwaltungsgericht-
licher Klage und, soweit es sich um Entscheidungen der 
unteren Naturschutzbehörden handelt, auch mit Verwal-
tungsbeschwerde anzufechten. Die gleichen Rechte sollten 
auch den Eigentümern oder sonst Verfügungsberechtigten 
mit Bezug auf die von den Entscheidungen betroffenen 
Grundstücke verliehen werden. 
Diese Bestimmungen würden eine fühlbare Lücke im deut-
schen Naturschutzrecht ausfüllen. 

Die§§ 10- 12 lauten: 

§ 10 

Allgemeiner Landschaftsschut z 

(1) Der Außenbereich im Sinne des Bundesbaugesetzes 
steht unter Landschaftsschutz. 
(2) Der Schutz bewirkt, daß Vorhaben, deren Ausführung 
die Landschaft in ihrer natürlichen Beschaffenheit oder 
ihrem natürlichen Erscheinungsbild verändern würden, der 
vorgängigen Erlaubnis der Naturschutzbehörde bedürfen. 
(3) Die Erlaubnis ist zu erteilen, wenn durch die Verände-
rung weder die Landschaft verunstaltet, noch die Natur 
geschädigt oder der Naturgenuß beeinträchtigt wird. Sie 
ist unter Bedingungen oder Auflagen zu erteilen, wenn 
dadurch der Eintritt dieser Wirkungen abgewendet werden 
kann. In den übrigen Fällen ist sie vorbehaltlich der Be-
stimmung des § 11 Abs. 3 zu versagen. 
(4) Durch landesrechtliche Bestimmungen wird näher aus-
geführt, welche Vorhaben allgemein geeignet sind, stö-
rende Veränderungen der Landschaft im Sinn des Ab-
satzes 3 zu bewirken und deshalb der Entscheidung der 
Naturschutzbehörde zu unterstellen sind. 

§ 11 

Beschränkungen und Ausnahmen 

(1) Von den Schutzbestimmungen des § 10 werden Maß-
nahmen nicht betroffen, die zur ordnungsgemäßen Bewirt-
schaftung eines land- oder forstwirtschaftlichen Betriebs 
unmittelbar erforderlich sind, die Fortsetzung der bisheri-

gen gewerblichen Nutzung ohne wesentliche Erweiterung 
des räumlichen und mengenmäßigen Umfangs sowie die 
rechtmäßige Ausübung der Jagd und der Fischerei. 

(2) Durch Landesgesetz kann bestimmt werden, daß bei 
Vorhaben, die nach anderen als naturschutzrechtlichen 
Vorschriften der Genehmigung bedürfen, die Schutzbestim-
mungen des § 10 erst in Kraft t reten, wenn die Naturschutz-
behörde oder der Geschäftsführer einer Naturschutzstelle 
bei der für die Genehmigung des Vorhabens zuständigen 
Behörde Einspruch erhebt. 

(3) Sind die Voraussetzungen für eine Erlaubniserteilung 
nach § 10 Abs. 4 nicht gegeben, so kann die Erlaubnis, 
und zwar gegebenenfalls unter Bedingungen und Auflagen, 
erteilt werden, wenn besondere Gründe vorliegen, die das 
Interesse des Landschaftsschutzes überwiegen. 

(4) Die rechtsfähigen inländischen Vereinigungen, die sich 
satzungsgemäß dem Natur- und Landschaftsschutz widmen, 
sind berechtigt, innerhalb des räumlichen Bereichs ihrer 
Tätigkeit Entscheidungen der unteren und der höheren 
Naturschutzbehörden, durch die eine Erlaubnis nach Abs. 3 
bewilligt wird, mit verwaltungsgerichtlicher Klage und, 
soweit es sich um Entscheidungen der unteren Naturschutz-
behörden handelt, mit Verwaltungsbeschwerde anzufechten. 
Das gleiche Recht steht den Eigentümern und sonst Ver-
fügungsberechtigten mit Bezug auf die von den Entschei-
dungen betroffenen Grundstücke zu. 

§ 12 

Benachrichtigungspflicht 

Die Behörden des Bundes, der Länder, der Gemeinden und 
der sonstigen Gebietskörperschaften sind verpflichtet, vor 
Genehmigung von Maßnahmen oder Planungen, die zu 
erheblichen Veränderungen der zum Außenbereich gehö-
renden Landschaft führen können, die zuständigen Natur-
schutzbehörden rechtzeitig zu benachrichtigen. 

Die in den 7 Nummern des nächsten Paragraphen auf-
geführten Vorschriften verfolgen den Zweck, die Landschaft 
vor häufig auftretenden groben Störungen zu bewahren, 
Maßnahmen der Landschaftspflege oder -gestaltung anzu-
ordnen oder der Allgemeinheit den ungestörten Zugang 
zum Wald offenzuhalten. Sie sind bis auf die letzten 
2 Nummern in Baden-Württemberg seit dem Jahre 1959 
bereits geltendes Recht. Schon im Jahre 1951 waren Be-
stimmungen dieser Art in Baden erlassen worden. 

§ 13 des Entwurfs lautet: 

Landschaftsschutz , Einzelvorschriften 

Durch landesrechtliche Vorschriften ist anzuordnen, daß 

1. Schutt, Unrat oder Abfälle im Außenbereich nur an den 
von der zuständigen Behörde zugelassenen Ablage-
rungsplätzen abgelagert werden dürfen, und bei Zu-
widerhandlungen die Täter verpflichtet werden können, 
die Ablagerungen zu beseitigen oder unsichtbar zu 
machen, 

2. der Eigentümer oder Unternehmer Reste von baulichen 
oder technischen Anlagen, die, ohne entsprechend ge-
nutzt zu werden, an Ort und Stelle belassen worden 
sind, auf Verlangen der Naturschutzbehörde zu ent-
fernen habe, soweit sie das Landschaftsbi ld erheblich 
beeinträchtigen, 

3. der Grundeigentümer oder Unternehmer den Abraum 
nicht mehr genutzter Bergwerke, Steinbrüche oder ähn-
licher Anlagen auf Verlangen der Naturschutzbehörde 
der Umgebung so anzupassen habe, daß eine erheb-
liche Beeinträchtigung der Landschaft vermieden wird, 
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4. die zuständige Naturschutzbehörde ermächtigt ist, im 
Einvernehmen mit den beteiligten Behörden zu bestim-
men, daß Hecken, Feld- und Ufergehölze sowie Schilf-
und Rohrbestände nicht beseitigt oder In naturbeein-
trächtigender Weise genutzt werden dürfen, 

5. der Grundstücksberechtigte zu dulden hat, daß Fuß-
gänger und Radfahrer Waldwege benutzen, 

6. Wald- und Gehölzgrundstücke von über 2 ha Größe mit 
Ausnahme von Schonungseinfriedigungen sowie Durch-
laß gewährenden Wildgattern und Weidezäunen ohne 
Genehmigung der Naturschutzbehörde nicht eingefrie-
digt werden dürfen. 

Den Abschluß des 3. Abschnittes über die Schutzvorschriften 
bildet § 14 des Entwurfes, der keiner näheren Erläuterung 
bedarf. 

Der 4. Abschnitt des Entwurfs 

Ist ausschließlich den Beziehungen des Naturschutzes zur 
Landesplanung gewidmet. Die Bestimmungen bedürfen 
keiner näheren Erläuterung. Sie lauten : 

§ 15 

Naturschutz und Landesplanung 

(1) Den Organisationen des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege ist in den Beiräten, die der Landesplanung 
und den regionalen Planungsgemeinschaften beigegeben 
werden, eine angemessene Vertretung zu gewähren. 

(2) In den Landesplanungsgesetzen oder den Ausführungs-
bestimmungen ist durch besondere Vorschriften oder bin-
dende Richtlinien sicherzustellen, daß bei den Planungen 
die Anliegen des Landschaftsschutzes und der Landschafts-
pflege, insbesondere die Anlegung von Grünflächen, der 
Schutz des Waldes, die Bewahrung geeigneter Gebiete 
als Erholungslandschaften sowie die Erhaltung von Natur-
denkmalen und Naturschutzgebieten, gebührende Berück-
sichtigung finden. 
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Der 5. Abschnitt des Entwurfes 

enthält die Straf- und Bußgeldvorschriften. Es erscheint 
geboten, einen einheitlichen Strafrahmen für das ganze 
Bundesgebiet aufzustellen, wie dies auch im Bundesjagd-
gesetz und dem Bundeswasserhaushaltsgesetz ....,. beides 
Rahmengesetze - geschehen ist. Länderweise verschie-
dene Strafbestimmungen bei gleichen Tatbeständen könn-
ten bei der Allgemeinheit sicherlich nicht auf Verständnis 
rechnen. 

Der 6. Abschnitt des Entwurfes, § 19 

handelt von den Gebühren und Steuern. 

Der§ 19 des Entwurfes lautet: 

Gebühren und Steuern 

(1) Für Flächen, deren Nutzen und Ertrag aus Gründen 
des Naturschutzes erheblich gemindert ist, ist die Grund-
steuer entsprechend herabzusetzen. 

(2) Alle Verhandlungen und Geschäfte, die zur Durchfüh-
rung des Naturschutzes dienen, sind gebühren- und stem-
pelfrei. 

(3) Werden Grundstücke erworben, um sie nach Bestim-
mung der zuständigen Naturschutzbehörde als Naturdenk-
male oder Naturschutzgebiete Naturschutzzwecken zu wid-
men, so wird die Grunderwerbsteuer, vorbehaltl ich entspre-
chender Anwendung der Bestimmungen des § 4 Abs. 2 
des Grunderwerbsteuergesetzes vom 29. 3. 1940 (BGBI. 1 
S. 585), nicht erhoben. 

Die Abs. 1 u. 2 wiederholen die schon im Reichsnatur-
schutzgesetz enthaltenen Bestimmungen. Abs. 3 entspricht 
einer Regelung, die in Baden im Jahre 1951, in Baden-
Württemberg im Jahre 1959 Gesetz geworden ist. 

Die Schluß- und Übergangsvorschriften des 7. Abschnitts 
können hier übergangen werden. 
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EINLEITUNG 

Raumplanung 
Das Land als Planungseinheit ist Gegenstand der Raum-
ordnungspolitik. Die verschiedenen strukturpolitischen Maß-
nahmen, insbesondere die öffentlich-rechtliche Bereichsbil-
dung sind von entscheidender Bedeutung für die Landes-
pflege. 

Raumordnung und Landesplanung 
Raumordnung ist die koordinierende Vorsorge für eine 
geordnete, den Gegebenheiten der Natur und dem zu-
sammengefaßten öffentlichen Interesse entsprechende 
planmäßige vorausschauende, nach einem Leitbild orien-
tierte Gesamtgestaltung des Landesgebietes oder ein-
zelner Landesteile. 
Gegenstand und Aufgabe der Landesplanung ist die über-
geordnete, überörtliche und zusammenfassende Planung 
für eine den wirtschaftlichen, sozialen, kulturellen und 
landschaftlichen Erfordernissen entsprechende Raum-
ordnung. 

Finanzausgleich 
Die gegenwärtige Verwaltungsgliederung hat zusammen 
mit steuerrechtlichen Auswirkungen eine unterschiedliche 
Leistungskraft in den einzelnen Landesteilen zur Folge, 
der man durch horizontalen und vertikalen Finanzaus-
gleich zu begegnen versucht. 

Gebietsstrukturplanung 
Die gegenwärtige Verwaltungsgliederung kann nur unter 
bestimmten Voraussetzungen abgeändert werden. Die 
Möglichkeiten übergebietlicher Zusammenarbeit sind des-
halb von besonderer Wichtigkeit. 

Siedlungsplanung 
Die Ordnung der städtebaul ichen Entwicklung in Stadt 
und Land bietet zahlreiche Möglichkeiten für Maßnahmen 
der Landespflege. 

Agrar- und Forststrukturplanung 
Die planvolle Änderung der Agrar- und Forststruktur übt 
auf Landschaftshaushalt und Landschaftsbild einen tief-
greifenden Einfluß aus. 

Wirtschaftsplanung 
Die Maßnahmen zur Erhaltung und Steigerung der Wirt-
schaftskraft stehen oft im Widerspruch zu den Zielsetzun-
gen der Landespflege. Gerade hier ist eine enge Zusam-
menarbeit aller Beteiligten im Interesse des Allgemein-
wohls unumgänglich. 

Verkehrsplanung (Planfeststellungsverfahren) 
Änderung und Neuerstellung von Verkehrswegen und 
-anlagen aller Arten setzen ein Planfeststellungsverfahren 
voraus, durch welches alle nach anderen Rechtsvorschrif-
ten notwendigen öffentlich-rechtl ichen Genehmigungen, 
Verleihungen, Erlaubnisse und Zustimmungen ersetzt 
werden. Es ist deshalb von entscheidender Bedeutung, 
daß im Planfeststellungsbeschluß die Erfordern isse der 
Landespflege enthalten sind. 

Verteidigungs-Planung 
Die Erfordernisse der Landesverteidigung führen durch 
öffentlich-rechtliche Bereichsbildung und Ausübung von 
Manöverrechten zu zahlreichen Überschneidungen mit den 
Maßnahmen der Landespflege. 

Landespflege-Planung 
Eine eigene Planung seitens der Landespflege befindet 
sich noch in den Anfängen. Ansatzpunkte bieten die Vor
schriften über eine Pflicht zur Beteiligung der Behörden 
der Landespflege, Vorschriften über Landschaftspläne 
sowie die Möglichkeit, eine systematische Auswahl und 
Sicherung der Schutzobjekte vorzunehmen. 

Wasser 

Dem Schutze des Wassers nach Güte und Beschaffenheit 
dienen die Vorschriften über Reinhaltung des Oberflächen-
wassers und des Grundwassers, über Wasser- und Heil-
quellenschutzgebiete, über Beförderung und Lagerung be-
stimmter Stoffe und Flüssigkeiten, über Erdaufschlüsse 
sowie weitere Spezialgesetze. Des weiteren ist der Umfang 
des Gemeingebrauchs von Bedeutung. 

Boden 

Die Erhaltung der Bodenfruchtbarkeit ist Gegenstand natur-
schutzrechtlicher Vorschriften (Feldgehölze, Hecken, Boden-
decke), der Vorschriften über die Verwendung von land-
wirtschaftlichen Hilfsstoffen sowie der Bestimmungen zum 
Schutze des Mutterbodens. 

Luft 

Die Reinhaltung der Luft liegt im Interesse der Erhaltung 
des natürlichen Wirkungsgefüges, des Landschaftshaushal-
tes (Klima) und hat starke Auswirkungen auf Pflanze, Tier 
und Mensch. 
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Lagerstätten 
Im Interesse einer Erhaltung der natürlichen Hilfsquellen 
ist es erforderlich, die Lagerstätten vor Raubbau zu schüt-
zen und für die Zeit nach dem Abbau eine Rekultivierung 
sicherzustellen. 

Tierwelt 
Der Schutz der wildlebenden Tiere erfolgt durch Erhaltung 
ihrer Lebensstätten (Biotope - Vogelschutzgebiete usf.) und 
durch den allgemeinen Schutz der Tierarten (Naturschutz-
und Jagdrecht). 

Pflanzenwelt 
Der Schutz des natürlichen Bewuchses (im Gegensatz zu 
den Kulturpflanzen) erfolgt durch Standortschutz (Natur-
denkmäler, Naturschutzgebiete, Landschaftsschutzgebiete, 
Landschaftsbestandteile sowie Sondervorschriften) und 
durch allgemeinen Schutz. 

Lebensumwelt des Menschen 
Landespflege ist die naturgemäße Erhaltung, Gestaltung, 
Pflege und Entwicklung des Landes als Lebensgrundlage 
und menschenwürdige Lebensumwelt. 
Rechtsgrundlagen für die Durchsetzung der Ziele der Lan-
despflege sind neben der Naturschutzgesetzgebung im 
engeren Sinne die Vorschriften über die Erhaltung der 
kulturellen Werte der Landschaft. 

Naturschutzgesetze 
Als Landesrecht gelten folgende reichsrechtliche Vor-
schriften fort, die in den einzelnen Bundesländern z. T. 
weitgehend geändert und ergänzt worden sind: Reichs-
naturschutzgesetz v. 26. Juni 1935 (RGBI. 1 S. 821) -
RNG -, zul. geänd. d. G. v. 20. Jan. 1938 (RGBI. 1 S. 36); 
Durchführungsverordnung zum RNG v. 31. Okt. 1935 
(RGBI. 1 S. 1275) - DVO/RNG -, zul. geänd. d. VO v. 
6. Aug. 1943 (RGBI. 1 S. 481) ; Naturschutzverordnung v. 
18. März 1936 (RGBI. 1 S. 181) - NSchVO -, zul. geänd. 
d. VO v. 16. März 1940 (RGBI. 1 S. 567). 

BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 

RAUMORDNUNG UND LANDESPLANUNG 

Verfassungsgrundsätze 

Art. 1 Abs. 1 Grundgesetz - GG - v. 23. Mai 1949 
(BGBI S. 1) 

Gesetzgebung 
Art. 75 Nr. 4 GG; Raumordnungsgesetz v. 8. April 1965 
(BGBI 1 S. 306 - ROG -

FINANZAUSGLEICH 

Gesetzgebung 

Art. 105 - 115 GG; Art. 134 ff. GG; Länderfinanzaus-
gleichsgesetz 1965 v. 7. Okt. 1965 (BGBI 1 S. 1569), 
geänd. 15. März 1967 (BGBI 1 S. 281) 

GEBIETSSTRUKTURPLANUNG 

Bestandsgarantien, Selbstverwaltungsgrundsätze, 
Grenzänderungen 

Art. 28, 29 GG; Gesetz über das Verfahren bei Änderungen 
des Gebietsstandes der Länder nach Art. 29 Abs. 7 GG 
v. 16. März 1965 (BGBI 1 S. 65) 

Zweckverbände 

Sonderverbände 
§ 4 BBauG 

SIEDLUNGSPLANUNG 

Bauleitplanung, Gesetzgebung 

Art. 74 Nr. 18, Art. 75 Nr. 4 GG; Reichssiedlungsgesetz 
- RSG - v. 11 . Aug. 1919 (RGBI 1 S. 1429); §§ 26-34, 
§§ 35-68 Bundesvertriebenengesetz - BVFG - i. d. F. 
v. 25. Okt. 1961 mit Änd. (BGBI 1 S. 1883); Bundesbau-
gesetz - BBauG - v. 23. Juni 1960 (BGBI 1 S. 341); 
BaunutzungsVO v. 26. Juni 1962 (BGBI 1 S.4 29) ; Plan-
zeichenVO v. 19. Jan. 1965 (BGBI 1 S. 21) 
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Bauaufsicht 
DampfkesselVO v. 8. Sept. 1965 (BGBI 1 S. 1300); Schutz-
baugesetz v. 9. Sept. 1965 (BGBI 1 S. 1232) 

Wohnungsbau 
§ 41 Abs. 1 Zweites Wohnungsbaugesetz - II WobauG -
i. d. F. v. 1. Sept. 1965 (BGBI 1 S. 1617) 

AGRAR- UND FORSTSTRUKTUR-PLANUNG 

Förderungsprogramme, Allgemeine Strukturmaßnahmen 
Art. 74 Nr. 17, 18, 20 GG 
§ 2 Abs. 1 ROG; VO zur Sicherung der Landbewirtschaf-
tung v. 23. März 1937 (RGBI 1 S. 422) mit DVO v. 22. April 
1937 (RGBI 1 S. 535); Höfeordnung v. 24. April 1947 i. d. F. 
v. 24. Aug. 1964 (BGBI 1 S. 693) ; Landwirtschaftsgesetz v. 
5. Sept. 1955 (BGBI 1 S. 565); Gesetz zur Förderung der 
landwirtschaftl. Siedlung v. 15. Mai 1963 (BGBI 1 S. 224), 
zul . geänd. 23. Dez. 1966 (BGBI 1 S. 697); Vertrag zur 
Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft -
EWG-Vertrag - v. 25. März 1957 (BGBI II S. 766) Teil II 
Titel II; Mühlengesetz i. d. F. v. 1. Sept. 1965 (BGBI 1 
S. 1057) ; EWG-Anpassungsgesetz v. 9. Sept. 1965 (BGBI 1 
S. 1201), zul. geänd. 23. Dez. 1966 (BGBI 1 S. 697); Agrar-
strukturerhebungsgesetz v. 23. Dez. 1966 (BGBI 1 S. 682); 
Gesetz über betriebs- und marktwirtschaftliche Meldungen 
in der Landwirtschaft v. 23. Dez. 1966 (BGBI 1 S. 683) 

Flurbereinigung 
Flurbereinigungsgesetz - FlurbG - v. 14. Juli 1953 
(BGBI 1 S. 591) 

Grundstücksverkehr 
Grundstückverkehrsgesetz - GrdstVG - v. 28. Juli 1961 
(BGBI 1 S. 1091) 

WIRTSCHAFTSPLANUNG 

Allgemeine Strukturmaßnahmen und Förderungsprogramme 
Art. 74 Nr. 11 und 11 a GG 
§ 2 Abs. 1 ROG ; Gesetz zur Bildung eines Sachverständi-
genrates zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung v. 14. Aug. 1963 (BGBI 1 S. 685); ERP-Wirt-
schaftsplangesetz 1966 v. 11. Aug. 1966 (BGBI II S. 665) ; 



übereinkommen über die Organisation für Wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) v. 4. Dez. 1960 
(BGBI 1961 II S. 1151); Vertrag über die Gründung der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl - Schu-
man-Plan - v. 18. April 1951 (BGBI 1952 II 447 mit Änd. 
BGBI 1960 II S. 1573); EWG-Vertrag; Vertrag zur Grün-
dung der Europäischen Atomgemeinschaft (EURATOM) 
v. 25. März 1957 (BGBI 1957 II S. 1014); ERP-Wirtschafts-
plangesetz 1966 

Energiewirtschaft 
Energiewirtschaftsgesetz v. 13. Dez. 1935 (RGBI 1 S. 1451) 
mit Änd. v. 28. April 1961 (BGBI 1 S. 481) ; Gesetz über die 
Anzeige der Kapazitäten von Erdöl-Raffinerien und von 
Erdöl-Rohrleitungen v. 9. Juni 1965 (BGBI 1 S. 473) mit 
AnzeigepflichtVO v. 28. Juli 1965 (BGBI 1 S. 644); Atom-
gesetz v. 23. Dez. 1959 (BGBI 1 S. 814) mit Änd. v. 23. April 
1963 (BGBI 1 S. 201); Atomanlagen-VO v. 20. Mai 1960 
(BGBI 1 S. 310); geänd. 25. April 1963 (BGBI 1 S. 208) ; 
§§ 19-19 f. WHG 

Lagerstättenabbau 
Art. 74 Nr. 11 GG 
Gesetz zur Förderung der Rationalisierung im Steinkohlen-
bergbau v. 29. Juli 1963 (BGBI 1 S. 549) mit Änd. v. 24. Aug. 
1965 (BGBI 1 S. 911); Lagerstättengesetz v. 4. Dez. 1934 
(RGBI 1S.1223); Gesetz über den Abbau von Raseneisen-
erz v. 22. Juni 1937 (RGBI 1 S. 650); VO über die Auf-
suchung und Gewinnung mineralischer Bodenschätze v. 
31. Dez. 1942 (RGBI 1943 1 S. 17); Genfer Konvention über 
den Festlandsockel v. 29. April 1958 mit Proklamation v. 
28. Jan. 1964 (BAnz Nr. 10 S. 3); Gesetz zur vorläufigen 
Regelung der Rechte am Festlandsockel v. 24. Juli 1964 
BGBI 1 S. 497) ; Vertrag zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und dem Königreich der Niederlande über 
die seitliche Abgrenzung des Festlandsockels in Küsten-
nähe v. 1. Dez. 1964 (BGB! 1965 II S. 1141) 

Wasserwirtschaftliche Rahmenplanung 
§ 36 WHG ; ERP-Wirtschaftsplangesetz 1966; Trinkwasser-
AufbereitungsVO v. 19. Dez. 1959 (BGBI 1 S. 762); Wasser-
verbandG v. 10. Febr. 1937 (RGBI 1 S. 188); Erste Wasser-
verbandVO - WVVO - v. 3. Sept. 1937 (RGBI 1937 1 S. 933) 
mit Änd. 

Fremdenverkehr 

VERKEHRSPLANUNG 
(PLANFESTSTELLUNGSVERFAHREN) 

Kreuzung von Eisenbahnen und Straßen 
Eisenbahnkreuzungsgesetz v. 14. Aug. 1963 (BGBI 1S.681); 
Erste EisenbahnkreuzungsVO v. 2. Sept. 1964 (BGBI 1 
s. 711) 

Luftverkehr 
Art. 87 d GG 
Luftverkehrsgesetz i. d. F. v. 22. Okt. 1965 (BGBI 1S.1729); 
Luftverkehrsordnung v. 10. Aug. 1963 (BGBI 1 S. 652); 
LuftVerkZulO v. 19. Juni 1964 (BGBI 1 S. 370) 

Wasserstraßen 
Art. 74 Nr. 21 , Art. 87, 89 GG 
Gesetz über Aufgaben des Bundes auf dem Gebiet der 
Binnenschiffahrt v. 15. Febr. 1956 (BGBI II S. 317) mit 
Änd. v. 21. Juni 1965 (BGBI II S. 873); Gesetz zu dem über-
einkommen v. 20. Nov. 1963 zur Revision der am 17. Okt. 
1868 in Mannheim unterzeichneten Revidierten Rhein-
schiffahrtsakte v. 6. Juli 1966 (BGBI II S. 560) 

Nachrichtenwesen 
Art. 73 Nr. 7, Art. 87 GG 

§§ 7 ff. Telegraphenwege-Gesetz v. 18. Dez. 1899 (RGBI 
s. 705) 

VERTEIDIGUNGS-PLANUNG 

Gesetzgebung 

Art. 73 Nr. 1, Art. 87 a, 87 b GG 
Bundesleistungsgesetz i. d. F. v. 27. Sept. 1961 (BGBI 1 
S. 1770); VO über Anforderungsbehörden und Bedarfs-
träger nach dem BLG V. 1. Okt. 1961 (BGBI 1 s. 1768); 
Landbeschaffungsgesetz - LBG - v. 23. Febr. 1957 (BGBI 1 
S. 134), zul. geänd. 29. Nov. 1966 (BGBI 1 S. 653); Schutz-
bereichgesetz - SchutzberG - v. 7. Dez. 1956 (BGBI 1 
S. 899) ; Gesetz zu dem Abkommen zwischen den Parteien 
des Nordatlantikvertrages vom 19. Juni 1951 über die 
Rechtsstellung ihrer Truppen und zu den Zusatzverein-
barungen vom 3. August 1959 zu diesem Abkommen (Ge-
setz zum NATO-Truppenstatut und zu den Zusatzverein-
barungen) v. 18. Aug. 1961 (BGBI II S. 1183, berichtigt 
BGBI 1962 II S. 121) mit Sek. zu Art. 19 Abs. 1 des Zusatz-
abkommens v. 14. Aug. 1964 (BGB! II S. 1231); Wirtschafts-
sicherstellungsgesetz v. 24. Aug. 1965 (BGBI 1 S. 920); 
Verkehrssicherstellungsgesetz v. 24. Aug. 1965 (BGBI 1 
S. 927); Ernährungssicherstellungsgesetz v. 24. Aug. 1965 
(BGB! 1 S. 938); Gesetz über Mindestvorräte an Erdöl-
erzeugnissen v. 9. Sept. 1965 (BGBI 1 S. 1217) ; Wasser-
sicherstellungsgesetz v. 24. Aug. 1965 (BGBI 1 S. 1225); 
Schutzbaugesetz v. 9. Sept. 1965 (BGBI 1 S. 1232) 

Eisenbahn und sonstiger Schienenverkehr, Seilbahnen LANDESPFLEGE-PLANUNG 
Art. 73 Nr. 6, 74 Nr. 23, 87 GG 
§ 36 Bundesbahngesetz v. 13. Dez. 1951 mit Änd. (BGBI 1 Plicht zur Beteiligung der Behörden der Landespflege 
S. 955); Eisenbahn-Bau und Betriebsordnung (EBO) v. 
8. Mai 1967 (BGBI II S. 1563) 

Straßenbahnen u. ä. 
Art. 74 Nr. 23 GG 

Autobahnen und Straßen 
Art. 74 Nr. 22, Art. 90 GG 
EWG-Vertrag Teil IV Titel IV; Gesetz über eine Unter-
suchung von Maßnahmen zur Verbesserung der Verkehrs-
verhältnisse der Gemeinden v. 1. Aug. 1961 (BGB! 1 S. 1109); 
§§ 16 ff. Bundesfernstraßengesetz (FStrG) i. d. F. v. 6. Aug. 
1961 (BGBI 1 S. 1741) mit Änd. v. 14. Aug. 1963 (BGB! 1 
S. 681) ; Straßenbaufinanzierungsgesetz v. 28. März 1960 
i. d. F. V. 20. Dez. 1963 (BGBI 1 s. 995) und V. 23. Dez. 1966 
(BGBI 1 S. 697) 

Landschaftspläne 

Wasser 

Wassergesetze 
Art. 75 Nr. 4 GG 
Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaus-
haltsgesetz - WHG - v. 27. Juli 1957 (BGB! 1 S. 1110), 
zul. geänd. 6. Aug. 1964 (BGBI 1 S. 611); Wassersicherstel-
lungsgesetz vom 24. Aug. 1965; § 12 Abs. 1 S. 1 Bundes-
seuchengesetz v. 18. Juli 1961 (BGBI 1 S. 1012) 
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Reinhaltung des Oberflächenwassers 
§ 26, § 27 WHG; Sek. über die Errichtung einer lnt. Kom-
mission zum Schutz der Mosel gegen Verunreinigung v. 
10. Aug. 1962 (BGBI II S. 1102); Sek. über die Errichtung 
einer Internationalen Kommission zum Schutz der Saar 
gegen Verunreinigung v. 10. Aug. 1962 (BGBI II S. 1106); 
Vereinbarung über die Internationale Kommission zum 
Schutze des Rheins gegen Verunreinigung v. 23. April 
1963 (BGBI II S. 1433); § 87 MoselschiffahrtspolizeiVO v. 
1. Juni 1964 (BGBI II S. 586) ; Bekanntmachung der Ver-
einbarung über die Internationale Kommission zum Schutze 
des Rheins gegen Verunreinigung v. 6. Sept. 1965 (BGBI II 
S. 1432); Gesetz über das Internationale übereinkommen 
zur Verhütung der Verschmutzung der See durch Öl, 1954 
v. 21. März 1956 (BGB! II S. 379, geändert BGBI 1961 II 
S. 6595) - lnt. Ölpestkonvention 1954 -

Reinhaltung des Grundwassers 
§34WHG 

Erdaufschlüsse 
§35WHG 

Wasser- und Heilquellenschutzgebfete 

§ 19WHG 

Gemeingebrauch 
§§ 23 ff. WHG ; VO über das Vermieten von Sport- und 
Vergnügungsfahrzeugen sowie deren Benutzung auf Bun-
deswasserstraßen v. 12. Dez. 1965 (BGBI II S. 1624); 
§ 60 MoselschiffahrtsPolVO v. 1. Juni 1964 (BGBI II S. 586) 

Lagerung und Beförderung bestimmter Stoffe 
und Flüssigkeiten 

§§ 19 a ff. WHG; § 26 Abs. 2 WHG; § 3 Abs. 1 Nr. 2 Gesetz 
über die Aufgaben des Bundes auf dem Gebiet der Binnen-
schiffahrt; Binnenschiffahrtsordnung 1966 v. 27. Okt. 1966; 
(BGBI 11 S. 1333) ; Verordnung über brennbare Flüssig-
keiten (VbF) v. 18 Febr.1960 (BGBI 1 S. 83) i. d. F. der 
VO v. 10. Sept. (BGBI 1 S. 717); Technische Verordnung 
über brennbare Flüssigkeiten - TVbF - v. 10. Sept. 1964 
(BGBI 1 S. 717); Verordnung über die Untersuchung der 
Rheinschiffe und -flöße und über die Beförderung brenn-
barer Flüssigkeiten auf Bundeswasserstraßen v. 30. April 
1950 (BGBI S. 371), zul. geändert durch VO v. 8. Dez. 1964 
(BGBI II S. 1506); VO über die Form und Führung der 
Öltagebücher v. 22. Mai 1959 (BGBI II S. 560); VO über die 
Beförderung ätzender und giftiger Stoffe auf dem Rhein 
v. 7. Aug. 1962 (BGBI II S. 1095), zul. geänd. durch VO v. 
28. Aug. 1965 (BGB! II S. 901) ; VO über die Beförderung 
bestimmter feuergefährlicher Gegenstände auf dem Rhein 
v. 7. Aug. 1962 (BGBI II S. 1091); lnt. übereinkommen zur 
Verhütung der Verschmutzung der See durch Öl, 1954; VO 
über gefährliche Seefrachtgüter v. 4. Jan. 1960 (BGBI II 
S. 9), zul. geänd. 1. Aug. 1964 (BGBI II S. 1037) ; Gesetz 
zum Schiffsicherheitsvertrag vom 17. Juni 1960 v. 6. Mai 
1965 (BGBI II S. 465) I 710 / ) ; Vierundsiebzigste Verord-
nung zur Eisenbahn-Verkehrsordnung v. 6. März 1967 
(BGBI II S. 941) - Vorschriften über die Beförderung ge-
fährlicher Güter mit der Eisenbahn -; Internationale Ord-
nung für die Beförderung gefährlicher Güter mit der Eisen-
bahn (RIO) v. 1. April 1967 (Anlageband zum BGBI II 
Nr. 13); § 11 FährenVO v. 8. März 1967 (BGBI II S. 1141) 

Detergentien 
Gesetz über Detergentien in Wasch- und Reinigungsmit-
teln - DetergentienG - v. 5. Sept. 1961 (BGBI 1 S. 1653); 
VO über die Abbaubarkeit von Detergentien v. 1. Dez. 1962 
(BGBI 1 S. 698) 

Boden 

Erhaltung von Feldgehölzen und Hecken (Erosionsschutz) 
§ 10 Bundesfernstraßengesetz (FStrG) 

44 

Schutz des Bodens (allgemein) 
Art. 74 Nr. 17 GG 
§ 3 Abs. 1 Nr. 2 Düngemittelgesetz v. 14. Aug. 1962 (BGBI 1 
S. 558) ; DüngemittelVO v. 21. Nov. 1963 (BGBI 1 S. 805) 
zul. geänd. 20. April 1965 (BGBI 1 S. 334); § 5 Landwirt-
schaftsgesetz 

Verwendung landwirtsch. Hilfsstoffe 
DüngemittelG, DüngemittelVO 

Mutterboden 
§ 39 BBauG 

Enteignungsrecht 
Art. 74 Nr. 14, 15 GG 

Luft 

Nachbarrechtl. Immissionsschutz 
Gesetz zur Änderung der Gewerbeordnung und Ergän-
zung des Bürgerlichen Gesetzbuchs v. 22. Dez. 1959 (BGBI 
1 S. 781); VO über genehmigungsbedürftige Anlagen nach 
§ 16 GewO v. 4. Aug. 1960 (BGBI 1 S. 690) ; § 47 Straßen-
verkehrs-Zulassungs-Ordnung - StVZO - i. d. F. v. 6. Dez. 
1960 (BGBI 1 S. 898); § 88 MoselschiffahrtspolizeiVO v. 
1. Juni 1964 (BGBI II S. 586); Gesetz über Vorsorgemaß-
nahmen zur Lustreinhaltung v. 17. Mai 1965 (BGBI 1 S. 413) 

Schutz vor Radioaktivität 
Atomgesetz, AtomanlagenVO; Erste StrahlenschutzVO 
i. d. F. V. 15. Okt. 1965 (BGBI 1 s. 1654); zweite Strahlen-
schutzVO v. 18. Jul i 1964 (BGB! 1 S. 500), geändert 12. Aug. 
1965 (BGBI 1 S. 759); § 1 Nr. 12 Gesetz über die Aufgaben 
des Bundes auf dem Gebiet der Seeschiffahrt v. 24. Mai 
1965 (BGBI II S. 833) 

Förderungsmaßnahmen 
§ 51 Abs. 2 Buchstabe o) EinkommensteuerG (EStG) i.d.F. 
v. 10. Dez. 1965 (BGBI 1 S. 1901); § 82 EStDV i. d. F. v. 
15. April 1966 (BGBI 1 S. 245) ; ERP-Wirtschaftsplangesetz 
1966 (Kap. 2 Tit . 14) v. 11. Aug. 1966 (BGBI II S. 665) 

LagerstäUen 

Schutz vor Raubbau 
Gesetz zur Erschließung von Bodenschätzen v. 1. Dez. 
1936 (RGBI 1 S. 999) 

Rekultivierung 
§ 2 Abs. 3 Gesetz über die Aufsuchung und Gewinnung 
mineralischer Bodenschätze v. 31. Dez. 1942 (RGBI 1943 1 
S.17) 

Tierwelt 

Artenschutz (Naturschutzrecht) 
Übereinkunft zum Schutze der für die Landwirtschaft nütz-
lichen Vögel v. 19. März 1902 (RGBI 1906 S. 89) mit Sek. 
v. 16. Juni 1953 (BGBI II S. 150); lnt. Ölpestkonvention 1954 

Artenschutz (Jagdrecht) 
Art. 75 Nr. 3 GG 
Bundesjagdgesetz i. d. F. v. 30. März 1961 (BGBI 1 S. 304); 
VO über die Jagd- und Schonzeiten v. 7. April 1961 (BGBI 1 
s. 411) 



Schutz gegen Pestizide 
Art. 74 Nr. 19, 20 GG 
übereinkommen zur Errichtung der Pflanzenschutzorga-
nisation für Europa und den Mittelmeerraum (EPPO) v. 
18. April 1951 i. d. F. der Bek. v. 11. Mai 1956 (BGBI II 
S. 581) mit Änd. v. 4. Okt. 1962 (BGBI II S. 1479); § 2 
Abs. 1 Nr. 17 Gesetz zum Schutze der Kulturpflanzen 
i. d. F. vom 26. Aug. 1949 (WiGBI S. 308) 

Pflanzenwelt 

Standortschutz (außerhalb des RNG) 
§§ 10, 11 Bundesfernstraßengesetz (FStrG); §§ 4, 84 Bin-
nenschiffahrtsordnung 1966; § 84 a Moselschiffahrtspolizei-
VO 

Allgemeiner (Schutz außerhalb der Vorschriften des RNG) 
§ 2 Abs. 1 Nr. 7 ROG 

Aufforstung 
§ 11 Abs. 1 FStrG 

Einschränkungen des Schutzes 

§ 4 Telegraphenwege-Gesetz; § 11 Abs. 2 FStrG; § 15 
LuftVG; § 30 Abs. 2 WHG; § 68 BLG 

Förderungsmaßnahmen 
§§ 4, 26 a Nr. 4 Grundsteuergesetz v. 10. Aug. 1951 (BGBI 1 
S. 519), zul. geänd. 24. März 1965 (BGBI 1 S. 155); Bewer-
tungsgesetz i. d. F. v. 10. Dez. 1965 (BGBI 1 S. 1861) 

Lebensumwelt des Menschen 

Verfassungsgrundsätze 
Art. 75 Nr. 3 GG 

Naturschutzgesetze 
Das RNG gilt als Landesrecht fort (Entsch. des BVerfG v. 
14. Okt. 1958 - 2 BvO 2/57 - BGBI 1959 1 S. 23) ; VO zur 
Überführung weiterer Einrichtungen der Verwaltung des 
vereinigten Wirtschaftsgebietes v. 3. Jan. 1953 (BGBI 1 S. 8) 

Beseitigung von Müll, Abraum und dergl. 

Kleingärten 

Schutz des Landschaftsbildes gegen Außenwerbung 
§ 9 Abs. 6 FStrG; § 42 Straßenverkehrsordnung - StVO -
i. d. F. v. 23. März 1956 (BGBI 1 S. 271) mit Änd.; Anlage 1 
zu § 14 Abs. 1 Luftverkehrs-Zulassungs-Ordnung 

Allgemeiner Schutz des Straßen-, Orts-
und Landschaftsblides 

Schutz von Baudenkmälern 
§ 304 Strafgesetzbuch (StGB) v. 15. Mai 1871 (RGBI S. 127) 
mit Änd.; §§ 90, 115 Bewertungsgesetz, § 48 Abs. 3 Nr. 4 
EStG, § 26 a Nr. 4 GrStG; § 18 Abs. 1 Nr. 2-4, § 22 
Abs. 7 ErbschaftssteuerG; Gesetz zu der Konvention vom 
14. Mai 1954 zum Schutz von Kulturgut bei bewaffneten 
Konflikten v. 11. April 1967 (BGBI II S. 1233) 

Schutz von vor- und frühgeschichtlichen Denkmälern 

Bodenfunde 
Art. 74 Nr. 5 GG; Gesetz zum Schutz deutschen Kultur-
gutes gegen Abwanderung v. 6. Aug. 1955 (BGBI 1 S. 501) 

Zelten, Camping, Wohnwagen 

Naturgenuß, Wanderwege, Zutritt zu Wald, Bergweiden 
und Gewässern 

Schutz gegen Lärm 
§ 360 Nr. 11 StGB; § 6 Abs. 1 Nr. 3 Straßenverkehrsgesetz 
(StVG) v. 19. Dez. 1952 (BGBI 1 S. 837) mit Änd.; §§ 4 a, 
5, 12, 21 StVO;§§ 49, 55 StVZO; §§ 39, 40, 47, 48, 52 Luft-
VZO ; § 25 MoselschiffahrtspolizeiVO; Gesetz zum Schutz 
gegen Baulärm v. 9. Sept. 1965 (BGBI 1 S. 1214); § 51 
Abs. 2 Buchstabe v) EStG ; § 82 e EStDV 

1 BADEN-WÜRTTEMBERG 

RAUMORDNUNG UND LANDESPLANUNG 

Verfassungsgrundsätze 

Gesetzgebung 
LandesplanungsG v. 19. Dez. 1962 (GBI BaWü 1963 S. 1) 

FINANZAUSGLEICH 

Gesetzgebung 
Gesetz über den Finanzausgleich i. d. F. v. 8. März 1965 
(GBI BaWü S. 49) GewerbesteuerausgleichsG i. d. F. v. 
8. März 1965 (GBI BaWü S. 45) 

GEBIETSSTRUKTURPLANUNG 

Bestandsgarantien, Setbstverwaltungsgrundsätze, 
Grenzänderungen 

Art. 71,74 Verfassung des Landes Baden-Württemberg v. 
11. Nov. 1953 (GBI BaWü S. 173), §§ 7-11 Landesver-

waltungsgesetz v. 7. Nov. 1955 (GBI S. 225), § 7 Land-
kreisordnung v. 10. Okt. 1955 (GBI BaWü S. 207), § 8 
Gemeindeverordnung v. 25. Juli 1955 (GBI BaWü S. 129) 

Zweckverbände 
Zweckverbandsgesetz v. 24. Juli 1963 (GBI BaWü S. 114); 
G. v. 9. Dez. 1965 (GBI BaWü S. 302) 

Sonderverbände 

SIEDLUNGSPLANUNG 

Bauleitplanung, Gesetzgebung 
1. DVO/BBaU v. 9. Nov. 1900 (GBI S. 178), 2. DVO/ BBauG 
v. 27. Juni 1961 (GBI BaWü S. 208), VO v. 30. Juni 1961 
(GBI BaWü S. 212) 

Bauaufsicht 
Landesbauordnung v. 6. April 1964 (GBI S. 151 ), AVO/ LBO 
v. 23. Nov. 1965 (GBI S. 305), BauVorlVO v. 21. Dez. 1964 
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(GBI S. 451), BauPrüfVO v. 13. Jan. 1965 (GBI S. 6) , Prüf- VERTEIDIGUNGS-PLANUNG 
zeichenVO v. 13. Jan. 1965 (GBI S. 9), Güteüberwachungs-
VO v. 13. Jan. 1965 (GBI S. 10), GaragenVO v. 24. Febr. Gesetzgebung 
1965 (GBI BaWü S. 35) 

Wohnungsbau 
vo V. 31. März 1954 (GBI BaWü s. 52) 

AGRAR- UND FORSTSTRUKTUR-PLANUNG 

Förderungsprogramme, Allgemeine Strukturmaßnahmen 
LandesanpassungsG für die Landwirtschaft v. 2. Aug. 
1966 (GBI S. 144) 

Flurbereinigung 

Grundstücksverkehr 

WIRTSCHAFTSPLANUNG 

Allgemeine Strukturmaßnahmen und Förderungsprogramme 

Energiewirtschaft 

Lagerstättenabbau 
Bad. BergG v. 17. April 1925 (Bad. GVBI S. 103), Württ. 
BergG v. 7. Okt. 1874 (RegBI S. 265), Preuß. ABG v. 
24. Juni 1865 (GS S. 705) - sämtl. geänd. d. G. v. 
27. Sept. 1965 (GBI BaWü S. 251) 

Wasserwirtschaftliche Rahmenplanung 
§ 64 WasserG 

Fremdenverkehr 

VERKEHRSPLANUNG 
(PLANFESTSTELLUNGSVERFAHREN) 

Eisenbahn und sonstiger Schienenverkehr, Seilbahnen 

Straßenbahnen u. ä. 

Autobahnen und Straßen 
§§ 37 ff. Straßengesetz für Baden-Württemberg v. 20. März 
1964 (GBI S. 127) 

Kreuzung von Eisenbahnen und Straßen 
§§ 33 ff. Straßengesetz 

Luftverkehr 
VO v. 5. Juli 1966 (GBI S. 131) 

Wasserstraßen 

Nachrichtenwesen 
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LANDESPFLEGE-PLANUNG 

Plicht zur Beteiligung der Behörden der Landespflege 
§ 20 RNG - § 8 DVO/RNG i. d. F. vom 17. Okt. 1962 (GBI 
S. 203) und vom 25. Mai 1963 (GBI S. 79) 

Landschaftspläne 

Wasser 

Wassergesetze 
Wassergesetz für Baden-Württemberg v. 25. Febr. 1960 
(GBI S. 17) 

Reinhaltung des Oberflächenwassers 
§§ 14. 28 WasserG 
Obereink. Schutz des Bodensees - Sek. v. 20. Dez. 1961 
(GBI 1962 S. 1); PolVO v. 16. Aug. 1963 (GBI S. 128) 

Reinhaltung des Grundwassers 
§ 36 WasserG 

Erdaufschlüsse 
§ 37 WasserG 

Wasser- und Heilquellenschutzgebiete 
§ 24, §§ 38 ff. WasserG 

Gemelngebrauch 
§ 26 WasserG 

Lagerung und Beförderung bestimmter Stoffe 
und Flüssigkeiten 

§ 25 WasserG ; § 18 AVO/ LBO ; VO v. 30. Juni 1966 (GBI 
S. 134), VO v. 30. Mai 1965 (GBI S. 96) 

Detergentien 
ZuständigkeitsVO v. 16. Dez. 1966 (GBI BaWü 1967 S. 1) 

Boden 

Erhaltung von Feldgehölzen und Hecken (Erosionsschutz) 
§ 6 NSchErgG v. 8. Juni 1959 (GBI S. 53) - § 14 NSchVO 
i. d. F. v. 6. Juni 1963 (GBI S. 89) 

Schutz des Bodens (allgemein) 

Verwendung landwirtsch. Hilfsstoffe 

Mutterboden 



Enteignungsrecht 
Württ. ZwangsenteignG v. 20. Dez. 1888 i. d. F. v. 18. Juni 
1933 (RegBI S. 331); Bad. EnteignungsG v. 26. Juni 1899 
(Bad. GVBI S. 359) i. d. F. v. 13. Aug. 1934 (Bad. GVBI 
S. 239), Preuß. EnteignG v. 11 . Juni 1874 (GS S. 221), 
G. v. 26. Juli 1922 (GS s. 211) 

Luft 

Nachbarrechtl. Immissionsschutz 
ZuständigkeitsVO v. 30. 11. 1960 (GBI S. 182), lmmissions-
schutzG v. 4. Febr. 1964 (GBI S. 55), 1. DVO/ lmschG v. 
29. März 1966 (GBI S. 67) 

Schutz vor Radioaktivität 

Förderungsmaßnahmen 

Lagerstätten 

Schutz vor Raubbau 

Rekultivierung 
Bad. SteinbruchVO v. 18. Aug. 1937 (Bad. GVBI S. 259);; 
§ 9 Abs. 2 NSchErgG v. 8. Juni 1959 (GBI S. 53) 

Tierwelt 

Artenschutz (Naturschutzrecht) 
Naturschutzverordnung i. d. F. v. 6. Juni 1963 (GBI S. 89) 

Artenschutz (Jagdrecht) 
LJagdG v. 15. März 1954 (GBI S. 35), VO Jagd- und 
Schonz. v. 13. Juli 1961 (GBI S. 232) sowie VO v. 23. Febr. 
1956 (GBJ S. 76), VO v. 8. Nov. 1957 (GBI S. 141), VO 
v. 28. März 1958 (GBI S. 121) 

Schutz gegen Pestizide 

Pflanzenwelt 

Standortschutz (außerhalb des RNG) 
§ 30 Straßengesetz 

Allgemeiner (Schutz außerhalb der Vorschriften des RNG) 
Gemeindeforstgesetz für die Hohenzollernschen lande 
v. 22. April 1902 (Preuß. GS S. 95); VO z. Bek. von Forst-
schädl. und Baumkrankheiten v. 25. Juni 1965 (GBI 
S. 108), VO über das Rauchen in den Waldungen des 
Stadtkreises Mannheim v. 2. Mai 1966 (GBI S. 100) 

Aufforstung 

§ 28 Abs. 1 G über das Nachbarrecht vom 14. Dez. 1959 
(GBI S. 171) 

Einschränkungen des Schutzes 
§ 31 Abs. 2 Straßengesetz; § 78 Abs. 1 Wassergesetz 

Förderungsmaßnahmen 

Lebensumwelt des Menschen 

Verfassungsgrundsätze 
Art. 86 der Verfassung des Landes Baden-Württ. v. 
11. Nov. 1953 (GBI S. 173) 

Naturschutzgesetze 
Gesetz zur Ergänzung und Änderung des Reichsnatur-
schutzgesetzes v. 8. Juni 1959 (GBI S. 53) - NSchErgG - , 
DVO/ RNG i. d. F. vom 17. Okt. 1962 (GBI S. 203) mit 
Änd. v. 25. Mai 1963 (GBI S. 89), Naturschutzverordnung 
- NSchVO - i. d. F. v. 6. Juni 1963 (GBI BaWü S. 89), 
§ 4 Abs. 1 Nr. 9 Grunderwerbsteuergesetz v. 2. Aug. 1966 
(GBI S. 165) 
§ 16 Abs. 1 Nr. 5 Landesverwaltungsgesetz v. 7. Nov. 1955 
(GBI BaWü S. 225) 

Beseitigung von Müll, Abraum und dergl. 
§§ 8. 9 NSchErgG v. 8. Juni 1959 (GBI S. 53) 

Kleingärten 

Schutz des Landschaftsbildes gegen Außenwerbung 
§ 7 NSchErgG v. 8. Juni 1959 (GBI S. 53), § 9 DVO/ RNG 
i. d. F. v. 17. Okt. 1962 (GBI S. 203) mit Änd. v. 25. Mai 
1963 (GBI S. 79) 

Allgemeiner Schutz des Straßen-, Orts-
und Landschaftsbildes 

§ 16 Abs. 2 Landesbauordnung ; § 34 und §§ 48 ff. Bad. 
Denkmalschutzgesetz 
§ 118 Abs. 1 Nr. 2 LBO i. V. m. Art. 97 Württ. Bauordnung 
v. 28. Juli 1910 (RegBI S. 333) 

Schutz von Baudenkmälern 
Badisches Denkmalschutzgesetz v. 12. Juli 1949 (Bad. 
GVBI S. 303) 
§ 118 Abs. 1 Nr. 2 LBO i. V. m. Art. 97 Württ. Bauordnung 
v. 28. Juli 1910 (RegBI S. 333) 
§ 80 Abs. 5 Gemeindeordnung 

Schutz von vor- und frühgeschichtlichen Denkmälern 
§§ 38 ff. Bad. Denkmalschutzgesetz; 
§ 1 VO v. 27. Juli 1914, Ausgrabungen und Funde be-
t reffend (Bad. GVBI S. 290) 

Bodenfunde 
§§ 38 ff. Bad. Denkmalschutzgesetz 
§ 3 VO v. 27. Jul i 1914, Ausgrabungen und Funde be~ 
treffend 

Zelten, Camping, Wohnwagen 

Naturgenuß, Wanderwege, Zutritt zu Wald, 
Bergweiden und Gewässern 

Schutz gegen Lärm 
G über die Sonntage und Feiertage i. d. F. v. 25. Juli 
1962 (GBI S. 175); DVO z. BaulärmG v. 21. Nov. 1965 
(GBI S. 321) 
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BAYERN 

RAUMORDNUNG UND LANDESPLANUNG 

Verfassungsgrundsätze 

Gesetzgebung 
Landesplanungsgesetz i. d. F. v. 21. Sept. 1957 (BayGVBI 
S.323) 

FINANZAUSGLEICH 

Gesetzgebung 
Finanzausgleichsgesetz v. 22. Juni 1966 (BayGVBI S. 237); 
GewStAusglG v. 30. Mai 1961 (BayGVBI S. 147) 

GEBIETSSTRUKTURPLANUNG 

Bestandsgarantien, Selbstverwaltungsgrundsätze, 
Grenzänderungen 

Art. 11, 83 Verfassung des Freistaates Bayern v. 2. Dez. 
1946 (BayGVBI S. 333); Art. 8 Bezirksordnung v. 27. Juli 
1953 (BayBS 1 S. 529), Art. 7-10 Landkreisordnung v. 
16. Febr. 1952 (BayBS 1 S. 515), Art. 10, 11 Gemeinde-
ordnung v. 25. Jan. 1952 (BayBS 1 S. 461) ; NHGV-GBez 
v. 14. Mai 1957 (BayGVBI S. 97) 

Zweckverbände 
Gesetz über kommunale Zusammenarbeit v. 12. Juli 1966 
(BayGVBI S. 218); Bek. betr. den Staatsvertrag zwischen 
dem Land Baden-Württemberg und dem Freistaat Bayern 
über Zweckverbände und öffentlich-rechtliche Vereinba-
rungen v. 17. Dezember 1965 (BayGVBI S. 345) 

Sonderverbände 

SIEDLUNGSPLANUNG 

Bauleitplanung, Gesetzgebung 
VO über die Verwaltung des ländlichen Siedlungswesens 
v. 6. Dez. 1956 (BayBS IV S. 336); Verordnung über Fest-
setzungen im Bebauungsplan v. 22. Juni 1961 (BayGVBI 
s. 161) 

Bauaufsicht 
Bayerische Bauordnung (BayBO) v. 1. Aug. 1962 (BayGVBI 
S.179), BauvorlagenVO v. 1. August 1962 (BayGVBI S. 204), 
GaragenVO v. 1. Aug. 1962 (BayGVBI S. 162), Feuerungs-
anlagenVO v. 26. Sept. 1962 (BayGVBI S. 238), Bautechn. 
PrüfungsVO v. 26. Sept. 1962 (BayGVBI S. 242), Prüf-
zeichenVO v. 2. Okt. 1962 (BayGVBI S. 247), Güteüber-
wachungsVO v. 2. Okt. 1962 (BayGVBI S. 249), VO über 
die Zustimmung zur Genehmigung von Vorhaben in der 
Nähe von Monumentalbauten v. 2. Okt. 1962 (BayGVBI 
s. 249) 

Wohnungsbau 
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AGRAR- UND FORSTSTRUKTUR-PLANUNG 

Förderungsprogramme, Allgemeine Strukturmaßnahmen 
Art. 163 ff. Verfassung des Freistaates Bayern, Almgesetz 
v. 28. April 1932 (BayBS IV S. 359); Seßhattmachungs-
gesetz v. 26. Nov. 1954 (BayBS IV S. 349) 

Flurbereinigung 
AGFlurbG vom 11 . Aug. 1954 (BayBS IV S. 365), Arron-
dierungsgesetz v. 11. Aug. 1954 (BayBS IV S. 388) 

Grundstücksverkehr 
Art. 163 Abs. 4 Verfassung des Freistaates Bayern; 
AGGrdstVG v. 21. Dez. 1961 (BayGVBI S. 259), DVGrdstVG 
v. 21. Dez. 1961 (BayGVBI S. 260), AVGrdstVG v. 21. Dez. 
1961 {BayGVBI S. 260) 

WIRTSCHAFTSPLANUNG 

Allgemeine Strukturmaßnahmen und Förderungsprogramme 
Art. 152 ff. Verfassung des Freistaates Bayern 

Energiewirtschaft 
Gesetz über die Zuständigkeit auf dem Gebiet des Strah-
lenschutzes und der Kernbrennstoffe v. 28. Okt. 1960 
(BayGVBI S. 243) 

Lagerstättenabbau 
Berggesetz i. d. F. v. 10. Jan. 1967 (BayGVBI S. 185), 
Allgemeine BergbauVO v. 2. Nov. 1966 (BayGVBI S. 351), 
Gesetz über die behälterlose unterirdische Speicherung 
von Gas v. 25. Okt. 1966 (BayGVBI S. 335), Gesetz über 
die Torfwirtschaft v. 25. Febr. 1920 (BayBS IV S. 361) 

Wasserwlrtschaftliche Rahmenplanung 
Art. 58 Bayerisches Wassergesetz 

Fremdenverkehr 

VERKEHRSPLANUNG 
(PLANFESTSTELLUNGSVERFAHREN) 

Eisenbahnen und sonstiger Schienenverkehr, Seilbahnen 
Art. 5 ff. Bayerisches Eisenbahn- und Bergbahngesetz -
BayEBG - v. 17. Nov. 1966 {BayGVBI S. 429) 

Straßenbahnen u. ä. 

Autobahnen und Straßen 
Art. 35 ff. Bayer. Straßen- und Wegegesetz - BayStrWG -
v. 11. Juli 1958 (BayGVBI S. 147) 

Kreuzung von Eisenbahnen und Straßen 
VO zum Vollzug des Eisenbahnkreuzungsgesetzes v. 24. 
Juli 1964 (BayGVBI S. 158) 

Luftverkehr 
VO über die Zuständigkeiten im Planfeststellungsver-
fahren nach dem LuftVG v. 22. Dez. 1959 (BayGVBI S. 320) 



Wasserstraßen 
Bek. betr. den Staatsvertrag über den recht!. Status der 
Rhein-Main-Donau-Großschiffahrtsstraße v. 11. Aug. 1966 
(BayGVBI S. 245) 

Nachrichtenwesen 

VERTEIDIGUNGS-PLANUNG 

Gesetzgebung 

LANDESPFLEGE-PLANUNG 

Plicht zur Beteiligung der Behörden der Landespflege 
§ 20 RNG - § 14 DVO/ RNG 

Landschaftspläne 

Wasser 

Wassergesetze 
Bayerisches Wassergesetz (BayWG) v. 26. Juli 1962 
(BayGVBI S. 143) 

Reinhaltung des Oberflächenwassers 
Art. 16 BayWG; Art. 13 und 31 Landesstraf- und Verord-
nungsgesetz - LStVG - i. d. F. v. 3. Jan. 1967 (BayGVBI 
s. 243) 

Reinhaltung des Grundwassers 
Art. 33 Bay WG 

Erdaufschlüsse 
Art. 34 BayWG 

Wasser- und Heilquellenschutzgebiete 
Art. 35, 36 BayWG; Art. 38 ff. BayWG - HeilquellenVO 
v. 10. Juni 1963 (BayGVBI S. 145) 

Gemeingebrauch 
Art. 21 ff. BayWG 

Lagerung und Beförderung bestimmter Stoffe 
und Flüssigkeiten 

Art. 37 BayWG - Lagerverordnung (VLWF) v. 23. Juli 1965 
(BayGVBI S. 202) 

Detergentien 
Gesetz zur Ausführung des DetergentienG v. 25. Juni 1965 
(BayGVBI S. 93) 

Boden 

Erhaltung von Feldgehölzen und Hecken (Erosionsschutz) 
Art. 2 NatEG v. 29. Juni 1962 (BayGVBI S. 95) 

Schutz des Bodens (allgemein) 
Gesetz über die Ausübung und Ablösung des Weide-
rechts auf fremdem Grund und Boden v. 28. Mai 1852 
(BayBS IV S. 354) 

Verwendung landwlrtsch. Hilfsstoffe 

Mutterboden 

Enteignungsrecht 
Gesetz, die Zwangsabtretung von Grundeigentum für 
öff.„Zwecke betr. v. 17. Nov. 1837 (BayBS l s . 203) i. d. F. 
d. AndG v. 6. Dez. 1963 (BayGVBI S. 224) ; VO über Ent-
eignungen auf dem Gebiet des Städtebaues v. 17. Juli 
1931 (BayGVBI S. 181), Gesetz über die Enteignung aus 
Gründen des Gemeinwohls v. 1. Aug. 1933 (BayBS 1 
s. 207) 

Luft 

Nachbarrechtl. Immissionsschutz 
VO über die Zust. zum Vollzug der §§ 16 und 25 GewO 
v. 21. Sept. 1960 (BayGVBI S. 224); Art. 18-18 h LStVG 
i. d. F. v. 3. Jan. 1967 (BayGVBI S. 243) 

Schutz vor Radioaktivität 

Förderungsmaßnahmen 

Lagerstätten 

Schutz vor Raubbau 
Art. 253 Abs. 3 Berggesetz 

Rekultivierung 
Art. 20 Gesetz über Torfwirtschaft v. 25. Febr. 1920 
(BayBS IV S. 361) 

Tierwelt 

Artenschutz (Naturschutzrecht) 
Art. 8 ff. NatEG 

Artenschutz (Jagdrecht) 
Bayer. Jagdgesetz i. d. F. v. 18. Juli 1962 (BayGVBI 
S. 131) ; LandesVO zur Ausführung des BayJagdG v. 
13. März 1963 (BayGVBI s. 55) 

Schutz gegen Pestizide 
Art. 15 LStVG 

Pflanzenwelt 

Standortschutz (außerhalb des RNG) 
Art. 28 BayStrWG; Art. 18, 21, 22 Forstgesetz v. 9. Juli 1965 
(BayGVBI S. 113) 

Allgemeiner Schutz (außerhalb der Vorschriften des RNG) 
Forstgesetz v. 9. Juli 1965; Gemeindewaldverordnung v. 
9. Dez. 1965 (BayGVBI S. 369), DVO Förd. d. Nutzholz-
gewinnung v. 4. Febr. 1938 (BayGVBI S. 74), Nutzungs-
rechte-AblösungsVO v. 12. Aug. 1953 (BayBS 1 S. 476), 
Gesetz über die Forstrechte v. 3. April 1958 (BayGVBI 
S. 43), LandesVO zur Bekämpfung der schädlichen In-
sekten in den Wäldern v. 2. Dez. 1965 (BayGVBI S. 365), 
LandesVO über die Verhütung von Bränden v. 21. April 
1961 (BayGVBI S. 136), Art. 6-11 LStVG, Forststrafgesetz 
v. 9. Juli 1965 (BayGVBI S. 117), Verordnung zur- Durch-
führung des Forststrafgesetzes v. 9. Dez. 1965 (BayGVBI 
s. 367) 
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Aufforstung 
Art. 24 Forstgesetz v. 9. Juli 1965; Gesetz über die Auf-
forstung landwirtschaftlicher Grundstücke v. 22. Dez. 1921 
(BayBS IV S. 558) 

Einschränkungen des Schutzes 
Art. 29 Abs. 2 BayStrWG; Art. 20 AGFlurbG 

Förderungsmaßnahmen 

Lebensumwelt des Menschen 

Verfassungsgrundsätze 
Art. 141 Verfassung des Freistaates Bayern 

Naturschutzgesetze 
VO über die Zuständigkeit des Staatsmln. d. Innern auf 
dem Gebiete des Naturschutzes v. 13. Sept. 1948 (BayBS 
1 S. 209), DVO/ RNG i. d. F. der Verordnung v. 10. Sept. 
1959 (BayGVBI S. 233), Naturschutzergänzungsgesetz -
NatEG - v. 29. Juni 1962 (BayGVBI S. 95), § 23 a RNG 
i. d. F. des § 4 des Gesetzes v. 25. Okt. 1966 (BayGVBI 
S. 323), § 21 Abs. 3 RNG und § 15 DVO/RNG i. d. F. des 
§ 5 des Gesetzes v. 25. Okt. 1966 (BayGVBI S. 323), Art. 
48 ff. und Art. 62 a Abs. 6 LStVG i. d. F. v. 3. Jan. 1967 
(BayGVBI S. 243) 

Beseitigung von Müll, Abraum und dergl. 
Art. 15 Nr. 5 Forststrafgesetz v. 9. Juli 1965 (BayGVBI 
S. 117), Art. 13 LStVG 

Kleingärten 

Schutz des Landschaftsbildes gegen Außenwerbung 
Art. 32 und 33 LStVG; VO über die Zusammensetzung 
der Werbebeiräte v. 2. Okt. 1962 (BayGVBI S. 249); Art. 12 

Bayer. Bauordnung sowie Art. 107 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 2 
Nr. 1 Bayer. Bauordnung 

Allgemeiner Schutz des Straßen-, Orts-
und Landschaftsbildes 

Art. 11 Abs. 2 Bayer. Bauordnung, Art. 107 Abs. 1 Nr. 2 
Bayer. Bauordnung 

Schutz von Baudenkmälern 
Art. 83 Nr. 4 a, Art. 84 Nr. 5 a und Nr. 5 i Bayer. Bau-
ordnung 
Gründungsordnung des Landesamtes für Denkmalpflege 
v. 9. Sept. 1908 (BayGVBI S. 759); für die ehern. preuß. 
Landesteile Ansbach und Bayreuth: 1. Teil, 8. Titel, § 33 
Preuß. ALR v. 5. Febr. 1794 
Art. 63 BauGO; Art. 57 BayLKrO; Art. 66 BayBezO; Art. 
31 Abs. 1 Nr. 4 StiftungsG v. 26. Nov. 1954 (BayBs II S. 661) 

Schutz von vor- und frühgeschlchtlichen Denkmälern 
Art. 19 LS!VG 

Bodenfunde 
Art. 19 a LStVG 

Zelten, Camping, Wohnwagen 
Art. 30 LStVG, Art. 15 Nr. 4 Forststrafgesetz 

Naturgenuß, Wanderwege, Zutritt zu Wald, Bergweiden 
und Gewässern 

Art. 141 Abs. 3 Verfassung des Freistaates Bayern, Art. 15 
Nr. 1,2 Forststrafgesetz 

Schutz gegen Lärm 
Gesetz über den Schutz der Sonn- und Feiertage v. 15. 
Dez. 1949 (BayGVBI 1950 S. 41 ), Art. 18 f, 20, 30 Abs. 1, 
35, 40 LStVG; Art. 12 Landeswohnungsordnung v. 8. Febr. 
1937 (BayGVBI S. 33); Gesetz zur Ausf. des BaulärmG 
v. 26. Juli 1966 (BayGVBI S. 241) 

1BERLIN1 

RAUMORDNUNG UND LANDESPLANUNG 

Verfassungsgrundsätze 

Gesetzgebung 
Vgl. Bauleitplanung (Stadtstaat!) 

FINANZAUSGLEICH 

Gesetzgebung 

GEBIETSSTRUKTURPLANUNG 

Bestandsgarantien, Selbstverwaltungsgrundsätze, 

Grenzänderungen 
Art. 4 Verfassung des Landes Berlin; Bezirksverwaltungs-
gesetz v. 23. Jan. 1958 (Berl. GVBI S. 126) zul. geänd. 
30. Juni 1966 (Berl. GVBI S. 970) 

Zweckverbände 
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Sonderverbände 

SIEDLUNGSPLANUNG 

Bauleitplanung, Gesetzgebung 

AusfG zum ReichssiedlungsG v. 15. Dez. 1919 (BS Berlin 
235-1); Ges. zur Ausf. des Bundesbaugesetzes v. 21. Okt. 
1960 (Berl. GVBI S. 1080), Erste VO zur Ausf. des BBauG 
v. 31. Okt. 1960 (Berl. GVBI S. 1094), Erschließungsbei· 
tragsgesetz v. 27. Juni 1962 (Berl. GVBI S. 579); Gesetz 
v. 29. Nov. 1966 (Berl. GVBI S. 1681) 

Bauaufsicht 
Bauordnung für Berlin (BauO Bin) v. 29. Juli 1966 (Berl. 
GVBI S. 1175) 
Verordnung zur Durchführung der Bauordnung für Berlin 
(Baudurchführungsverordnung) v. 14. Dez. 1966 (Berl. GVBI 
S. 1773); BauVorlVO v. 14. Dez. 1966 (Berl. GVBI S. 1781), 
Güteüberwachungsverordnung v. 14. Dez. 1966 (Berl. GVBI 
S. 1784), PrüfzVO v. 14. Dez. 1966 (Berl. GVBI S. 1784), 
BauPrüNO v. 14. Dez. 1966 (Berl. GVBI S. 1787), Garagen-
verordnung v. 16. Dez. 1966 (Berl. GVBI S. 1789) 

Wohnungsbau 



AGRAR· UND FORSTSTRUKTUR-PLANUNG 

Förderungsprogramme, Allgemeine Strukturmaßnahmen 

Flurbereinigung 

Grundstücksverkehr 

WIRTSCHAFTSPLANUNG 

Allgemeine Strukturmaßnahmen und Förderungsprogramme 

Energiewirtschaft 

Lagerstättenabbau 
Allg. BergG v. 24 Juni 1865 (BS Berlin 750-1), Änderungs-
gesetze v. 24. Jnui 1865 und 18. Juni 1907 (BS Berlin 
750-1-1) 

Wasserwirtschaftllche Rahmenplanung 
§ 54 WasserG 
Verordnung über Wasserversorgungsanlagen und Anlagen 
zur Beseitigung von Abwassern (WasseranlagenVO) v. 
14. Febr. 1967 (Berl. GVBI S. 368) 

Fremdenverkehr 

VERKEHRSPLANUNG 
(PLANFESTSTELLUNGSVERFAHREN) 

Eisenbahnen und sonstiger Schienenverkehr, Seilbahnen 
Gesetz über Kleinbahnen und Privatanschlußbahnen v. 
28. Juli 1892 (BS Berlin 930-2) 

Straßenbahnen u. ä. 
VO v. 16. Nov. 1965 (Berl. GVBI S. 1767) 

Autobahnen und Straßen 
Berliner Straßengesetz i. d. F. v. 16. April 1964 (Berl. 
GVBI S. 460) 

Kreuzung von Eisenbahnen und Straßen 

Luftverkehr 

Wasserstraßen 

Nachrichtenwesen 

VERTEIDIGUNGS-PLANUNG 

Gesetzgebung 

LANDESPFLEGE-PLANUNG 

Plicht zur Beteiligung der Behörden der Landespflege 
§ 20 RNG - § 14 DVO/RNG; § 14 Abs. 4 und 5 BauO 
Bin 

Landschaftspläne 

Wasser 

Wassergesetze 
Berliner Wassergesetz (BWG) v. 23. Febr. 1960 (Berl. GVBI 
S. 133), ÄnderungsG v. 27. Jan. 1967 (Berl. GVBI S. 201) 

Reinhaltung des Oberflächenwassers 
Verordnung über die Reinhaltung oberirdischer Gewässer 
(Reinhalteordnung-RhO} v. 5. Okt. 1964 (Berl. GVBI 
s. 1049) 

Reinhaltung des Grundwassers 
§§ 36-38 Berl. Wassergesetz; Erste VO zum Schutze der 
öff. Wasserversorgung Berlins v. 25. Mai 1963 (Berl. GVBI 
s. 564) 

Erdaufschlüsse 
§ 37 Berliner Wassergesetz 

Wasser- und Heilquellenschutzgebiete 
§ 22 Berliner Wassergesetz 

Gemeingebrauch 
§ 25 Berliner Wassergesetz 

Lagerung und Beförderung bestimmter Stoffe 
und Flüssigkeiten 

Technische Verordnung über brennbare Flüssigkeiten 
(TVbF) v. 30. Okt. 1964 (Berl. GVBI S. 1183) 

Detergenlien 
Gesetz zur Übernahme des Ges. über Detergentien ln 
Wasch- und Reinigungsmitteln v. 18. Sept. 1961 (Berl. 
GVBI S. 1347) 

Boden 

Erhaltung von Feldgehölzen und Hecken (Erosionsschutz} 
§ 14 NSchVO i. d. F. der VO v. 14. Mai 1947 (VOBI Groß-
Berlin S. 133) 

Schutz des Bodens (allgemein} 

Verwendung landwirtsch. Hilfsstoffe 

Mutterboden 

Enteignungsrecht 
Berliner Enteignungsgesetz v. 14. Juli 1964 (Berl. GVBI 
s. 737) 

Luft 

Nachbarrecht!. Immissionsschutz 
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Schutz vor Radioaktivität 

Förderungsmaßnahmen 

Lagerstätten 

Schutz vor Raubbau 
§ 196 Abs. 2 Allg. BergG v. 24. Juni 1665 

Rekultivierung 

Tierwelt 

Artenschutz (Naturschutzrecht) 
§§ 2, 11 RNG - §§ 12 ff.,§§ 23 ff. NSchVO 

Artenschutz (Jagdrecht) 
Reichsjagdgesetz v. 3. Juli 1934 (RGBI 1 S. 549) 

Schutz gegen Pestizide 

Pflanzenwelt 

Standortschutz (außerhalb des RNG) 

Allgemeiner Schutz (außerhalb der Vorschriften des RNG) 
VO zur Durchf. des Ges. gegen Waldverwüstung v. 24. 
Febr. 1934 (BS Berlin 790-1); Gesetz betr. den Forstdieb-
stahl v. 15. April 1678 (BS Berlin 452- 2), Feld- und Forst-
polizeigesetz i. d. F. v. 21. Jan. 1926 (BS Berlin 452-3) 

Aufforstung 
§ 72 Abs. 1 Nr. 14 BauO Bin 

Einschränkungen des Schutzes 
§ 64 Abs. 1 Berliner Wassergesetz 

Förderungsmaßnahmen 

Lebensumwelt des Menschen 

Verfassungsgrundsätze 

Naturschutzgesetze 
Viertes Änderungsgesetz zum Reichsnaturschutzgesetz v. 
30. Okt. 1961 (Berl. GVBI S. 1604), VO zum Schutze des 
Baumbestandes in Berlin v. 4. Dez. 1961 (Bert. GVBI 
S. 1694), Gesetz zum Schutze der öff. Grün- und Erho-
lungsanlagen v. 3. Nov. 1962 (Berl. GVBI S. 1226); §§ 2 
Nr. 5 und 9 Nr. 4 DVO-PolZG i. d. F. v. 1. Jan. 1967 (Berl. 
GVBI 1966 S. 1715); Verwaltungsverfahrensgesetz v. 2. Okt. 
1958 (Berl. GVBI S. 951) § 20 mit Anlage Nr. 45; § 14 
NSchVO i. d. F. der VO v. 14. Mai 1947 (VOBI Groß-Berlin 
S. 133); § 1 a des Gesetzes über die Verkündung von Ge-
setzen und Rechtsverordnungen i. d. F. v. 14. Nov. 1966 
(Berl. GVBI S. 1633) 

Beseitigung von Müll, Abraum und dergl. 
Gesetz über die Reinigung öff. Wege v. 1. Juli 1912 (BS 
Berlin 2132-1); Marktordnung v. 11 . Jan. 1965 (Berl. 
GVBI S. 164) 

Kleingärten 
§§ 10, 11, 72 Abs. 1 Nr. 14 Bauo Bin 

Schulz des Landschaftsbildes gegen Außenwerbung 
§§ 15, 82 Bauo Bin 

Allgemeiner Schutz des Straßen-, Orts-
und Landschaftsbildes 

§§ 14 Abs. 2 und 3, § 108 BauO Bin 
Verordnung über geschützte Baubereiche v. 4. Aug. 1964 
(Berl. GVBI S. 825) 

Schutz von Baudenkmälern 
§§ 14 Abs. 4 und 5, § 108 BauO Bin ; § 14 Abs. 6 BauO 
Bin (Verzeichnis der geschützten Baudenkmale) 

Schutz von vor- und frühgeschichtlichen Denkmälern 
Ausgrabungsgesetz v. 26. März 1914 (BS Berlin 221-1) 

Bodenfunde 
Ausgrabungsgesetz v. 26. März 1914 (BS Berlin 221 - 1) 

Zelten, Camping, Wohnwagen 

Naturgenuß, Wanderwege, Zutritt zu Wald, Bergweiden 
und Gewässern 

Schutz gegen Lärm 
VO zur Bekämpfung des Lärms v. 2. Sept. 1966 (Bert. 
GVBI S. 1369) 

BREMEN 

RAUMORDNUNG UND LANDESPLANUNG 

Verfassungsgrundsätze 

Art. 45 Landesverfassung der Freien Hansestadt Bremen 
v. 21. Okt. 1947 (SaBremR 100-a-1) 

Gesetzgebung 

Vgl. Bauleitplanung (Stadtstaat!) 
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FINANZAUSGLEICH 
Gesetzgebung 

GEBIETSSTRUKTURPLANUNG 

Bestandsgarantien, Selbstverwaltungsgrundsätze, 
Grenzänderungen 

Art. 143 ff. Landesverfassung; Gesetz über Rechtsetzungs-
befugnisse der Gemeinden v. 16. Juni 1964 (SaBremR 



2012-a-1); Bremische UberleitungsVO zur Deutschen 
Gemeindeordnung v. 16. Mai 1938 (SaBremR 2010-b-1) 

Zweckverbände 
Zweckverbandsgesetz v. 7. Juni 1939 (SaBremR 
2012- b-1) 

Sonderverbände 

SIEDLUNGSPLANUNG 

Bauleitplanung, Gesetzgebung 
Reichssiedlungsgesetz v. 11. Aug. 1919 (SaBremR 
233-f-1); VO zur Durchf. des Bundesbaugesetzes v. 
3. Jan. 1961 (SaBremR 2130-a-1); VO über den Inhalt 
des Bebauungsplanes v. 5. Dez. 1961 (SaBremR 
2130- a-5); Ortsgesetz betr. die Erhebung von Er-
schließungsbeiträgen v. 3. Sept. 1963 (GBI Bremen S. 154) 

Bauaufsicht 
Bauordnung für die Stadt Bremen und das Landgebiet 
v. 21. Okt. 1906 (SaBremR 2130-d-1); Bauordnung für 
die Stadt Bremerhaven v. 21. Sept. 1955 mit Änd. v. 
11. Okt. 1965 (GBI Bremen 1955 S. 127; 1965 S. 136); 
Antennengesetz v. 7. Febr. 1935 (SaBremR 2130-g-2), 
Reichsgaragenordnung v. 17. Febr. 1939 (SaBremR 
2130-g-3); VO betr. die Benutzung der Flußufer und 
die Bebauung der Außendeichsländereien v. 30. Juni 1933 
SaBremR 2180-d-2) 

Wohnungsbau 

AGRAR- UND FORSTSTRUKTUR-PLANUNG 

Förderungsprogramme, Allgemeine Strukturmaßnahmen 
VO zur Durchf. des KRG Nr. 45 v. 19. Juli 1948 (SaBremR 
7811 - a- 1); Brem. HöfeG v. 18. Juli 1899 mit Änd. v. 
19. Okt. 1965 (SaBremR 7811-a-2) 

Flurbereinigung 
Gesetz zur Ausf. des Flurbereinigungsgesetzes v. 22. 
Sept. 1959 (SaBremR 7815-a-1) 

Grundstücksverkehr 
VO zur Durchf. des Grundstückverkehrsgesetzes v. 9. Jan. 
1962 (SaBremR 7810-a-1) 

WIRTSCHAFTSPLANUNG 

Allgemeine Strukturmaßnahmen und Förderungsprogramme 

Energiewirtschaft 
VO über die nach der Ersten und Zweiten Strahlenschutz-
VO zust. Beh. v. 23. März 1965 (SaBremR 752-a-1) 

Lagerstättenabbau 
VO über das Bergrecht in Bremen v. 15. Juli 1941 
(SaBremR 751-c-1), VO zur Durchf. des LagerstättenG 
v. 23. Jan. 1951 (SaBremR 751-a-2) 

Wasserwirtschaftliche Rahmenplanung 
§§ 129, 130 Brem. WasserG, § 104 Brem. WasserG 

Fremdenverkehr 

VERKEHRSPLANUNG 
(PLANFESTSTELLUNGSVERFAHREN) 

Eisenbahnen und sonstiger Schienenverkehr, Seilbahnen 

Straßenbahnen u. ä. 

Autobahnen und Straßen 
4-

Straßenordnung für die Stadt Bremen v. 10. Mai 1960 
(SaBremR 2183-a-1) 

Kreuzung von Eisenbahnen und Straßen 

Luftverkehr 

Wasserstraßen 
Bremisches Hafengesetz v. 27. Sept. 1966 (SaBremR 
9511-a-1) 

Nachrichtenwesen 

VERTEIDIGUNGS-PLANUNG 
Gesetzgebung 

LANDESPFLEGE-PLANUNG 

Plicht zur Beteiligung der Behörden der Landespflege 
§ 20 RNG - § 14 DVO/ RNG 

Landschaftspläne 

Wasser 

Wassergesetze 
Bremisches Wassergesetz v. 13. März 1962 (SaBremR 
2180-a-1) 

Reinhaltung des Oberflächenwassers 
§§ 83, 84 Bram. WasserG; § 33 Brem. Hafenordnung v. 
18. Nov. 1966 (SaBremR 9511-a-2), § 4 HafenG für Bre-
merhaven v. 30. März 1884 (SaBremR 9511 - b-1); 
§§ 39-41 Hafenordnung Bremerhaven v. 16. Sept. 1924 
(SaBremR 9511-b-2); § 31 Abs. 1 Satz 1 Straßenordnung 
v. 10. Mai 1960 (SaBremR 2183-a-1); § 19 Abs. 1 PolVO 
über die öff. Ordnung und Reinlichkeit Bremerhaven v. 
18. April 1962 (GBI Bremen S. 134) mit Änd. v. 15. April 
1965 (GBI Bremen S. 86) 

Reinhaltung des Grundwassers 
§ 114 Bremisches Wassergesetz 

Erdaufschlüsse 
§ 115 Bremisches Wassergesetz 

Wasser- und Heilquellenschutzgebiete 
§§ 40 ff. Bremisches Wassergesetz 

Gemeingebrauch 
§§ 61 ff. Bremisches Wassergesetz 
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Lagerung und Beförderung bestimmter Stoffe 
und Flüssigkeiten 

§ 47 Bremisches Wassergesetz 

Detergentien 
VO über die zur Durchf. des DetergentienG zust. Ver-
waltungsbehörden v. 22. Sept. 1964 (SaBremR 2125-c-2) 

Boden 

Erhaltung von Feldgehölzen und Hecken (Erosionsschutz) 
§ 14 NSchVO 

Schutz des Bodens (allgemein) 

Verwendung landwlrtsch. Hilfsstoffe 

Mutterboden 

Enteignungsrecht 
Enteignungsgesetz für die Freie Hansestadt Bremen v. 
5. Okt. 1965 (SaBremR 214-a-1) 

Luft 

Nachbarrecht!. Immissionsschutz 
VO über die Zust. der Behörden nach den §§ 16 und 25 
der Gewerbeordnung v. 13. Febr. 1962 (SaBremR 
7110-c-3) 

Schutz vor Radioaktivität 

Förderungsmaßnahmen 

Lagerstätten 

Schutz vor Raubbau 

Rekultivierung 

Tierwelt 

Artenschutz (Naturschutzrecht) 
§§ 2, 11 RNG - §§ 12 ff. und 23 ff. NSchVO 

Artenschutz (Jagdrecht) 
Bremisches Jagdgesetz v. 14. Juli 1953 (SaBremR 
792-a-1); Anordnung betr. Ausübung der Pooljagt v. 7. Dez. 
1953 (SaBremR 792-a-3) 

Schutz gegen Pestizide 
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Pflanzenwelt 

Standortschutz (außerhalb des RNG) 

Allgemeiner Schutz (außerhalb der Vorschriften des RNG) 
Feldordnungsgesetz v. 13. April 1965 (SaBremR 45-b-1); 
§ 2 Abs. 2 VO über den Verkehr mit Wasserfahrzeugen 
v. 19. Febr. 1954 (SaBremR 950-b-1); § 5 Nr. 3 der VO 
über das Baden v. 16. Juni 1966 (SaBremR 94-a-1) 

Aufforstung 

Einschränkungen des Schutzes 
§ 34 Brem. BauO; § 35 Straßenordnung Bremen, § 23 
PolVO Bremerhaven v. 18. April 1962, § 79 Abs. 2 Brem. 
WasserG, § 2 Abs. 2 PolVO betr. den Schutz der Som-
merdeiche v. 15. Juli 1939 (SaBremR 2180-d-3) 

Förderungsmaßnahmen 
§ 4 Abs. 1 Nr. 4a Grunderwerbsteuergesetz v. 29. März 
1940 (SaBremR 61-a-2) 

Lebensumwelt des Menschen 
Verfassungsgrundsätze 

Naturschutzgesetze 
WallheckenVO v. 29. Nov. 1935 (RuStAnz Nr. 283); 
Gesetz zur Änderung des Reichsnaturschutzgesetzes v. 
26. Sept. 1950 (GBI Bremen S. 103), Gesetz zur Änderung 
und Ergänzung des RNG und anderer naturschutzrechtl. 
Bestimmungen v. 11 . Mai 1965 (GBI Bremen S. 99), Sek. 
der für die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach dem 
RNG zust. Behörde v. 26. Okt. 1965 (SaBremR 45-c-27), 
Verordnung zum Schutze des Baumbestandes im lande 
Bremen v. 22. März 1966 (SaBremR 790- a- 6), § 4 des 
Gesetzes über die Verkündung von Rechtsverordnungen 
und anderen Vorschriften v. 15. Dez. 1964 (SaBremR 
114- a-2) 

Beseitigung von Müll, Abraum und dergl. 
Ortsgesetz über die Müllabfuhr v. 16. Juni 1964 (SaBremR 
2134-a-1) mit AusfVO v. 19. Jan. 1965 (GBI Bremen S. 9); 
§ 12 Straßenordnung v. 10. Mai 1960 (SaBremR 
2183-a-1); § 5 Marktordnung v. 16. Jan. 1951 (SaBremR 
7132-a-1); Marktordnungen Bremerhaven v. 15. April 
1965 (GBJ Bremen S. 87 u. S. 92); PolVO zum Schutz des 
Straßen-, Orts- und Landschaftsbildes gegen Beeinträch-
tigung durch Schuttablagerungen oder baufällige Einfrie-
digungen v. 10. März 1939 (SaBremR 2131-c-1) 

Kleingärten 
VO v. 6. Nov. 1919 (SaBremR 235-a-1), Gesetz betr. 
Kleinpachtschutz v. 8. Okt. 1920 (SaBremR 235-a-2), VO 
v. 23. Dez. 1931 (SaBremR 233- f-5) 

Schutz des LandschaHsbildes gegen Außenwerbung 
Gesetz v. 21. Juni 1935 (SaBremR 2131-b-1) mit ZustVO 
v. 9. Aug. 1958 (GBI Bremen S. 84); VO über Baugestal-
tung v. 10. Nov. 1936 (SaBremR 2131-e-1) ; VO über 
Ankündigungs- und Werbemittel v. 30. Mai 1938 (SaBremR 
2131 - b- 3), Gesetz, betr. die Anbringung von Werbe-
mitteln und Warenautomaten in den Wallanlagen und 
ihrer Umgebung v. 3. Febr. 1959 (SaBremR 2131-b-4), 
Ortsgesetz über Außenwerbung (Bremerhaven) v. 7. Febr. 
1964 (SGI Bremen S. 23) 



Allgemeiner Schutz des Straßen-, Orts-
und Landschaftsbildes 

Gesetz, betreffend den Schutz von Baudenkmälern und 
Straßen- und Landschaftsbildern v. 4. März 1909 
(SaBremR 2131-a-1) 

Schutz von Baudenkmälern 
Gesetz v. 4. März 1909 (SaBremR 2131-a-1); Bek. v. 
30. Nov. 1934 (SaBremR 2131-a-2) - Denkmalliste -

Schutz von vor- und frühgeschichtllchen Denkmälern 

Bodenfunde 

Zelten, Camping, Wohnwagen 
Wohnwagengesetz v. 19. Juni 1956 (SaBremR 2190-d-1) ; 
Ortsgesetz (Bremerhaven) über Wohnwagenplätze v. 
14. Okt. 1960 (GBI Bremen S. 133) 

Naturgenuß, Wanderwege, Zutritt zu Wald, Bergweiden 
und Gewässern 

Schutz gegen Lärm 
§§ 15-20 a Straßenordnung v. 10. Mai 1960; §§ 4-9 a 
PolVO öff. Ordnung Bremerhaven v. 10. April 1962; Ge-
setz über die Sonn- und Feiertage v. 12. Nov. 1954 
(SaBremR 113-c-1); Bek. zum BaulärmG v. ß. Aug. 1966 
(SaBremR 45-c- 35) 

HAMBURG 

RAUMORDNUNG UND LANDESPLANUNG 

Verfassungsgrundsätze 
Vgl. Bauleitplanung (Stadtstaat!) 

Gesetzgebung 
Vgl. Bauleitplanung (Stadtstaat!) 

FINANZAUSGLEICH 

Gesetzgebung 

GEBIETSSTRUKTURPLANUNG 

Bestandsgarantien, Selbstverwaltungsgrundsätze, 
Grenzänderungen 

Art. 2, 4 Verfassung der Freien und Hansestadt Ham-
burg v. 6. Juni 1952 (BL 100-a) 

Zweckverbände 

Sonderverbände 

SIEDLUNGSPLANUNG 

Bauleitplanung, Gesetzgebung 
VO zur Durchf. des ReichssiedlungsG v. 3. Jan. 1967 
(Hamb. GVBI S. 1); Gesetz über den Aufbauplan v. 1e. 
Dez. 1960 (BL 230- c); 1. DVO/ BBauG v. 8. Nov. 1960 
(BL 230-a), 2. DVO/BBauG v. 8. Nov. 1960 (BL 230- b), 
3. DVO/BBauG v. 24. Mai 1961 (BL 230-e), Gesetz über 
die Feststellung von Bauleitplänen und ihre Sicherung 
v. 3. Juli 1961 (BL 230-f) 

Bauaufsicht 
Baupolizeiverordnung v. 8. Juni 1938 (BL 21302-a) 

Wohnungsbau 

AGRAR- UND FORSTSTRUKTUR-PLANUNG 

Förderungsprogramme, Allgemeine Strukturmaßnahmen 
Gesetz über die Kommission für Bodenordnung v. 22. Dez. 
1960 (BL 230-d) 

Flurbereinigung 

Grundstücksverkehr 

WIRTSCHAFTSPLANUNG 

Allgemeine Strukturmaßnahmen und Förderungsprogramme 

Energiewirtschaft 

Lagerstättenabbau 
Preuß. ABG i. d. F. v. 1. Okt. 1957 (BL 75-k) , Berg-
behördenG v. 1. Okt. 1957 (BL 75-i), VO über den Er-
laß von Bergpolizeiverordnungen v. 3. Jan. 1958 (BL 
75- i-1) ; Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die 
Beaufsichtigung von unterirdischen Mineralgewinnungs-
betrieben und Tiefbohrungen v. 11. Sept. 1964 (BL 75-c) 

Wasserwirtschaftliche Rahmenplanung 
§§ 5, 7 Brunnenordnung v. 26. Mai 1905 (BL 2135-a), 
Gesetz über die Ent- und Bewässerung im Marschgebiet 
v. 7. März 1936 (BL 232-a), Sielsatzung v. 20. März 1940 
(BL 2136-c); §§ 48, 49 Hamb. WasserG 

Fremdenverkehr 

VERKEHRSPLANUNG 
(PLANFESTSTELLUNGSVERFAHREN) 

Eisenbahnen und sonstiger Schienenverkehr, Seilbahnen 
§ 14 Landeseisenbahngesetz v. 4. Nov. 1963 (BL 930-a), 
VO über den Bau und Betrieb von Anschlußbahnen v. 
15. März 1960 (BL 933-a) 
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Straßenbahnen u. ä. 

Autobahnen und Straßen 

§§ 5, 9 BBauG i. V. m. §§ 6 ff. Hamb. Wegegesetz v. 4. April 
1961 (BL 2131-a) 

Kreuzung von Eisenbahnen und Straßen 

Luftverkehr 

Wasserstraßen 

Nachrichtenwesen 

VERTEIDIGUNGS-PLANUNG 

Gesetzgebung 

LANDESPFLEGE-PLANUNG 

Plicht zur Beteiligung der Behörden der Landespflege 
§ 20 RNG - § 14 DVO/RNG 

Landschaftspläne 

Wasser 

Wassergesetze 

Hamburgisches Wassergesetz v. 20. Juni 1960 (BL 232-a) 

Reinhaltung des Oberflächenwassers 
§ 29 Hamb. WasserG; §§ 1, 6, 7, 8 AbwasserVO v. 
20. März 1940 (BL 2136-d), § 10 Nr. 8 Alsterordnung 
v. 20. März 1929 (BL 9501-b), § 1 Schleusenordnung v. 
24. Okt. 1929 (BL 9501-c), HafensicherheitsVO v. 5. April 
1966 (BL 9506-a) 

Reinhaltung des Grundwassers 
§§ 30-32 Hamb. WasserG 

Erdaufschlüsse 
§ 30 Hamb. WasserG 

Wasser- und Heilquellenschutzgebiete 
§§ 27, 33, 34 Hamb. WasserG 

Gemeingebrauch 
§§ 9 ff. Hamb. WasserG 

Lagerung und Beförderung bestimmter Stoffe 
und Flüssigkeiten 

§ 28 Hamb. WasserG, VO über den Verkehr mit brenn-
baren Flüssigkeiten v. 22. Dez. 1930 (BL 8053-f) 

Detergentien 
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Boden 

Erhaltung von Feldgehölzen und Hecken (Erosionsschutz) 
§ 14 NSchVO, WallheckenVO v. 29. Nov. 1935 (RuStAnz. 
Nr. 283) 

Schutz des Bodens (allgemein) 

Verwendung landwirtsch. Hilfsstoffe 

Mutterboden 

Enteignungsrecht 
Hamburgisches Enteignungsgesetz v. 14. Juni 1963 (BL 
214-a) 

Luft 

Nachbarrechtl. Immissionsschutz 

§§ 2, 9, 11 VO über das Löschen, Lagern und Befördern 
von Fischöl und Fischmehlrohware v. 5. Juni 1956 (BL 
219-h) 

Schutz vor Radioaktivität 

Förderungsmaßnahmen 

Lagerstätten 

Schutz vor Raubbau 

Rekultivierung 

Tierwelt 

Artenschutz (Naturschutzrecht) 
§§ 2, 11 RNG - §§ 12 ff. und 23 ff. NSchVO; § 10 Nr. 9 
Alsterordnung 

Artenschutz (Jagdrecht) 
Landesjagdgesetz i. d. F. vom 21. Juni 1966 (BL 792-a) 

Schutz gegen Pestizide 

Pflanzenwelt 

Standortschutz (außerhalb des RNG) 

Allgemeiner Schutz (außerhalb der Vorschriften des RNG) 

VO zur Durchführung des Reichsgesetzes gegen Wald-
verwüstung v. 15. Febr. 1935 (BL 790- a); Gesetz zum 
Schutz von Flur und Forst v. 3. Okt. 1961 (BL 45- a) 



Aufforstung 

Einschränkungen des Schutzes 
§ 35 BauPolVO; PolVO über die Bepflanzung der Deiche 
v. 31. Aug. 1941 (BL 232-r), § 24 Hamb. WegeG, § 53 
Hamb. WasserG, § 18 Abs. 2 Landeseisenbahngesetz 

Förderungsmaßnahmen 
§ 4 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 4 Grunderwerbsteuergesetz i. d. 
F. vom 26. April 1966 (BL 61-1) 

Lebensumwelt des Menschen 

Verfassungsgrundsätze 

Naturschutzgesetze 
WallheckenVO v. 29. Nov. 1935 (RuStAnz Nr. 283), Ge-
setz zur Änderung des RNG v. 22. Juli 1948 (BL 791-h) , 
Baumschutzverordnung v. 17. Sept. 1948 (~L 791-1) 
i. d. F. v. 14. Jan. 1955 (BL 791-a) und 20. März 1956 
(Hamb. GVBI S. 67) ; Erstes Überleitungsgesetz zum Lan-
desgesetz über Ordnungswidrigkeiten v. 20. Dez. 1954 
(Hamb. GVBI S. 155), VO zur Änderung der Natur- und 
Landschaftsschutzverordnungen v. 14. Jan. 1955 (BL 
791-a), VO zur Änderung von Zuständigkeitsvorschriften 
v. 20. März 1956 (Hamb. GVBI S. 67), Anordnung zur 
Durchführung des Naturschutzrechts v. 20. März 1956 
(Amtl. Anz. S. 315), § 3 Gesetz über die Verkündung von 
Rechtsverordnungen v. 28. März 1955 (BL 114-a), Gesetz 
über Grün- und Erholungsanlagen v. 18. Okt. 1957 (BL 
2133- a), VO zum Schutze von öffentlichen Grün- und Er-
holungsanlagen v. 9. Dez. 1958 (BL 233-a-1) 

Beseitigung von Müll, Abraum und dergl. 
§§ 34- 36 Hamb. Wegegesetz, § 2 Abs. 1 Nr. 11 Gesetz 
zum Schutz von Flur und Forst, § 23 Marktordnung v. 
10. April 1962 (Hamb. GVBI S. 89), § 2 Nr. 11 Gesetz 
zum Schutz von Flur und Forst 

Kleingärten 
AusfVO zur Kleingarten- und Kleinpachtlandordnung v. 
15. Dez. 1938 (BL 235- b), PolVO v. 21 . März 1950 (BL 
235-e), VO v. 26. März 1961 (BL 235-c) 

Schutz des Landschaftsbildes gegen Außenwerbung 
Baupflegesatzung v. 14. Sept. 1939 (BL 21301-b), Gesetz 
über Außenwerbung an Brücken v. 1. Okt. 1957 (BL 
21301-i) 

Allgemeiner Schutz des Straßen-, Orts-
und Landschaftsbildes 

Baupflegesatzung v. 14. Sept. 1939 (BL 21301-b) 

Schutz von Baudenkmälern 
Denkmalschutzgesetz v. 6. Dez. 1920 (BL 224-a) 

Schutz von vor- und frühgeschichtlichen Denkmälern 
§ 18 Denkmalschutzgesetz 

Bodenfunde 

§§ 19, 21 Denkmalschutzgesetz 

Zellen, Camping, Wohnwagen 
Wohnwagengesetz v. 10. Juli 1959 (BL 237- a), § 2 Abs. 1 
Nr. 5 Gesetz zum Schutz von Flur und Forst 

Naturgenuß, Wanderwege, Zutritt zu Wald, Bergweiden 
und Gewässern 

§ 2 Abs. 1 Nr. 2 und Abs. 2 Nr. 1 Gesetz zum Schutz 
von Flur und Forst 

Schutz gegen Lärm 
FeiertagsschutzVO i. d. F. v. 15. Febr. 1957 (BL 113- a-2); 
VO zur Bekämpfung gesundheitsgefährdenden Lärms v. 
4. Mai 1965 (BL 219- g); § 4 VO über das Halten und das 
Beaufsichtigen von Hunden und Katzen v. 15. Okt. 1963 
(BL 219- k) 

HESSEN 

RAUMORDNUNG UND LANDESPLANUNG 

Verfassungsgrundsätze 

Gesetzgebung 
Hessisches Landesplanungsgesetz v. 4. Juli 1962 (Hess. 
GVBI II 360-2), Erste DVO v. 22. Mai 1963 (Hess. GVBI II 
360-3) 

FINANZAUSGLEICH 

Gesetzgebung 
Finanzausgleichsgesetz i. d. F. v. 17. Jan. 1966 (Hess. 
GVBI II 41- 10); GewerbesteuerausgleichsG i. d. F. v. 
31 . Dez. 1964 (Hess. GVBI II 41 - 3) 

GEBIETSSTRUKTURPLANUNG 

Bestandsgarantien, Selbstverwaltungsgrundsätze, 

Grenzänderungen 
Art. 137 Verfassung v. 1. Dez. 1946 (Hess. GVBI II 10-1); 
§§ 13, 14 Hess. Landkreisordnung i. d. F. v. 1. Juli 1960 
(Hess. GVBI II 332- 1) ; §§ 15, 16 Hess. Gemeindeord-
nung v. 23. Febr. 1952 i. d. F. v. 1. Juli 1960 (Hess. 
GVBI II 333-1) 

Zweckverbände 
Zweckverbandsgesetz v. 7. Juni 1939 i. d. F. der VO v. 
11. Juni 1940 (RGBI 1 S. 876) 

Sonderverbände 

SIEDLUNGSPLANUNG 

Bauleitplanung, Gesetzgebung 
AusfG zum ReichssiedlungsG v. 15. Dez. 1919 (Hess. 
GVBI II 362-2) ; Gesetz betr. die Bebauung und Benutzung 
ehern. Wallgrundstücke in Frankfurt am Main v. 4. Juni 
1903 (Hess. GVBI II 361 -5); Erste DVO/BBauG v. 15. Nov. 
1960 (Hess. GVBI II 361 - 13), Zweite DVO/BBauG v. 20. Juni 
1961 (Hess. GVBI 11 361- 15) 
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Bauaufsicht 
Hessische Bauordnung v. 6. Juli 1957, zul. geänd. 4. Juli 
1966 (Hess. GVBI II 361-9), DVO/Hess. BauO v. 2. Nov. 
1963 mit Änd. (Hess. GVBI II 361-21), BauaufsichtsG v. 
6. März 1954 (Hess. GVBI II 361-7) 

Wohnungsbau 
VO v. 20. Okt. 1951 (Hess. GVBI S. 76) 

AGRAR- UND FORSTSTRUKTUR-PLANUNG 

Förderungsprogramme, Allgemeine Strukturmaßnahmen 
VO zur Durchf. des KRG Nr. 45 v. 11 . Juli 1947 (Hess. 
GVBI II 81-3); Gesetz, die Landeskulturgenossenschaften 
betreffend v. 28. Sept. 1887 i. d. F. v. 30. Sept. 1899 
(Hess. GVBI II 81-1) 

Flurbereinigung 

Grundstücksverkehr 
AG-GrdstVO v. 17. April 1962 (Hess. GVBI II 81-11), AVO-
GrdstVG v. 17. Jan. 1962 (Hess. GVBI II 231-33) 

WIRTSCHAFTSPLANUNG 

Allgemeine Strukturmaßnahmen und Förderungsprogramme 
Art. 37 ff. Verfassung 

Energiewirtschaft 

Lagerstättenabbau 
Allg. BergG i. d. F. v. 1. April 1953 (Hess. GVBI II 53-14); 
Erdölgesetz i. d. F. v. 1. April 1953 (Hass. GVBI II 53-17), 
PhosphoritG i. d. F. v. 1. April 1953 (Hess. GVBI II 53-18), 
ErdölVO i. d. F. v. 1. April 1953 (Hass. GVBI II 53- 19) ; 
Moorschutzgesetz v. 20. Aug. 1923 (Hass. GVBI II 881-5), 
BergpolizeiVO über Tiefbohrungen sowie über 9ie Ge-
winnung von Erdöl und Erdgas durch Bohrlöcher v. 
1. Okt. 1954 (Hess. GVBI II 53-22) 

Wasserwlrtschaftliche Rahmenplanung 
§ 59 Hess. WasserG ; Anordnung vom 21. Dez. 1964 (Hass. 
GVBI II 85-10) 

Fremdenverkehr 

VERKEHRSPLANUNG 
(PLANFESTSTELLUNGSVERFAHREN) 

Eisenbahnen und sonstiger Schienenverkehr, Seilbahnen 
Gesetz, die Nebenbahnen betr. v. 29. Mai 1884 (Hess. 
GVBI II 62-1) VO, den Bau und Betrieb der Neben-
bahnen betr. v. 13. Juni 1885 (Hess. GVBI II 62-2); G über 
Kleinbahnen und Privatanschlußbahnen v. 28. Juli 1892 
(Hess. GVBI II 62-5) 

Straßenbahnen u. ä. 

Autobahnen und Straßen 
§§ 32 ff. Hessisches Straßengesetz v. 9. Okt. 1962 (Hess. 
GVBI II 60-6) 

Kreuzung von Eisenbahnen und Straßen 
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Luftverkehr 

Wasserstraßen 

Nachrichtenwesen 

VERTEIDIGUNGS-PLANUNG 

Gesetzgebung 

LANDESPFLEGE-PLANUNG 

Plicht zur Beteiligung der Behörden der Landespflege 
§ 20 RNG - § 14 DVO/ RNG 

Landschaftspläne 

Wasser 

Wassergesetze 
Hessisches Wassergesetz v. 6. Juli 1960 (Hess. GVBI II 
85-7) 

Reinhaltung des Oberflächenwassers 

Reinhaltung des Grundwassers 
§ 38 Hess. WasserG 

Erdaufschlüsse 
§ 39 Hess. WasserG 

Wasser- und Heilquellenschutzgebiete 
§ 25, §§ 40 ff. Hess. WasserG 

Gemelngebrauch 
§§ 27 ff. Hess. WasserG 

Lagerung und Beförderung bestimmter Stoffe 
und Flüssigkeiten 

§ 26 Hess. WasserG; Anordnung über die Zuständig-
keiten nach der VbF und der TVbF v. 4. Juni 1965 (Hess. 
GVBI II 923-8) 

Detergentien 

Boden 

Erhaltung von Feldgehölzen und Hecken (Eroslonsschutz) 
§ 14 NSchVO 

Schutz des Bodens (allgemein) 

Verwendung landwirtsch. Hilfsstoffe 

Mutterboden 



Enteignungsrecht 
§§ 74, 75 Einl. Preuß. ALR v. 5. Febr. 1794 (Hess. GVBI II 
303-3); Preuß. EnteignungsG v. 11. Juni 1874 (Hess. 
GVBI II 303-4); Hass. EnteignG i. d. F. v. 30. Sept. 1899 
(Hess. GVBI II 303-1), Preuß. Gesetz über ein vereinfach-
tes Enteignungsverfahren v. 26. Juli 1922 (Hess. GVBI II 
303-5); Hess. Gesetz über ein vereinfachtes Enteignungs-
verfahren v. 4. Okt. 1935 (Hess. GVBI II 303-2) 

Luft 

Nachbarrechtl. Immissionsschutz 

Schutz vor Radioaktivität 

Förderungsmaßnahmen 

Lagerstätten 

Schutz vor Raubbau 
§ 196 Abs. 2 ABG 

Rekultivierung 

Tierwelt 

Artenschutz (Naturschutzrecht) 
§§ 2, 11 RNG - §§ 12 ff., 23 ff. NSchVO 

Artenschutz (Jagdrecht) 
Hess. AG/BJagdG i. d. F. v. 5. April 1962 (Hess. GVBI II 
87-8); DVO zum Hess. AG/BJagdG v. 23. Mai 1962 
(Hess. GVBI II 87-12), VO über die Änd. der Jagd- und 
Schonzeiten und über die Erklärung zu jagdbaren Tieren 
v. 21. Jan. 1965 (Hess. GVBI II 87-14) 

Schutz gegen Pestizide 

Pflanzenwelt 

Standortschutz (außerhalb des RNG) 
§§ 19, 52 Hass. Forstgesetz v. 10. Nov. 1954 (Hess. 
GVBI II 86-7), § 26 Hess. Straßengesetz v. 9. Okt. 1962 
(Hess. GVBI 11 60-6) 

Allgemeiner Schutz (außerhalb der Vorschriften des RNG) 

Haubergsordnung für den Dillkreis v. 4. Juni 1887 (Hess. 
GVBI II 86-4) ; Gesetz über gemeinschaftl. Holzungen v. 
14. März 1881 (Hess. GVBI II 86-3), Preuß. DVO/Wald-
verwüstungsG v. 24. Febr. 1934 (Hess. GVBI II 86-5), 
Hass. DVO/WaldverwüstungsG v. 27. Mai 1934 (Hass. 
GVBI II 86-1), Polizeiverordnung zum Schutze des Waldes 
v. 8. Mai 1937 (Hess. GVBI II 86- 2), PolVO über das 
Sammeln von Roßkastanien v. 27. Sept. 1937 (Hess. 
GVBI II 882-2), Hessisches Forstgesetz v. 10. Nov. 1954 
mit Änd. v. 21. März 1962 (Hess. GVBI II 86-7), Feld- und 
Forststrafgesetz v. 30. März 1954 (Hess. GVBI. II 24-2), 
Gesetz zur Erhaltung des Baumbestandes und Erhaltung 
und Freigabe von Uferwegen im Interesse der Volksge-
sundheit v. 29. Juli 1922 mit Änd. (Hass. GVBI II 360- 1) 

Aufforstung 
§§ 6, 9, 10 Hass. Forstgesetz 

Einschränkungen des Schutzes 
§ 28 Abs. 1 Hess. Straßengesetz, § 71 Abs. 1 Hess. 
Wassergesetz 

Förderungsmaßnahmen 

Lebensumwelt des Menschen 

Verfassungsgrundsätze 
Art. 62 Verfassung v. 1. Dez. 1946 (Hass. GVBI II 10-1) 

Naturschutzgesetze 
Gesetz über die Zuständigkeiten nach dem Reichsnatur-
schutzgesetz v. 25. Okt. 1958 (Hass. GVBI II 80-5) 

Beseitigung von Müll, Abraum und dergl. 
§§ 5, 62 Abs. 1 Nr. 2 Hass. BauO 

Kleingärten 

Schutz des Landschaftsbildes gegen Außenwerbung 
§ 29 Hess. Bauo 

Allgemeiner Schutz des Straßen-, Orts-
und Landschaftsbildes 

§ 29 Hess. BauO, Art. 2 ff. Hess. Denkmalschutzgesetz 
v. 16. Juli 1902 (Hass. GVBI II 76-1) 

Schutz von Baudenkmälern 
Hess. DenkmalschutzG v. 16. Juli 1902; Teil 1, Titel 8, 
§ 33 Preuß. ALR v. 5. Febr. 1794 (Hess. GVBI II 231 - 17); 
Art. 20. Kirchenvertrag (evgl. Landeskirchen) v. 10. Juni 
1960 (Hess. GVBI II Anh. S. 21), Art. V Vertrag mit den 
kathol. Bistümern v. 4. Juli 1963 (Hess. GVBI II Anhang 
S. 45); § 94 Abs. 2 Buchstabe a) Hass. Gemeindeordnung 

Schutz von vor- und frühgeschichtllchen Denkmälern 
Art. 25 Hass. DenkmalschutzG - Bek. v. 25. Okt. 1920 
(Hess. GVBI II 76-2) ; Preuß. AusgrabungsG v. 26. März 
1914 (Hess. GVBI II 76-3) 

Bodenfunde 
Art. 26 Hess. Denkmalschutzgesetz, §§ 5 ff. Preuß. Aus-
grabungsG 

Zelten, Camping, Wohnwagen 
Polizeiverordnung über das Zelten v. 8. Juli 1966 (Hass. 
GVBI II 310-18) 

Naturgenuß, Wanderwege, Zutritt zu Wald, Bergweiden 
und Gewässern 

Preuß. UferwegeG v. 29. Juli 1922 mit Änd. (Hess. GVBI II 
360-1), §§ 23, 24 Feld- und Forststrafgesetz 

Schutz gegen Lärm 
Gesetz über die Sonn- und Feiertage v. 17. Sept. 1952 
(Hass. GVBI II 17-6); Polizeiverordnung über die Be-
kämpfung des Lärms i. d. F. v. 15. März 1965 (Hess. 
GVBI II 310- 7) , SchießstandVO v. 15. Sept. 1965 (Hess. 
GVBI II 310- 14) 
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NIEDERSACHSEN 

RAUMORDNUNG UND LANDESPLANUNG 

Verfassungsgrundsätze 

Gesetzgebung 
Niedersächsisches Gesetz über Raumordnung und Lan-
desplanung (NROG) v. 30. März 1966 (Nds. GVBI S. 69); 
Gesetz zur Ordnung des Großraumes Hannover (GrRG) 
v. 14. Dez. 1962 (Nds. GVBI S. 235) 

FINANZAUSGLEICH 

Gesetzgebung 
Gesetz über den Finanzausgleich i. d. F. v. 24. April 1964 
(Nds. GVBI S. 83) ; GewerbesteuerausgleichsG i. d. F. 
v. 14. Mai 1962, zul. geänd. 19. Dez. 1966 (Nds. GVBI 
s. 256) 

GEBIETSSTRUKTURPLANUNG 

Bestandsgarantien, Selbstverwaltungsgrundsätze, 
Grenzänderungen 

Art. 43, 44 Verfassung vom 13. April 1951 (Nds. GVBI 
S. 103); §§ 16-20 Nieders. Gemeindeordnung v. 4. März 
1955 (Nds. GVBI S. 55); §§ 13-16 Nieders. Landkreis-
ordnung v. 31 . März 1958 (Nds. GVBI S. 17); Göttingen-
Gesetz v. 1. Juli 1964 (Nds. GVBI S. 134) 

Zweckverbände 
Zweckverbandsgesetz v. 7. Juni 1939 i. d. F. der VO 
v. 11. Juni 1940 (RGBI 1 S. 876 = Nds. GVBI Sb II 202) 

Sonderverbände 
Samtgemeindeverordnung (SgVO) v. 27. Juni 1963 (Nds. 
GVBI S. 306) 

SIEDLUNGSPLANUNG 

Bauleitplanung, Gesetzgebung 
AusfG zum ReichssiedlungsG v. 1. Juni 1932 mit Änd. 
(Braunschw. GVS S. 77 = Nds. GVBI Sb II 235); Gesetz 
für den Landesteil Oldenburg zur Ausf. des RSG i. d. F. 
v. 19. März 1934 (Old. GBI Bd. 48 S. 815 = Nds. GVBI 
Sb II 235); VO vom 15. Nov. 1966 (Nds. GVBI S. 245); 
Verordnung über die Richtwerte von Grundstücken v. 
4. März 1964 (Nds. GVBI S. 59) 

Bauaufsicht 

Verordnung über den Abbruch von Gebäuden v. 3. April 
1937 (Nds. GVBI Sb II S. 288); Verordnung über die bau-
polizeiliche Behandlung von öffentlichen Bauten v. 20. 
Nov. 1938 (Nds. GVBI Sb II S. 290); Reichsgaragen-
ordnung v. 17. Febr. 1939 i. d. F. v. 13. Sept. 1944 (Nds. 
GVBI Sb II S. 291); Gesetz betreffend Bauordnung für das 
Herzogtum Braunschweig v. 13. März 1899 (GVS S. 165) 
i. d. F. des Gesetzes vom 11. April 1957 (Nds. GVBI Sb 1 
S. 807) und des Dritten RechtsberG v. 17. Mai 1967 (Nds. 
GVBI S. 135) ; BaupolizeiVO für das platte Land des 
Regierungsbezirks Aurich v. 20. Mai 1963 (Beilage zum 
Reg. ABI Nr. 8 vom 26. April 1963), Bauverordnung der 
Regierung Aurich für die Städte und stadtähnlichen Ort-
schaften v. 25. März 1958 (Sonderbeilage zum Reg. ABI 
Nr. 10 vom 19. April 1958); Bauordnuf'\Q für den Regie-
rungsbezirk Hannover mit Ausnahme der Hauptstadt Han-
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nover und der Stadt Hameln v. 29. Aug. 1962 i. d. F. d. 
VO v. 14. Dez. 1964 (ABI RegBez Hannover Nr. 30 vom 
23. Dez. 1964), Bauordnung für die Hauptstadt Hannover 
v. 25. Febr. 1960 (ABI RegBez Hannover Nr. 6 vom 19. 
März 1960), Bauordnung für d ie Stadt Hameln v. 23. Juli 
1962 (ABI RegBez Hannover Nr. 16 b vom 15. Sept. 1962); 
VO über das Bauwesen für den Regierungsbezirk Lüne-
burg mit Ausnahme der Stadt Wolfsburg i. d. F. v. 22. 
Nov. 1965 (ABI RegBez Lüneburg Nr. 24 v. 15. Dez. 1965), 
BaupolizeiVO der Stadt Wolfsburg v. 16. Juni 1941 (ABI 
RegBez Lüneburg Sonderbeilage Nr. 36 vom 6. Sept. 
1941); Baupol izeiVO für den Regierungsbezirk Hildesheim 
v. 7. Aug. 1939 i. d. F. v. 4 Januar 1952 (ABI RegBez 
Hildesheim Nr. 3 Seite 7 v. 1. Febr. 1952); Bauverordnung 
für die Stadt Osnabrück v. 12. Okt. 1954 (ABI RegBez 
Osnabrück v. 1. April 1955), Bauverordnung für die Städte 
Bentheim, Bramsche, Haselünne, Lingen, Melle, Meppen, 
Nordhorn, Papenburg, Quakenbrück und Schüttorf im 
Regierungsbezirk Osnabrück v. 30. Sept. 1953 (ABI 
RegBez Osnabrück Sonderbeilage Nr. 20 vom 30. Sept. 
1953), Bauordnung für das platte Land des Regierungs-
bezirks Osnabrück v. 15. März 1962 (ABI RegBez Osna-
brück Sonderbeilage Nr. 6 vom 31. März 1962) mit 
ÄnderungsVO v. 7. Dez. 1965 (ABI RegBez Osnabrück 
Nr. 23 vom 15. Dez. 1965) ; Bauordnung für das platte 
Land des Regierungsbezirks Stade v. 3. März 1965 (ABI 
RegBez Stade Nr. 6 vom 15. März 1965), Verordnung 
(Bauordnung) für d ie Städte und stadtähnlichen Ortschaf-
ten des Regierungsbezirks Stade v. 26. Nov. 1956 (ABI 
RegBez Stade Nr. 22 vom 28. Nov. 1956) ; Bauverordnung 
der Stadt Braunschweig v. 29. Mai 1957 i. d. F. v. 14. Febr. 
1964 (Braunschw. ABI Nr. 4 vom 6. März 1964); Baupolizei-
verordnung für das Land Oldenburg (mit Ausnahme der 
Stadtkreise Oldenburg, Wilhelmshaven, Delmenhorst) v. 
8. Dez. 1937 - Landesbauordnung - {Old. GBI Band 50 
S. 243); Bauordnung für die Stadt Wilhelmshaven v. 
16. Juli 1952 (O ld. Anz. Nr. 42 vom 24. Oktober 1952), 
Verordnung - Bauordnung - für das Gebiet der Stadt 
Delmenhorst v. 2. April 1959 (Old. Anz. Nr. 24 vom 
12. Juni 1959), Bauordnung der Stadt Oldenburg v. 21. 
Dez. 1966 (Old. Anz. Nr. 1 vom 15. Januar 1967) 

Wohnungsbau 

AGRAR- UND FORSTSTRUKTUR-PLANUNG 

Förderungsprogramme, Allgemeine Strukturmaßnahmen 
Höfegesetz für die Provinz Hannover v. 1. Okt. 1909 
(Preuß. GS s. 662) ; Reallastengesetz v. 17. Mai 1967 
(Nds. GVBI S. 129) 

Flurbereinigung 

Grundstüclcsverkehr 

WIRTSCHAFTSPLANUNG 

Allgemeine Strukturmaßnahmen und Förderungsprogramme 

Energiewirtschaft 
VO über die Verwaltung kommunaler Versorgungsunter-
nehmen und die Genehmigung von Hochspannungsleitun-
gen v. 2. Nov. 1932 (Old. GBI Bd. 47 S. 1099 = Nds. 
GVBI Sb II 2022) 



Lagerstättenabbau 

Preuß. Allg. BergG vom 24. Juni 1865 (Preuß. GS S. 705) 
i. d. F. des Dritten RechtsberG v. 17. Mai 1967 (Nds. 
~VBI S. 135); Braunschw. BergG v. 15. April 1867 mit 
And. (Nds. GVBJ Sb II 750) i. d. F. des Dritten RechtsberG 
v. 17. Mai 1967 (Nds. GVBI S. 135); Gesetz zur Änderung 
des Gesetzes über die Beaufsichtigung von unterirdischen 
Mineralgewinnungsbetrieben und Tiefbohrungen v. 7. Jan. 
1966 (Nds. GVBI S. 7); Moorschutzgesetz v. 20. Aug. 1923 
(Preuß. GS S. 400 = Nds. GVBI Sb II 791); Moorschutz-
verordnung v. 15. Aug. 1955 (Nds. GVBI S. 232) ; Moor-
schutzgesetz für den Landesteil Oldenburg v. 1. Juli 1929 
mit Änd. (Nds. GVBI Sb II 791) 

Wasserwirtschaftliche Rahmenplanung 
§§ 30, 104 Niedersächsisches Wassergesetz 

Fremdenverkehr 

VERKEHRSPLANUNG 
(PLANFESTSTELLUNGSVERFAHREN) 

Eisenbahnen und sonstiger Schienenverkehr, Seilbahnen 

§§ 13- 15 Gesetz über Eisenbahnen und Bergbahnen 
(GEB) V. 16. April 1957 (Nds. GVBI S. 39); vo über den 
Bau und Betrieb von Anschlußbahnen (BOA) v. 14. Dez. 
1955 (Nds. GVBI S. 265); VO über den Bau und Betrieb 
von Seilbahnen (BO Seilbahnen) v. 15. März 1958 (Nds. 
GVBI S. 40) 

Straßenbahnen u. ä. 

Autobahnen und Straßen 
§§ 37-40 Niedersächsisches Straßengesetz (NStrG) v. 
14. Dez. 1962 (Nds. GVBI S. 251), zul. geänd. Ges. v. 
30. Dez. 1965 (Nds. GVBI S. 280) 

Kreuzung von Eisenbahnen und Straßen 
Verordnung über Kreuzungsanlagen und Einmündungen 
v. 14. Mai 1964 (Nds. GVBI S. 91) 

Luftverkehr 

Wasserstraßen 

Nachrichtenwesen 

VERTEIDIGUNGS-PLANUNG 

Gesetzgebung 

Reichsleistungsgesetz i. d. F. v. 1. Sept. 1939 (RGBI 1 
S. 1645 = Nds. GVBI II 214) 

LANDESPFLEGE-PLANUNG 

Plicht zur Beteiligung der Behörden der Landespflege 
§ 20 RNG - § 14 DVO/RNG 

Landschaftspläne 

Wasser 

Wassergesetze 

Niedersächsisches Wassergesetz (NWG) vom 7. Juli 1960 
(Nds. GVBI S. 105) 

Reinhaltung des Oberflächenwassers 
§§ 78, 79 NWG; § 45 Allgemeine Hafenordnung (AHO) v. 
7. Febr. 1967 (Nds. GVBI S. 23); Gesetz über Finanzie-
rungshilfen für Bauvorhaben der Abwasserbehandlung v 
19. Febr. 1955 (Nds. GVBI S. 53) 

Reinhaltung des Grundwassers 
§ 107 NWG 

Erdaufschlüsse 
§ 108 NWG 

Wasser- und Hellquellenschutzgebiete 
§§ 39-41 NWG; §§ 109 - 114 NWG; § 70 Abs. 1 Dienst-
ordnung für die Gesundheitsämter v. 30. März 1935 (Nds. 
GVBI Sb II 2120) 

Gemeingebrauch 
§§ 55ff. NWG 

Lagerung und Beförderung bestimmter Stoffe 
und Flüssigkeiten 

§ 78 NWG 

Detergentien 

Boden 

Erhaltung von Feldgehölzen und Hecken (Erosionsschutz) 
§ 14 NSchVO; VO zur Erhaltung der Wallhecken v. 29. Nov. 
1935 (RuStAnz Nr. 283) 

Schutz des Bodens (allgemein) 

Verwendung landwirtsch. Hilfsstoffe 

Mutterboden 

Enteignungsrecht 

Preuß. EnteignungsG v. 11. Juni 1874 (Preuß. GS S. 221); 
Gesetz über ein vereinfachtes Enteignungsverfahren v. 
26. Juli 1922 (Preuß. GS S. 211 = Nds. GVBI Sb II 214); 
Braunschweigisches Gesetz, die Ausmittelung der Ent-
schädigung bei Expropriationen betr. v. 13. Sept. 1867 i. 
d. F. v. 20. April 1927 (Braunschw. GVS S. 97) ; Enteig-
nungsG für das Herzogtum Oldenburg i. d. F. v. 5. Aug. 
1924 (Old. GBI Bd. 43 S. 543); §§ 33 der Neuen Land-
schaftsordnung v. 11. 10. 1832 (Braunschw. GVS S. 191) 
i. d. F. v. 27. Mai 1939 (Braunschw. GVS S. 41); Gesetz betr. 
die Enteignung von Grundeigentum v. 23. März 1896 
(Schaumb.-Lipp. LVBI s. 179) i. d. F. V. 27. Juni 1899 
(Schaumb.-Lipp. LVBI S. 85); VO betr. ein vereinfachtes 
Enteignungsverfahren v. 18. Febr. 1933 (Schaumb.-Lipp. 
LVBI S. 257) i. d. F. v. 12. Febr. 1938 (Schaumb.-Lipp. 
LVBI S. 9). Neufassung der zwischen dem 1. Jan. 1806 
und dem 31. Dez. 1918 verkündeten Gesetze durch das 
Dritte RechtsberG v. 17. Mai 1967 (Nds. GVBI S. 135) 
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Luft 

Nachbarrechtl. Immissionsschutz 
Gesetz zum Schutz vor Luftverunreinigungen, Geräuschen 
und Erschütterungen - Immissionsschutzgesetz - v. 6. Jan. 
1966 (Nds. GVBI S. 1) ; VO über die Zust. nach §§ 16, 25 
GewO v. 4. Okt. 1960 (Nds. GVBI S. 277) 

Schutz vor Radioaktivität 

Förderungsmaßnahmen 

Lagerstätten 

Schutz vor Raubbau 
§ 196 Abs. 2 ABG 

Rekultivierung 

Moorschutzverordnung v. 15. Aug. 1955 (Nds. GVBI S. 232) 

Tierwelt 

Artenschutz (Naturschutzrecht) 
§§ 2, 11 RNG - §§ 12ff„ 23ff. NSchVO 

Artenschutz (Jagdrecht) 
Niedersächsisches Landesjagdgesetz i. d. F. v. 10. Juni 
1963 (Nds. GVBI S. 289); zweite DurchführungsVO zum 
Nds. LandesjagdG v. 11. Juni 1963 (Nds. GVBI S. 295) 

Schutz gegen Pestizide 
§ 9 Nr. 4 Feld- und ForstordnungsG - FFOG - v. 
23. Dez. 1958 (Nds. GVBI S. 244) 

Pflanzenwelt 

Standortschutz (außerhalb des RNG) 
§ 30 Niedersächsisches Straßengesetz 

Allgemeiner Schutz (außerhalb der Vorschriften des RNG) 
Verordnung zur Durchführung des Reichsgesetzes gegen 
Waldverwüstung v. 24. Febr. 1934 (Preuß. GS S. 70 = Nds. 
GVBI Sb II 790); Gesetz über den Körperschafts- und Ge-
nossenschaftswald v. 4. März 1961 (Nds. GVBI S. 99); VO 
zum Schutz der Wälder, Moore und Heiden gegen Brände 
v. 25. Juni 1938 mit Änd. (Nds. GVBI Sb II 790); VO zur 
Verhütung und Bekämpfung von Waldbränden v. 18. Juni 
1937 (RGBI 1 S. 721 = Nds. GVBI Sb II 790); Gesetz über 
die Ordnung in Feld und Forst (Feld- und Forstordnungs-
gesetz) v. 23. Dez. 1958 (Nds. GVBI S. 244); Gesetz über 
den Feld- und Forstdiebstahl (Feld- und Forstdiebstahls-
gesetz) V. 23. Dez. 1958 (Nds. GVBI s. 250) 

Aufforstung 
§ 8 Gesetz über den Körperschafts- und Genossenschafts-
wald v. 4. März 1961 (Nds. GVBI S. 99) 

Einschränkungen des Schutzes 
§ 42 Braunschw. LBO; § 25 Oldenb. LBO; § 17 Abs. 2 Ges. 
über Eisenbahnen und Bergbahnen, § 31 Abs. 2 Nds. 
Straßengesetz; Niedersächsisches Deichgesetz (NDG) v. 
1. März 1963 (Nds. GVBI S. 83), geänd. 17. Mai 1967 
(Nds. GVBI S. 128) 

Förderungsmaßnahmen 
§ 4 Abs. 1 Ziff. 4 Buchstabe a) Grunderwerbsteuergesetz 
i. d. F. v. 12. Juni 1964 (Nds. GVBI S. 94) 
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Lebensumwelt des Menschen 
Verfassungsgrundsätze 

Naturschutzgesetze 
WallheckenVO v. 29. Nov. 1935 (RuStAnz Nr. 283); Ver-
ordnung zur Änderung der Naturschutzverordnung v. 
16. Nov. 1951 (Nds. GVBI S. 223); § 1 Abs. 1 Nr. 11 VO über 
die den Landkreisen gegenüber den selbständigen Städten 
vorbehaltenen Aufgaben des übertragenen Wirkungskrei-
ses v. 26. Sept. 1955 (Nds. GVBI S. 250) 

Beseitigung von Müll, Abraum und dergl. 
Gesetz zur vorl. Regelung der Wegereinigung im Verwal-
tungsbezirk Braunschweig v. 19. Juli 1957 (Nds. GVBI 
S. 87), § 8 Nr. 1 FFOG 

Kleingärten 
AusführungsVO zur Kleingarten- und Kleinpachtlandan-
ordnung i. d. F. v. 31 . Jan. 1936 (Braunschw. GVS S. 81) 
= Nds. GVBI Sb II 235) 

Schutz des Landschaftsbildes gegen Außenwerbung 
Verordnung über Baugestaltung v. 10. Nov. 1936 (RGBI 1 
S. 938 = Nds. GVBI Sb II 213); Preuß. Gesetz gegen die 
Verunstaltung landschaftl ich hervorragender Gegenden v. 
2. Juni 1902 (Preuß. GS S. 159); Preuß. Gesetz gegen die 
Verunstaltung von Ortschaften und landschaftlich hervor-
ragenden Gegenden v. 15. Juli 1907 (Preuß. GS S. 260); 
Braunschw. Gesetz gegen die Verunstaltung von Stadt und 
Land v. 1. Febr. 1911 (Braunschw. GVS Nr. 11); Gesetz 
für das Großherzogtum Oldenburg gegen die Veranstal-
tung von Ortschaften und landschaftlich hervorragenden 
Gegenden v. 11. Jan. 1910 (Old. GBI Bd. 37 S. 402); 
Gesetz für den Landesteil Oldenburg betr. die Prüfung 
von Denkmälern und Bauten in künstlerischer Sicht v. 
29. Juni 1935 (Old. GBI Bd. 49 S. 147 = Nds. GVBI Sb II 
224). Neufassung der zwischen dem 1. Jan. 1806 und 
dem 31. Dez. 1918 verkündeten Vorschriften durch das 
Dritte RechtsberG v. 17. Mai 1967 (Nds. GVBI S. 135) 

Allgemeiner Schutz des Straßen-, Orts-
und Landschaftsbildes 

Vgl. die Vorschriften zum Schutz des Landschaftsbildes 
gegen Außenwerbung 

Schulz von Baudenkmälern 
Allgemeines Landrecht fü r die Preuß. Staaten v. 5. Febr. 
1794 1. Teil, 8. Titel, § 33; Heimatschutzgesetz v. 17. Sept. 
1934 (Braunschw. GVS S. 179 = Nds. GVBI Sb II 224); 
Denkmalschutzgesetz für das Großherzogtum Oldenburg 
v. 18. Mai 1911 (Oldenburg. GBI Bd. 37 S. 959); Art. 20 
Vertrag mit den Evangelischen Landeskirchen v. 18. April 
1955 (Nds. GVBI S. 159); Konkordat zwischen dem Heiligen 
Stuhl und dem lande Niedersachsen v. 26. Febr. 1965 
(Nds. GVBI S. 192) Anlage § 13; § 84 Abs. 2 Nr. 4 Nds. 
Gemeindeordnung 

Schutz von vor- und frühgeschichtlichen Denkmälern 
§§ 1 ff. Preuß. AusgrabungsG v. 26. März 1914 (Preuß. 
GS S. 41) ; § 21 Oldenburg. DenkmalSchG 

Bodenfunde 
§§ 4 ff. Preuß. AusgrabungsG; § 22 Oldenburg. Denkmal-
SchG 

Zeiten, Camping, Wohnwagen 
Verordnung über das Zeiten v. 10. April 1960 (Nds. GVBI 
s. 23) 

Naturgenuß, Wanderwege, Zutritt zu Wald, Bergweiden 
und Gewässern 

Gesetz zur Erhaltung des Baumbestandes und Erhaltung 
und Freigabe von Uferwegen im Interesse der Volksge-
sundheit v. 29. Juli 1922, zul. geänd. 18. Juli 1942 (Preuß. 
GS S. 27 = Nds. GVBI Sb 11791), § 6 FFOG 

Schutz gegen Lärm 
Gesetz über die Feiertage v. 5. Febr. 1952 i. d. F. v. 30. Mai 
1956 (Nds. GVBI S. 57) ; Verordnung zur Bekämpfung des 
Lärms v. 22. Aug. 1962 (Nds. GVBI S. 146) 



NORDRHEIN-WESTFALEN 

RAUMORDNUNG UND LANDESPLANUNG 

Verfassungsgrundsätze 

Gesetzgebung 
Landesplanungsgesetz v. 7. Mai 1962 (GV NW S. 229); 
Erste DVO zum Landesplanungsgesetz v. 25. Sept. 1962 
i. d. F. der ÄndVO v. 18. Febr. 1964 (GV NW S. 33); 2. DVO 
zum Landesplanungsgesetz v. 30. Juli 1963 (GV NW S. 265); 
Gesetz betreffend Verbandsordnung für den Siedlungs-
verband Ruhrkohlenbezirk v. 5. Mai 1920 i. d. F. v. 29. Juli 
1928 (Preuß. GS S. 91) 

FINANZAUSGLEICH 

Gesetzgebung 
Finanzausgleichsgesetz v. 15. Mai 1956 (GV NW S. 149); 
GewerbesteuerausgleichsG v. 5. April 1955, geänd. 23. Jan. 
1962 (GV NW S. 58) 

GEBIETSSTRUKTURPLANUNG 

Bestandsgarantien, Selbstverwaltungsgrundsätze, 
Grenzänderungen 

Art. 78 Verfassung für das Land Nordrhein-Westfalen v. 
28. Juni 1950 (GV NW S. 127); §§ 11 ff. Landkreisordnung 
v. 21. Juli 1953 mit Änd. (GV NW S. 305); Gesetz zur Neu-
gliederung des Landkreises Siegen v. 26. April 1966 (GV 
NW S. 271); §§ 12ff. Gemeindeordnung v. 28. Okt. 1952 
mit Änd. (GV NW S. 283) 

Zweckverbände 
Gesetz über kommunale Gemeinschaftsarbeit v. 26. April 
1961 mit ÄndG v. 25. Febr. 1964 (GV NW S. 45) 

Sonderverbände 
Amtsordnung v. 10. März 1953 mit Änd. (GV NW S. 218) 

SIEDLUNGSPLANUNG 

Bauleitplanung, Gesetzgebung 
AusfG zum ReichssiedlungsG v. 15. Dez. 1919 (Preuß. GS 
1920 S. 21 = PrGS NW 7814); Erste DVO/BBauG v.29. Nov. 
1960 (GV NW S. 433) ; Zweite DVO/BBauG v. 29. Nov. 1960 
(GV NW S. 436); Dritte DVO/BBauG v. 1. Aug. 1962 (GV 
NW S. 520); Vierte DVO/ BBauG v. 23. Juli 1963 (GV NW 
S. 254); RichtwertVO v. 23. Juli 1963 (GV NW S. 254) 

Bauaufsicht 
Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen v. 25. Juni 
1962 (GV NW S. 373) ; Erste DVO/BauO NW 16. Juli 1962 
mit Änd. (GV NW S. 459); Zweite DVO/BauO NW (Prü-
fungsVO) v. 19. Juli 1962 i. d. F. der VO v. 30. Aug. 1963 (GV 
NW S. 294); Garagenverordnung v. 23. Juli 1962 (GV NW 
S. 509); Dritte DVO/BauO NW mit Änd. (PrüfzVO) v. 2. Dez. 
1965 (GV NW S. 336); Vierte DVO/BauO NW (Güteüber-
wachungsVO) v. 9. April 1963 i. d. F. der VO v. 11. Nov. 
1963 (GV NW S. 326) 

Wohnungsbau 

Flurbereinigung 
Ausführungsgesetz zum Flurbereinigungsgesetz v. 8. Dez. 
1953 mit Änd. (GV NW S. 411) 

Grundstücksverkehr 

WIRTSCHAFTSPLANUNG 

Allgemeine Strukturmaßnahmen und Förderungsprogramme 
Gesetz über Grunderwerbsteuerbefreiung zur Förderung 
der Rationalisierung im Steinkohlenbergbau (GrERatG) v. 
5. Mai 1964 (GV NW S. 169) 

Energiewirtschaft 

Lagerstättenabbau 
Allgemeines Berggesetz v. 24. Juni 1865 (Preuß. GS 
S. 1705), zul. geänd. durch Gesetz v. 8. Dez. 1964 (GV NW 
S. 412) ; Gesetz über die Beaufsichtigung von unterirdischen 
Mineralgewinnungsbetrieben u. Tiefbohrungen v. 18. Dez 
1933 (PrGS NW 75) ; Erdölgesetz v. 12. Mai 1934 (PrGS NW 
75); Phosphoritgesetz v. 16. Okt. 1934 (PrGS NW 75); Erd-
ölverordnung v. 13. Dez. 1934 (PrGS NW 75); Gesetz über 
die Gesamtplanung im Rheinischen Braunkohlengebiet v. 
25. April 1950 (GV NW S. 71) i. d. F. der VO v. 5. Jan. 1962 
(GV NW S. 9); Moorschutzgesetz v. 20. Aug. 1923 (PrGS 
NW 77); Moorschutzverordnung v. 30. Juni 1961 (GV NW 
s. 233) 

Wasserwlrtschaftliche Rahmenplanung 
§§ 29, 67 Wassergesetz; Ruhrtalsperrengesetz v. 5. Juni 
1913 (PrGS NW 77); Ruhrreinhaltungsgesetz v. 5. Juni 1913 
(PrGS NW 77); Lippegesetz v. 19. Jan. 1926 (PrGS NW 77); 
Biggetalsperregesetz v. 10. Juli 1965 (GV NW S. 191); Ge-
setz betr. Bildung einer Genossenschaft zur Regelung der 
Vorflut und zur Abwässerreinigung im Emschergebiet v. 
14. Juli 1904 (PrGS NW 77) 

Fremdenverkehr 

VERKEHRSPLANUNG 
(PLANFESTSTELLUNGSVERFAHREN) 

Eisenbahnen und sonstiger Schienenverkehr, Seilbahnen 
§§ 13, 14 Landeseisenbahngesetz v. 5. Febr. 1957 (GV NW 
S. 11); VO über den Bau und Betrieb von Anschlußbahnen 
v. 31 . Okt. 1966 (GV NW S. 488) 

Straßenbahnen u. ä. 

Autobahnen und Straßen 
Landesstraßengesetz - LStrG - v. 28. Nov. 1961 (GV NW 
s. 305), §§ 37-41 

Kreuzung von Eisenbahnen und Straßen 

AGRAR- UND FORSTSTRUKTUR-PLANUNG Luftverkehr 

Förderungsprogramme, Allgemeine Strukturmaßnahmen 
Art. 29 Verfassung; Verfahrensordnung für die Bildung Wasserstraßen 
von Waldgenossenschaften v. 19. Jull 1951 (GV NW S. 91); 
Waldkulturgesetz für den Kreis Wittgenstein v. 4. Juni 
1854 (Preuß. GS S. 329); GrEStAgrG v. 29. März 1966 (GV Nachrichtenwesen 
NW S. 140) 
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VERTEIDIGUNGS-PLANUNG 

Gesetzgebung 
VO zur Ausführung des Bundesleistungsgesetzes v. 28. Okt. 
1964 (GV NW S. 319); Gesetz über die Mitarbeit der Ge-
meinden und Gemeindeverbände auf dem Gebiet der zi-
vilen Verteidigung v. 27. März 1962 (GV NW S. 125) 

LANDESPFLEGE-PLANUNG 

Plicht zur Beteiligung der Behörden der Landespflege 
§ 20 RNG - 14 DVO/RNG 

Landschaftspläne 

Wasser 

Wassergesetze 
Wassergesetz für das Land Nordrhein-Westfalen (LWG) v. 
22. Mai 1962 (GV NW S. 235) 

Reinhaltung des Oberflächenwassers 
§ 30 Wassergesetz 
§ 34 Allgemeine Hafenverordnung (AHVO) v. 12. Juni 1963 
(GV NW S. 209) 

Reinhaltung des Grundwassers 
§ 43 Wassergesetz 

Erdaufschlüsse 
§ 44 Wassergesetz 

Wasser- und Heilquellenschutzgeblete 
§§ 24- 26 Wassergesetz 

Gemeingebrauch 
§§ 31 ff. Wassergesetz 

Lagerung und Beförderung bestimmter Stoffe 
und Flüssigkeiten 

HeizölbehälterVO v. 23. März 1961, zul. geänd. durch VO 
v. 12. Aug. 1965 (GV NW S. 231) 

Detergentien 
VO über die Zuständigkeiten nach dem Detergentien-
gesetz v. 18. Mai 1965 (GV NW S. 134) 

Boden 

Erhaltung von Feldgehölzen und Hecken (Erosionsschutz) 
§ 14 NSchVO; Verordnung zur Erhaltung der Wallhecken 
v. 29. Nov. 1935 (RuStAnz Nr. 283) 

Schutz des Bodens (allgemein) 

Verwendung landwirtsch. Hilfsstoffe 

Mutterboden 

Enteignungsrecht 

Gesetz über die Enteignung von Grundeigentum v. 11. Juni 
1874 (Preuß. GS S. 221); Gesetz über ein vereinfachtes 
Enteignungsverfahren v. 22. Juli 1922 mit Änd. (PrGS NW 
s. 53) 

64 

Luft 

Nachbarrechtl. Immissionsschutz 

Gesetz zum Schutze vor Luftverunreinigungen, Geräu-
schen und Erschütterungen - Immissionsschutzgesetz 
(lmschG) - v. 30. April 1962 (GV NW S. 225); Erste Verord-
nung zur Durchführung des Immissionsschutzgesetzes 
(Allgemeine Begrenzung des Rauchauswurfs) v. 26. Febr. 
1963 (GV NW S. 118) ; Zweite Verordnung zur Durchfüh-
rung des Immissionsschutzgesetzes (Errichtung und Be-
t rieb von Müllverbrennungsanlagen) v. 24. Juni 1963 (GV 
NW S. 234); Verordnung über Verkehrsbeschränkungen 
bei austauschbaren Wetterlagen v. 2. Dez. 1964 (GV NW 
S. 356) mit ÄndVO v. 2. Dez. 1965 (GV NW S. 338); Dritte 
DVO/lmschG (Auswurfbegrenzung bei Feuerungen mit Öl-
brennern) v. 25. Okt. 1965 (GV NW S. 370); Vierte DVO/ 
lmschG (Lärmschutz bei Baumaschinen) v. 26. Okt. 1965 
(GV NW S. 322) 

Schutz vor Radioaktivität 

Förderungsmaßnahmen 

Lagerstätten 

Schutz vor Raubbau 
§ 196 Abs. 2 ABG 

Rekultivierung 
§ 196 Abs. 2 ABG; § 2 Nr.9 Erdölgesetz, § 2 Nr. 9 Phos-
phoritgesetz ; § 2 Abs. 1 Moorschutzverordnung 

Tierwelt 

Artenschutz (Naturschutzrecht) 
§§ 2, 11 RNG - §§ 12ff.- 23ff. NSCHVO; VO über die Be-
kämpfung von Krähen und Elstern v. 22. Dez. 1960 i. d. F. 
v. 7. Dez. 1965 (GV NW S. 355) 

Artenschutz (Jagdrecht) 
Landesjagdgesetz v. 26. Mai 1964 (GV NW S. 177); DVO 
zum Landesjagdgesetz v. 24. Juni 1964 (GV NW S. 209) 

Schutz gegen Pestizide 

Pflanzenwelt 

Standortschutz (außerhalb des RNG) 
§ 4 Gesetz zum Schutze des Waldes v. 31 . März 1950 (GV 
NW S. 63); §§ 14 ff. Waldschutzverordnung v. 28. Nov. 1950 
(GV NW S. 195) ; § 31 Landesstraßengesetz 

Allgemeiner Schutz (außerhalb der Vorschriften des RNG) 

Gesetz zum Schutze des Waldes v. 31. März 1950; Wald-
schutzVO v. 28. Nov. 1950; WaldwirtschaftsVO v. 28. Nov. 
1950 (GV NW S. 199); DVO/Waldverwüstungsgesetz v. 
24. Febr. 1934 (PrGS NW 790); Verordnung, die Verwal-
tung der den Gemeinden und öffentlichen Anstalten gehö-
rigen Forsten betreffend v. 24. Dez. 1816 (PrGS NW 
S. 790); Instruktion betreffend die Verwaltung der Wal-
dungen der Gemeinden und öffentlichen Anstalten in den 
Regierungsbezirken Arnsberg und Minden v. 19. Mai 1857 
(PrGS NW 790) ; Feld- und Forstschutzgesetz für Nord-
rhein-Westfalen (FFSchG NW) v. 25. Juni 1962 (GV NW 



S. 357); Erste DVO/FFSchG NW v. 27. Febr. 1963 {GV NW 
s . 122); zweite DVO/FFSchG NW V. 28. Juni 1965 {GV NW 
s. 241) 

Aufforstung 
§§ 1, 2 Gesetz zum Schutze des Waldes; §§ 8, 9 Wald-
schutzverordnung 

Einschränkungen des Schutzes 
§ 30 Abs. 2 Landesstraßengesetz, § 11 Bauordnung, § 76 
Abs. 1 Wassergesetz 

Förderungsmaßnahmen 

Lebensumwelt des Menschen 

Verfassungsgrundsätze 
Art. 18 Verfassung des Landes Nordrhein-Westfalen v. 
28. Juni 1950 (GV NW S.127) 

Naturschutzgesetze 

WallheckenVO v. 29. Nov. 1935 (RuStAnz. Nr. 283; 
Landschaftsverbandsordnung v. 12. Mai 1953 (GV NW 
S. 271 ) mit .Änd. (GV NW S. 445) § 5 Abs. 1 Buchstabe c); 
§ 1 Nr. 4 VO über Zuständigkeiten im Landkreis Siegen 
v. 1. Juli 1966 (GV NW S. 381 ); Änderungen des RNG, der 
NSchVO und der VogelberingungsVO durch das Erste 
Vereinfachungsgesetz v. 23. Juli 1957 (GV NW S. 189l 
sowie durch'. §§ 28 ff. Ordnungsbehördengesetz (OBG 
v. 16. Okt. 1956 (GV NW S. 289); - Landesorganisations-
gesetz v. 10. Juli 1962 (GV NW S. 421); Bek. der Geschäfts-
bereiche der obersten Landesbehörden v. 8. Jan. 1963 (GV 
NW S. 7) mit .Änderung v. 20. Jan. 1967 (GV NW S. 22) 

Beseitigung von Müll, Abraum und dergl. 
§ 11 Abs. 1 Enttrümmerungsgesetz v. 2. Mai 1949 (GV NW s. 109); 
§ 103 Abs. 1 Nr. 3 BauO NW; § 23 Nr. 1 FFSchG NW 

Kleingärten 

Schutz des Landschaftsbildes gegen Außenwerbung 

§ 15 - § 14 Abs. 2 BauO NW; § 103 Abs. 1 Nr. 2 und 
Abs. 2 Nr. l, 2 BauO NW 

Allgemeiner Schutz des Straßen-, Orts-
und Landschaftsblides 

§ 14 Abs. 2, § 103 Abs. 1 Nr. 2 BauO NW; §§ 1-4 Lippi -
sches Heimatschutzgesetz v. 17. Jan. 1920 (Lipp. GS 1920 s. 15) 

Schutz von Baudenkmälern 
1. Teil, 8. Titel,§ 33 ALR v. 5. Febr. 1794; Lippisches Heimat-
schutzgesetz;§ 64 Abs. 2 Buchstabe c) Gemeindeordnung 

Schutz von vor- und frühgeschichtlichen Denkmälern 
§§ 1 ff. Ausgrabungsgesetz v. 26. März 1914 (PrGS NW 
224); § 13 Lippisches Heimatschutzgesetz 

Bodenfunde 
§§ 5 ff. Ausgrabungsgesetz; § 14 Lippisches Heimatschutz-
gesetz 

Zelten, Camping, Wohnwagen 
§ 24 Nr. 3 FFSchG NW 

Naturgenuß, Wanderwege, Zutritt zu Wald, Bergweiden 
und Gewässern 

Gesetz zur Erhaltung des Baumbestandes und Erhaltung 
und Freigabe von Uferwegen im Interesse der Volksge-
sundheit v. 29. Ju·li 1922, zul. geänd. durch Gesetz v. 1. Dez. 
1949 (GV NW S. 301); §§ 23, 24 FFSchG NW 

Schutz gegen Lärm 
Ordnungsbehördliche Verordnung über die Lärmbekämp-
fung v. 30. Nov. 1964 (GV NW S. 348); VO zur Ausf. des 
BaulärmG v. 25. Okt. 1965 (GV NW S. 321); Vierte DVO/ 
lmschG (Lärmschutz bei Baumaschinen) v. 26. Okt. 1965 
(GV NW S. 322) 

RHEINLAND-PFALZ 

RAUMORDNUNG UND LANDESPLANUNG 

Verfassungsgrundsätze 
Art. 51 ff. Verfassung für Rheinland-Pfalz v. 18. Mai 1947 
(BS RhPf 100-1) 

Gesetzgebung 
Landesgesetz für Raumordnung und Landesplanung (Lan-
desplanungsgesetz - LPIG - ) v. 14. Juni 1966 (RhPf GVBI 
S. 177); Landesgesetz über die Einteilung des Landes in 
Regionen (Regionengesetz - LRegG -) v. 16. März 1967 
(RhPf GVBI S. 68); Verwaltungsabkommen über Maßnah-
men der Raumordnung und Landesplanung im Grenzbe-
reich der Länder Hessen und Rheinland-Pfalz - v. 18. Mai 
1965 (StAnz RhPf Nr. 23 S. 12); 1. DVO-LPIG zuständige 
Behörde nach § 21 v. 19. April 1967 (RhPf GVBI S. 136); 
2. DVO-LPIG Planungsgemeinschaften v. 19. April 1967 
(RhPf GVBI S. 136) 

FINANZAUSGLEICH 

Gesetzgebung 
FinanzausgleichsG i. d. F. v. 9. März 1963 mit Änd. (BS 
RhPf 6022-1); GewerbesteuerausgleichsG v. 24. Okt. 1956 
{BS RhPf 6023-1) 

GEBIETSSTRUKTURPLANUNG 

Bestandsgarantien, Selbstverwaltungsgrundsätze, 
Grenzänderungen 

Art. 49 Verfassung von Rheinland-Pfalz v. 18. Mai 1947 
(BS RhPf 100-1) ; Selbstverwaltungsgesetz i. d. F. v. 
25. Sept. 1964 (BS RhPf 2020-1) Teil C - LKrO - § 8 und 
Teil A - GO - §§ 9-13; DVO-LKrO v. 3. Dez. 1964 (BS 
RhPf 2020-1-3); DVO-GO v. 3. Dez. 1964 {BS RhPf 2020-1-1) 

Zweckverbände 
Zweckverbandsgesetz i. d. F. v. 3. Dez. 1954 (BS RhPf 
2020-20) 

Sonderverbände 
Selbstverwaltungsgesetz Teil B - Amtsordnung - ; DVO-
AO v. 3. Dez. 1964 (BS RhPf 2020-1-2) 

SIEDLUNGSPLANUNG 

Bauleitplanung, Gesetzgebung 
Erste DVO/BBauG v. 20. Jan. 1961 mit Änd. (BS RhPf 
213-2) ; zweite DVO/BBauG v. 20. Jan. 1961 (BS RhPf 
213-3) ; Dritte DVO/BBauG v. 20. Jan. 1961 (BS RhPf 213-4) ; 

65 



Vierte DVO/ BBauG V. 28. Juni 1961 (BS RhPf 213-5); 
Fünfte DVO/BBauG v. 10. Dez. 1963 - RichtwertVO - (BS 
RhPf 213-6) 

Bauaufsicht 
Landesbauordnung für Rheinland-Pfalz (LBO) v. 15. Nov. 
1961 mit Änd. (BS RhPf 213-1); Erste DVO/LBO v. 5. Juni 
1962 - BauunterlagenVO - (BS RhPf 213-1-1); Prüfzei-
chenVO v. 18. Sept. 1952 mit Änd. (BS RhPf 213-1-3) 

Wohnungsbau 

AGRAR- UND FORSTSTRUKTUR-PLANUNG 

Förderungsprogramme, Allgemeine Strukturmaßnahmen 

VERKEHRSPLANUNG 
(PLANFESTSTELLUNGSVERFAHREN) 

Eisenbahn und sonstiger Schienenverkehr, Seilbahnen 
§§ 13-15 Landesgesetz über Eisenbahnen, Bergbahnen 
und Seilschwebebahnen v. 13. März 1961 (BS RhPf 93-3) ; 
LandesVO über den Bau und Betrieb von Anschlußbahnen 
(BOA) v. 15. Juli 1957 (BS RhPf 93-2) 

Straßenbahnen u. ä. 

Autobahnen und Straßen 
§§ 5-8 Landesstraßengesetz v. 15. Februar 1963 mit Änd. 
(BS RhPf 91-1) 

Kreuzung von Eisenbahnen und Straßen 

Weinbergaufbaugesetz v. 12. Mai 1953 (BS RhPf 7821-1); Luftverkehr 
Höfeordnung i. d. F. v. 18. April 1967 (BS RhPf 7811-1); 
§ 14 Landesforstgesetz 

Flurbereinigung 
Ausführungsgesetz zum Flurbereinigungsgesetz V. 26. März 
1954 (BS RhPf 7815-1); Art. 22 Hess. NaturschutzG v. 
14. Okt. 1931 (Reg.BI S. 225) i. V. m. § 4 AVO/NSchG v. 
25. April 1933 (Hess. Reg.BIS. 142); §§ 12, 13, 41 LForstG 

Grundstücksverkehr 
AusfG zum GrundstücksverkehrsG v. 19. Dez. 1962 (BS 
RhPf 7810-3); AusfVO zum GrdstVG v. 21. Dez. 1961 (BS 
RhPf 7810-1) 

WIRTSCHAFTSPLANUNG 

Allgemeine Strukturmaßnahmen und Förderungsprogramme 
Art. 51 Verfassung für Rheinland-Pfalz 

Energiewirtschaft 

Lagerstättenabbau 
Preuß. ABG v. 24. Juni 1865 (GS S. 705) i. d. F. des Ge-
setzes v. 15. Okt. 1952 (BS RhPf 75-1); Hess. BergG v. 
28. Jan. 1876 i. d. F. des Gesetzes vom 15. Okt. 1952 (BS 
RhPf 75-1); Landesgesetz über den Abbau und die Ver-
wertung von Bimsvorkommen v. 13. April 1949 (BS RhPf 
711-1); Landesverordnung zur Durchführung des Landes-
gesetzes über den Abbau und die Verwertung von Bims-
vorkommen v. 21 . Juli 1952 mit Änd. v. 10. März 1964 
(BS RhPf 711-1-1); Landespolizeiverordnung über die An-
legung und den Betrieb von Steinbrüchen und Gräbereien 
über Tage v. 27. Nov. 1951 (BS RhPf 715-7); Berggesetz 
(für den Regierungsbezirk Pfalz) i. d. F. des RechtsberG 
Pfalz (RhPf GVBI 1966, Sondernummer Pfalz 75-1); Gesetz 
über die Änderung des Berggesetzes (für den Regierungs-
bezirk Pfalz) v. 17. Aug. 1919 i. d. F. des RechtsberG Pfalz 
(RhPf GVBI 1966, Sondernummer Pfalz 75-2) ; § 83 Abs. 2 
Landeswassergesetz; § 30 Landesstraßengesetz; §§ 5 

Abs. 3, 73 Abs. 1 Buchstabe g), 74 Abs. 1 Buchstabe m), 
75 Abs. 1 Buchstabe d), 97 Abs. 1 Nr. 1 Landesbauordnung 

Wasserwirtschaftliche Rahmenplanung 
§ 74 Landeswassergesetz (LWG) ; § 2 Nr. 11 Buchstabe a) 
Satz 2 Landesplanungsgesetz (LPIG} 

Fremdenverkehr 
Landesgesetz über Fremdenverkehrsstatistik in Rhein-
land-Pfalz v. 19. März 1951 (BS RhPf 29-1) 
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Wasserstraßen 

Nachrichtenwesen 

VERTEIDIGUNGS-PLANUNG 

Gesetzgebung 
DVO/BLG v. 22. Dez. 1956 (BS RhPf 214-1) ; 
DVO/SchutzberG v. 15. März 1957 (BS RhPf 214-2) ; 
DVO/ LBG v. 5. Aug. 1957 (BS RhPf 214-3) 

LANDESPFLEGE-PLANUNG 

Plicht zur Beteiligung der Behörden der Landespflege 
§ 20 RNG - § 14 DVO/ RNG, 1. DVO-LPIG 

Landschaftspläne 
§ 12 Abs. 5, § 13 Abs. 3 Landesplanungsgesetz; 1. DVO-
LPIG 

Wasser 

Wassergesetze 
Landeswassergesetz (LWG) v. 1. Aug. 1960 (BS RhPf 237-1) 

Reinhaltung des Oberflächenwassers 
§ 25 LWG ; § 32 HafenpolizeiVO v. 20. April 1964 (BS RhPf 
95-1); 

Reinhaltung des Grundwassers 
§ 41 LWG ; 

Erdaufschlüsse 
§ 42 LWG ; 

Wasser- und Heilquellenschutzgebiete 
§ 22 LWG ; § 2 Nr. 11 Buchstabe a) Satz 2 LPIG ; 
§§ 42-48 LWG 

Gemeingebrauch 
§§ 26- 29 LWG 



Lagerung und Beförderung bestimmter Stoffe 
und Flüssigkeiten 

§§ 37-47 HafenpolizeiVO v. 20. April 1964 (BS RhPf 95-1); 
§ 24 LWG 

Detergentien 

Boden 

Erhaltung von Feldgehölzen und Hecken (Eroslonsschutz) 
§ 14 NSchVO 

Schutz des Bodens (allgemein) 

Verwendung landwirtsch. Hilfsstoffe 

Mutterboden 

Enteignungsrecht 
Landesenteignungsgesetz (LEnteigG) v. 22. April 1966 
(BS RhPf 214-20) 

Luft 

Nachbarrechtl. Immissionsschutz 
Landesgesetz zum Schutz vor Luftverunreinigungen, Ge-
räuschen und Erschütterungen - Immissionsschutzgesetz 
(lmschG) - v. 28. Juli 1966 (BS RhPf 711-20); Landesver-
ordnung zur Regelung der Zuständigkeiten für die Durch-
führung der§§ 16 und 25 GewO v. 8. Febr. 1961 (BS RhPf 
200-5); § 1 Abs. 1 Nr. 3 BauunterlagenVO 

Schutz vor Radioaktivität 

Förderungsmaßnahmen 

Lagerstätten 

Schutz vor Raubbau 
§ 196 Abs. 2 ABG 

Rekultivierung 
§ Bimsgesetz; §§ 2, 5 BimsVO; § 30 Landesstraßengesetz; 
§ 2 Nr. 10 Buchstabe a), § 21 LPIG ; 1. DVO-LPIG 

Tierwelt 

Artenschutz (Naturschutzrecht) 
§§ 2, 11 RNG - §§ 12 ff. - 23 ff. NSchVO; §§ 1-9 Sek. 
Vollzug§§ 25, 28 GewO (Pfalz) v. 6. Okt. 1910 i. d. F. des 
RechtsberG Pfalz (RhPf GVBI 1966, Sondernummer Pfalz 
710-3) - die §§ 1-9 treffen Regelungen für den Vogel-
handel -; LVO zur Änd. der DOV/WaffenG v.16. März 1967 
(RhPf GVBI S. 100) 

Artenschutz (Jagdrecht) 
Landesjagdgesetz v. 16. Nov. 1954 (BS RhPf 792-1); DVO/ 
LJagdG v. 15. März 1956 mit Änd. (BS RhPf 792-1-1); 
Jagd-und SchonzeitenVO v. 24. Juli 1961 (BS RhPf 792-1-2) ; 
VO v. 30. März 1953 (BS RhPf 792-3) 

Schutz gegen Pestizide 

Pflanzenwelt 

Standortschutz (außerhalb des RNG) 
§ 16 Landesforstgesetz v. 16. Nov. 1950 (BS RhPf 790-1) ; 
§ 8 zweite DVO/ LForstG V. 10. Jan. 1952 (BS RhPf 790-1-2); 
§ 28 Landesstraßengesetz 

Allgemelner (Schutz außerhalb der Vorschriften des RNG) 
LForstG; zweite DVO/LForstG ; DVO Förd. Nutzholzge-
winnung (Pfalz) v. 4. Febr. 1938 i. d. F. des RechtserG 
Pfalz (RhPf GVBI 1966, Sondernummer Pfalz 790); Hau-
bergordnung für den Oberwesterwaldkreis v. 4. Juni 1887 
(Preuß. GS S. 289); Haubergordnung für den Kreis Alten-
kirchen v. 9. April 1890 (Preuß. GS S. 55); § 25 Abs. 5 
Landesjagdgesetz; Feld- und Forststrafgesetz (FFStG) v. 
17. Febr. 1958 (BS RhPf 452-1) 

Aufforstung 

§§ 11 Abs. 5, 18 LForstG 1, § 9 Zweite DVO/LForstG, § 29 
Landesstraßengesetz 

Einschränkungen des Schutzes 
§ 3 AG-FlurbG; § 18 Abs. 2 LandesgestJtz über Eisen-
bahnen, Bergbahnen und Seilschwebebahnen;§ 27 Abs. 2 
Landesstraßengesetz; § 82 Abs. 1 LWG 

Förderungsmaßnahmen 
§ 4 Abs. 1 Nr. 4 Grunderwerbsteuergesetz i. d. F. v. 12. März 
1963 (BS RhPf 611-20) 

Lebensumwelt des Menschen 

Verfassungsgrundsätze 
Art. 40 Abs. 3 Verfassung für Rhein land-Pfalz 

Naturschutzgesetze 
Staatsvertrag zwischen dem Land Rheinland-Pfalz und 
dem Großherzogtum Luxemburg über die Errichtung eines 
gemeinsamen Naturparks v. 15. Okt. 1965 (BS RhPf Ar>-
hang 1 23) ; § 2 Nr. 12 LPIG; § 21 LPIG; 1. DVO-LPIG 

Beseitigung von Müll, Abraum und dergl. 
§ 5 Abs. 3 -: § 97 Abs. 2 Buchstabe a) Nr. 1 LBO; § 25 
Nr. 3 FFStG 

Kleingärten 
Landesgesetz über Kündigungsschutz für Kleingärten und 
andere kleingartenrechtl. Vorschr. v. 23. Nov. 1948 (BS 
RhPf 235-1); § 97 Abs. 2 Buchstabe b) Nr. 2 LBO 

Schutz des Landschaftsbildes gegen Außenwerbung 

§§ 56, 78 Abs. 1 Buchstabe 1) und m), 74 Abs. 1 Buch-
stabe o) und p), 85 Abs. 4 Buchstabe b}, 97 Abs. 1 Nr. 1, 
97 Abs. 2 Buchstabe a) Nr. 3 LBO 

Allgemeiner Schutz des Straßen-, Orts-
und Landschaftsblides 

§§ 5 Abs. 2- 97 Abs. 1 Nr. 1 LBO ; Art. 1 ff. Hess. Denk-
malschutzG v. 16. Juli 1902 (Hess. RegBI S. 285) 

Schutz von Baudenkmälern 

Hessisches Denkmalschutzgesetz v. 16. Juli 1902 (Hess. 
RegBI S. 275); §§ 5 Abs. 2, 73 Abs. 1 Buchstabe b), § 74 
Abs. 1 Buchstabe a), § 97 Abs. 2 Buchstabe a) Nr. 3 LBO; 
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Art. 25 Vertrage des Landes Rheinland-Pfalz mit den Evan-
gelischen Landeskirchen in Rheinland-Pfalz v. 31. März 
1962 (BS Rh Pf Anhang 1 20) ; § 2 Nr. 13 Satz 2 LPIG; Art. 
75 Abs. 2 Nr. 4 Gemeindeordnung 

Schulz von vor- und frühgeschichtlichen Denkmälern 
Art. 25 Hess. DenkmalSchG; §§ 1 ff. AusgrabungsG v. 
26. März 1914 (Preuß. GS 41); AusgrabungsVO (Pfalz) 
v. 6. Sept. 1908 i. d. F. des RechtsberG Pfalz (RhPf GVBI 
1966, Sondernummer Pfalz 224) 

Bodenfunde 
Art. 26 Hess. DenkmalSchG; §§ 5 ff. AusgrabungsG; Aus-
grabungsVO (Pfalz) 

Zellen, Camping, Wohnwagen 

Naturgenuß, Wanderwege, Zutritt zu Wald, Bergweiden 
und Gewässern 

Gesetz zur Erhaltung des Baumbestandes und Erhaltung 
und Freigabe von Uferwegen Im Interesse der Volksge-
sundheit v. 29. Jul i 1922 mit Änd. (Preuß. GS S. 213), § 22 
FFStG 

Schutz gegen Lärm 
§ 4 Abs. 2 Landesgesetz über die Feiertage v. 23. Juni 
1948 (BS RhPf 113-10); § 24 Nr. 2 Landesjagdgesetz v. 
16. Nov. 1954 (BS RhPf 792-1) 

SAARLAND 

RAUMORDNUNG UND LANDESPLANUNG 

Verfassungsgrundsätze 

Gesetzgebung 
Saarländisches Landesplanungsgesetz (SLPG) v. 27. Mai 
1964 (ABI Saar S. 525) 

FINANZAUSGLEICH 

Gesetzgebung 

GEBIETSSTRUKTURPLANUNG 

Bestandsgarantien, Selbstverwaltungsgrundsätze, 
Grenzänderungen 

Art. 123 Verfassvng des Saarlandes i. d. F. v. 20. Dez. 1956, 
zul. geänd. 28. Febr. 1962 (ABI Saar S. 231 ); Kommunal-
selbstverwaltungsgesetz v. 15. Jan. 1964 (ABI Saar S. 123) 

Zweckverbände 

Zweckverbandsgesetz v. 7. Juni 1939 (RGBI 1 S. 979); 
Zweckverbandsgesetz v. 19. Juli 1911 (Preuß. GS S. 115) 

Sonderverbände 
Kommunalselbstverwaltungsgesetz - Amtsordnung -

SIEDLUNGSPLANUNG 

Bauleitplanung, Gesetzgebung 
Erste DVO/BBauG v. 18. Febr. 1961 (ABI Saar S. 149); 
Zweite DVO/BBauG v. 9. Mai 1961 (ABI Saar S. 293); 
Dritte DVO/BBauG v. 18. Juli 1961 (ABI Saar 458); 
RichtwerteVO v. 31. Aug. 1964 (ABI Saar S. 979) 

Bauaufsicht 
Landesbauordnung (LBO) v. 12. Mai 1965 (ABI Saar S. 529); 
BauvorlagenVO v. 5. Nov. 1965 (ABI Saar S. 945); Bau-
prüfVO v. 3. Dez. 1965 (ABI Saar S. 1049); GaragenVO 
v. 23. Dez. 1965 (ABI Saar S. 1093); Technische Durchfüh-
rungsVO v. 25. Febr. 1966 (ABI Saar S. 181); Prüfzeicnen-
VO v. 1. April 1966 (ABI Saar S. 275) 
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Wohnungsbau 
Wohnungsbaugesetz i. d. F. v. 26. Okt. 1965 (ABI Saar 
S.889) 

AGRAR- UND FORSTSTRUKTUR-PLANUNG 

Förderungsprogramme, Allgemelne Strukturmaßnahmen 
Art. 55 Verfassung des Saarlandes 

Flurbereinigung 

Grundstücksverkehr 
AG-GrdstVG v. 11. Juli 1962 (ABI Saar S. 504) 

WIRTSCHAFTSPLANUNG 

Allgemeine Strukturmaßnahmen und Förderungsprogramme 

Energiewirtschaft 

Lagerstättenabbau 
Preuß. ABG v. 24. Juni 1865 (GS S. 705); VO über die Ein-
führung von Vorschriften auf dem Gebiet des Bergwesen! 
im Saarland v. 23. Febr. 1935 (RGBI 1 S. 234) 

Wasserwirtschaftliche Rahmenplanung 
§§ 22, 65 Saarländisches Wassergesetz 

Fremdenverkehr 

VERKEHRSPLANUNG 
(PLANFESTSTELLUNGSVERFAHREN) 

Eisenbahn und sonstiger Schienenverkehr, Seilbahnen 
VO über den Ba u und Betrieb von Anschlußbahnen (BOA) 
v. 27. Dez. 1965 (ABI Saar S. 33) 

Straßenbahnen u. ä. 



Autobahnen und Straßen 
§§ 38 ff. Saar!. Straßengesetz v. 17. Dez. 1964 (ABI Saar 
1965 S. 118) 

Kreuzung von Eisenbahnen und Straßen 

Luftverkehr 

Wasserstraßen 

Nachrichtenwesen 

VERTEIDIGUNGS-PLANUNG 

Gesetzgebung 

LANDESPFLEGE-PLANUNG 

Plicht zur Beteiligung der Behörden der Landespflege 
§ 20 RNG- § 14 DVO/RNG 

Landschaftspläne 

Wasser 

Wassergesetze 
Saarländisches Wassergesetz (SWG) v. 28. Juni 1960 
(ABI Saar S. 511) 

Reinhaltung des Oberflächenwassers 
§23SWG; 

Reinhaltung des Grundwassers 
§37SWG; 

Erdaufschlüsse 
§38SWG; 

Wasser- und Hellquellenschutzgebiete 
§ 20, §§ 39-43 SWG; 

Gemeingebrauch 
§§ 24-28 SWG; 

Lagerung und Beförderung bestimmter Stoffe 
und Flüssigkeiten 

§ 21 SWG; 

Detergentien 

Boden 

Erhaltung von Feldgehölzen und Hecken (Erosionsschutz) 
§ 14 NSchVO i. d. F. der VO v. 27. Jan. 1955 (ABI Saar s. 154) 

Schutz des Bodens (allgemein) 

Verwendung landwirtsch. Hilfsstoffe 

Mutterboden 

Enteignungsrecht 
Preuß. EnteignungsG v. 11. Juni 1874 (GS S. 221); G v. 
26. Juni 1922 (Preuß. GS S. 211); Bayer. ZAG v. 17. Nov. 
1837; Bayer. GEG v. 1. Aug. 1933 (BayGVBI S. 217) 

Luft 

Nachbarrechtl. Immissionsschutz 
ZustVO zu §§ 16, 25 GewO v. 26. Okt. 1960 i. d. F. v. 
30. Aug. 1963 (ABI Saar S. 524) 

Schutz vor Radioaktivität 

Förderungsmaßnahmen 

Lagerstätten 

Schutz vor Raubbau 
§ 196 Abs. 2 ABG 

Rekultivierung 

Tierwelt 

Artenschutz (Naturschutzrecht) 
§§ 2, 11 RNG; §§ 12 ff. - 23 ff. NSchVO; VO zur Ände-
rung der NSchVO v. 21. Apri l 1960 (ABI Saar S. 315) 

Artenschutz (Jagdrecht) 
Saarl. Jagdgesetz (SJG) v. 8. Mai 1963 (ABI Saar S. 275); 
Erste DVO/SJG v. 28. April 1964, geänd. durch VO v. 
6. April 1967 (ABI Saar S. 310); Jagd- und SchonzeitenVO 
v. 30. Sept. 1964 (ABI Saar S. 975) 

Schutz gegen Pestizide 

Pilanzenwelt 

Standortschutz (außerhalb des RNG) 

Allgemeiner (Schutz außerhalb der Vorschriften des RNG) 
§ 32 Saar!. Straßengesetz; Preuß. Feld- und Forstpolizei-
gesetz i. d. F. v. 26. Jan. 1926 (GS S. 83); Preuß. Forstdieb-
stahlG i. d. F. v. 12. März 1924 (GS S. 127); WaldschutzVO 
v. 12. Juli 1934 (Preuß. GS S. 333) 

Aufforstung 
§ 33 Saarl. Straßengesetz 

Einschränkungen des Schutzes 
§ 31 Abs. 2 Saar!. StraßenG; § 73 Abs. l SWG; §§ 11-21 
LBO; 
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Förderungsmaßnahmen 
§ 4 Abs. 1 Nr. 4 Buchstabe a), § 4 Abs. 1 Nr. 8 Grund-
erwerbsteuergesetz i. d. F. v. 22. Nov. 1966 (ABI Saar s. 841) 

Lebensumwelt des Menschen 

Verfassungsgrundsätze 
Art. 34 Abs. 2 Verfassung des Saarlandes 

Naturschutzgesetze 
VO zur .Änderung der NSchVO v. 27. Jan. 1955 (ABI Saar 
S. 154); VO zur .Änderung der NSchVO v. 21. April 1960 
(ABI Saar S. 315) 

Beseitigung von Müll, Abraum und dergl. 

Kleingärten 

Schutz des Landschaftsbildes gegen Außenwerbung 
§ 15 LBO, § 113 Abs. l Nr. 1 LBO 

Allgemeiner Schutz des Straßen-, Orts-
und Landschaftsblides 

§ 14, § 113 Abs. 1 Nr. 2 LBO 

Schutz von Baudenkmälern 
§ 87 Abs. l LBO; § 78 Abs. 2 Nr. 3 Kommunalselbstver-
waltungsG - Teil A Gemeindeordnung -

Schutz von vor- und frühgeschichtlichen Denl<mälern 
§ l ff. AusgrabungsG v. 26. März 1914 (Preuß. GS S. 41); 
AusgrabungsVO v. 6. Sept. 1908 (BayGVBI S. 762) 

Bodenfunde 
§ 5 ff. AusgrabungsG; AusgrabungsVO 

Zelten, Camping, Wohnwagen 

Naturgenuß, Wanderwege, Zutritt zu Wald, Bergweiden 
und Gewässern 

Gesetz zur Erhaltung des Baumbestandes und Erhaltung 
und Freigabe von Uferwegen im Interesse der Volksge-
sundheit v. 29. Juli 1922 (Preuß. GS S. 213); zul. geänd. 
10. Juli 1942 (Preuß. GS S. 27) 

Schutz gegen Lärm 

SCHLESWIG-HOLSTEIN 

RAUMORDNUNG UND LANDESPLANUNG 

Verfassungsgrundsätze 

Gesetzgebung 
Gesetz über die Landesplanung (Landespla-nungsgesetz) 
v. 5. Juli 1961 (SchlH GVBI S. 119); §§ 138 ff. Landes-
verwaltungsgesetz v. 18. April 1967 (SchlH GVBI S. 131 ) 
- Planfeststellungsverfohren -

FINANZAUSGLEICH 

Gesetzgebung 
Finanzausgleichsgesetz i. d. F. v. 30. Nov. 1964 (SchlH 

SIEDLUNGSPLANUNG 

Bauleitplanung, Gesetzgebung 
Erste DVO/BBauG v. 9. Dez. 1960 (SchlH GVBI S. 198l; 
Dritte DVO/BBauG v. 30. März 1961 (Sch lH GVBI S. 45; 
Vierte DVO/BBauG v. 30. März 1961 (SchlH GVBI S. 45); 
Sechste DVO/BBauG v. 14. Juni 1961 (SchlH GVBI S. 108); 
RichtwertVO v. 23. Okt. 1964 (SchlH GVBI S. 219) 

Bauaufsicht 
Landesbauordnung (LBO) v. 9. Februar 1967 (SchlH GVBI s. 51) 

Wohnungsbau 

GVBI S. 241); GewerbesteuerausgleichsG v. 25. März 1960 AGRAR- UND FORSTSTRUKTUR-PLANUNG 
(SchlH GVBI S. 83) 

GEBIETSSTRUKTURPLANUNG 

Bestandsgarantien, Selbstverwaltungsgrundsätze, 

Grenzänderungen 
Art. 39 Landessatzung für Schleswig-Holstein i. d. F. v. 
15. März 1962 (SchlH GVBI S. 123); § 14 Kreisordnung v. 
27. Febr. 1950 (SchlH GVBI 49); § 14 Gemeindeordnung 
v. 24. Jan. 1950 (Sch.IH GVBI S. 25) 

Zweckverbände 
Zweckverbandsgesetz v. 7. Juni 1939 (RGBI 1 S. 979=GS 
SchlH 2020 a); Zweckverbandsgesetz v. 19. Juli 1911 (Preuß. 
GS S. 115 = GS SchlH 2020 a) 

Sonderverbände 
Amtsordnung i. d. F. v. 24. Mai 1966 (SclllH GVBI S. 95) 
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Förderungsprogramme, Allgemeine Strukturmaßnahmen 
Gesetz über Befreiungen von der Grunderwerbsteuer beim 
Erwerb von Grundstücken zur Verbesserung der Struktur 
land- und forstw. Betriebe i. d. F. v. 3. Febr. 1967 (SchlH 
GVBI S. 29) 

Flurbereinigung 

Grundstücksverkehr 
AG-GrdstVGv. 8. Dez.1961 (SchlH GVBI 1962S.1); DVO-
G rdstVG v. 20. Dez. 1961 (SchlH GVBI 1962 S. 80) 

WIRTSCHAFTSPLANUNG 

Allgemeine Strukturmaßnahmen und Förderungsprogramme 
Energiewirtschaft 

Gesetz zur Förderung der Energiewirtschaft v. 13. Dez. 
1935 (RGBI 1 S. 1451 = GS SchJH 752) 



Lagerstättenabbau 
Preuß. ABG v. 24. Juni 1865 (GS S. 705 = GS SchlH 750); 
Moorschutzgesetz v. 20. Aug. 1923 (Preuß. GS S. 400 = GS 
SchlH 791); Moorschutzverordnung v. 14. Februar 1964 
(SchlH GVBI S. 20); § 39 Abs. 1 Hafenordnung v. 24. April 
1956 (SchlH GVBI S. 79) 

Wasserwlrtschaftliche Rahmenplanung 
§ 56 Wassergesetz; Wasserverbandgesetz v. 10. Febr. 
1937 (RGBI 1 S. 188 = GS SchlH 753); WVVO v. 3. Sept. 
1937 (RGBI 1 S. 933 = GS SchlH 753) 

Fremdenverkehr 

VERKEHRSPLANUNG 
(PLANFESTSTELLUNGSVERFAHREN) 

Eisenbahn und sonstiger Schienenverkehr, Seilbahnen 
§ 14 Landeseisenbahngesetz v. 8. Dez. 1956 (SchlH GVBI 
S. 193); VO über den Bau und Betrieb von Anschlußbah-
nen v. 14. Nov. 1956 (SchlH GVBI S. 177) 

Straßenbahnen u. ä. 

Autobahnen und Straßen 
§§ 39--44 Straßen- und Wegegesetz v. 22. Juni 1962 
(SchlH GVBI S. 237) - StrWG -

Kreuzung von Eisenbahnen und Straßen 

Lultverkehr 

Wasserstraßen 
VO über den Verkehr mit Motorsportfahrzeugen an den 
schleswig-holst. Küsten v. 15. Mai 1961 (SchlH GVBI S. 99) 

Nachrichtenwesen 

VERTEIDIGUNGS-PLANUNG 

Gesetzgebung 

LANDESPFLEGE-PLANUNG 

Plicht zur Beteiligung der Behörden der Landespflege 
§ 20 RNG - § 14 DVO/RNG 

Landschaftspläne 

Wasser 

Wassergesetze 
Wassergesetz v. 25. Febr. 1960 (SchlH GVBI S. 39) 

Reinhaltung des Oberflächenwassers 
§ 41 Hafenordnung v. 24. April 1956 (SchlH GVBI S. 79); 

Reinhaltung des Grundwassers 
§ 31 Wassergesetz 

Erdaufschlüsse 
§ 32 Wassergesetz 

Wasser- und Heilquellenschutzgebiete 
§ 15 Wassergesetz 

Gemein gebrauch 
§§ 17 ff. Wassergesetz; § 38 Abs. 1 Hafenordnung; § 4 
VO ü. d. Verkehr von Motorsportfahrzeugen v.15. Mai 1961 

Lagerung und Beförderung bestimmter Stoffe 
und Flüssigkeiten 

§ 16 Wassergesetz 

Detergentlen 

Boden 

Erhaltung von Feldgehölzen und Hecken (Erosionsschutz) 
§ 14 NSchVO; Verordnung zur Erhaltung der Wollhecken 
v. 28. Nov. 1935 (RuStAnz. Nr. 283); PolVO zum Schutz der 
Küstengewässer und des Meeresstrandes v. 17. Mai 1943 
(GS SchlH 791) 

Schutz des Bodens (allgemein) 

Verwendung landwirtsch. Hilfsstoffe 

Mutterboden 

Enteignungsrecht 
Preuß. EnteignungsG v. 11 . Juni 1874 (GS S. 221 = GS 
SchlH 214); Gesetz über ein vereinf. Enteignungsverfah-
ren v. 26. Juli 1922 (Preuß. GS S. 211 = GS ScnlH 214) 

Luft 

Nachbarrechtl. Immissionsschutz 
VO zur Durchf. der§§ 16, 25 GewO v. 20. Okt. 1961 
(SchlH GVBI S. 163) 

Schutz vor Radioaktivität 

Förderungsmaßnahmen 

Lagerstätten 

Schutz vor Raubbau 
§ 196 Abs. 2 ABG 

Rekultivierung 
§ 5 MoorschutzVO v. 14. Febr. 1964 (SchlH GVBI S. 20); 
§ 72 Abs. 1 Nr. 14, § 72 Abs. 2 Nr. 8, § 111 LBO 
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Tierwelt 

Artenschutz (Naturschutzrecht) 
§§ 2, 11 RNG; §§ 12ff. - 23ff. NSchVO; 

Artenschutz (Jagdrecht) 
Jagdgesetz v. 13. Juli 1953 (Scli1H GVBI S. 77); VO über 
befriedete Bezirke v. 22. Juni 1954 mit Änd. v. 12. Sept. 
1963 (SchlH GVBI S. 365); VO über den Abschuß von 
Seehunden v. 23. Mai 1961 (SchlH GVBI S. 102); VO über 
den Abschuß von Fasanenhennen v. 9. Febr. 1966 (SchlH 
GVBI S. 27) 

Schutz gegen Pestizide 

Pflanzenwelt 

Standortschutz (außerhalb des RNG) 
§ 4 Gesetz zur Walderhaitung v. 30. Mai 1950 (SchlH GVBI 
S. 199); Gesetz über Schutzwaldungen und Waldgenos-
senschaften v. 6. Juli 1875 (Preuß. GS S. 416 = GS ScluH 
790) 

Allgemeiner (Schutz außerhalb der Vorschriften des RNG) 
Gesetz zur Walderhaltung; Gesetz über Schutzwaldun-
gen und Waldgenossenschaften; Gesetz über gemein-
schaftl. Holzungen v. 14. März 1881 (Preuß. GS S. 261 = 
GS SchlH 790); VO zur Bekämpfung forstsch.ädl. Insekten 
v. 19. Juni 1962 (SchlH GVBI S. 236); VO wr Verhütung 
und Bekämpfung von Waldbränden v. 16. Juni 1937 
(RGBI 1 S. 271 = GS SchlH 790); Verordnung zum Schutze 
der Wälder, Moore und Heiden gegen Brände v. 25. Juni 
1938 (RGBI 1 S. 700 = GS SchlH 790); Feld- und Forst-
polizeigesetz i. d. F. v. 21. Jan. 1926 (Preuß. GS S. 83 = 
GS SchlH 790); Gesetz über den Forstdiebstahl v. 15. April 
1878 mit Änd. (Preuß. GS S. 222 = GS Sch.JH 790) 

Aufforstung 
§ 5 Gesetz zur Walderhaltung 

Einschränkungen des Schutzes 
§ 33 Abs. 3 StrWG; § 64 Abs. 1 Wassergesetz; § 13 VO 
über den Bau und Betrieb von Anschlußbahnen 

Förderungsmaßnahmen 
§ 4 Abs. 1 Nr. 4 Buchstabe a), § 4 Abs. 1 Nr. 5 Buchstabe c) 
Grunderwerbsteuergesetz i. d. F. v. 3. Febr. 1967 (SchlH 
GVBI S. 20) 
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Verfassungsgrundsätze 

Naturschutzgesetze 
§§ 56 Abs. 2 Nr. 2, 58 Landesverwaltungsgesetz 

Beseitigung von Müll, Abraum und dergl. 
Müllplatz-Verordnung v. 27. Jan. 1967 (SchlH GVBI S. 47) 

Kleingärten 
VO zur Kleinsiedlung und Bereitstellung von Kleingärten 
i. d. F. v. 15. Jan. 1937 (RGBI 1 S. 17 = GS SchlH 233); 
Kleingartengesetz i. d. F. v. 5. Mai 1948 (Scf'llH GVBI S. 59); 
VO v. 30. April 1951 (SchlH GVBI S. 101); §§ 10, 11, 72 
Abs. 1 Nr. 14 LBO 

Schutz des Landschaftsbildes gegen Außenwerbung 
§§ 15, 86, 111 LBO 

Allgemeiner Schutz des Straßen-, Orts-
und Landschaftsbildes 

§§ 14, 110, 111 LBO; § 17 Denkmalschutzgesetz v. 7. Juli 
1958 (Sch.IH GVBI S. 217) 

Schutz von Baudenkmälern 
§§ 1 ff. Denkmalschutzgesetz; Art. 25 Kirchenvertrag mit 
den Evangelischen Landeskirchen v. 23. April 1957 (SchlH 
GVBI S. 73); § 78 Abs. 2 Buchst. d. Gemeindeordnung 

Schutz von vor- und frühgeschichtlichen Denkmälern 
§§ 18 ff. Denkmalschutzgesetz 

Bodenfunde 
§§ 14 ff. Denkmalsclwtzgesetz 

Zellen, Camping, Wohnwagen 
Verordnung über das Zelten und das Verhalten am 
Meeresstrand (Zeltverordnung) v. 27. Juni 1961 mit .Änd. 
v. 30. April 1962 und 13. März 1964 (SchlH GVBI 1964 
S.30) 

Naturgenuß, Wanderwege, Zutritt zu Wald, Bergweiden 
und Gewässern 

Gesetz zur Erhaltung und Freigabe von Uferwegen im 
Interesse der Volksgesundheit v. 29. Juli 1922 (Preuß. GS 
S. 213 = GS SchlH 791) 

Schutz gegen lärm 
Gesetz über Sonn- und Feiertage v. 12. Dez. 1953 [SchlH 
GVBI S. 161); Verordnung zur Bekämpfung des Lärms 
v. 16. Dez. 1966 (SchlH GVBI S. 262); § 2 Abs. 2 Schieß-
standanlagen-VO v. 27. Nov. 1962 (SchlH GVBI S. 387) 



DEUTSCHER RAT FÜR LANDESPFLEGE 

Schirmherr: 

Mitglieder: 

Geschäftsstelle: 

Bundespräsident Dr. h. c. Heinrich Lübke 

Graf Lennart Bernadotte, Schloß Mainau - Sprecher des Rates 

Prof. Dr. Konrad Buchwald, Hannover 

Staatsminister a. D. Joseph P. Franken, Bad Godesberg 

Bauassessor Dr.-lng. E. h. Hans Werner Koenig, Essen 

Prof. Erich Kühn, Aachen 

Prof. Dr. Gerhard Olschowy, Bonn - Geschäftsführer des Rates 

Prof. Dr. Helmut Schelsky, Münster 

Staatsminister a. D. Dr. Otto Schmidt, Wuppertal-Elberfeld 

Staatssekretär i. R. Dr. Theodor Sonnemann, Bonn 

Prof. Dr. Julius Speer, Bad Godesberg 

Staatsminister a. D. Prof. Dr. Erwin Stein, Baden-Baden 

Dr. h. c. Alfred Toepfer, Hamburg 

Prof. Dr. phil. Dr. med. Rudolf Wegmann, Maxhöhe, Starnberger See 

Prof. Dr. Dr. h. c. Emil Woermann, Göttingen 

532 Bad Godesberg, Kölner Straße 142- 148, Telefon 7 4051 




